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OH, DU MEIN Ö ÖKO-KURZ 


Verhältnismäßiger 


Trottel? 


Die Republik Österreich wurde vom Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) verurteilt, weil der Journalist Ger- 
hard O. den FPÖ-Chef Haider als "Trottel" bezeichnete und die 
Republik ihn deshalb zu einer Geldstrafe verdonnerte. 


TATblatt 

Der Anlaßfall liegt mehr als 6 Jahre 
zurück. Im März 1991 setzte sich der Jour- 
nalist und Ex-Herausgeber der Zeitschrift 
"Forum", Gerhard O., im Rahmen einer 
Glosse mit der Rede des damaligen Kärntner 
Landeshauptmannes Haider auseinander. Es 
war jene Rede, die Haider beim berüchtigten 
Ulrichsbergtreffen im Oktober 1990 vor ehe- 
maligen SSlern und anderen ehemaligen 
Wasserträgern des NS-Regimes hielt. Kon- 
kret ging es um jene Passage, in der Haider 
meinte: "Geistige Freiheit ist in einer Demo- 
kratie etwas Selbstverständliches, aber sie 
findet dort ihre Grenzen, wo Menschen jene 
geistige Freiheit in Anspruch nehmen, die sie 
nie bekommen hätten, hätten nicht andere für 
sie den Kopf hingehalten, daß sie heute in 


Demokratie und Freiheit leben können.” Die- “ 


se Aussagen Haiders veranlaßten Gerhard O. 
zur Feststellung, daß Haider in seinen Augen 
schlichtweg ein "Trottel" sei. Haider meinte 
eine Beleidigung zu erblicken, klagte wie so 
oft, und wie fast ebenso oft gab ihm die Justiz 
recht. Gerhard O. sah durch dieses Urteil der 
österreichischen Justiz sein Recht auf freie 
Meinungsäußerung verletzt und wandte sich 
seinerseits an den EGMR. Durch das nun- 
_ mehrige Urteil dieses Gerichtshofes wird die 
Republik Österreich dazu gezwungen, 
150.000.-öS zu zahlen. Weiters wurde dem 
Antrag von Gerhard O. stattgegeben, seine 
Anwaltskosten und Prozeßkosten rückzuer- 
statten. Schlußendlich muß die Republik 
auch jene Geldstrafe an Gerhard O. zurück- 
zahlen, zu der ihn einst die österreichische 


Justiz verurteilte. Das damalige Urteil lautete 
in erster Instanz auf 4.000.-öS, nach der 
Berufung wurde dieser Betrag auf 1.000.-6S 
reduziert. 


Die Richter des EGMR begründeten ihr 
Urteil damit, daß Haider in seiner damaligen 
Rede eine provokative Absicht verfolgte. 
Haiders Aussagen liefen darauf hinaus, daß 
nur die Soldaten der deutschen Wehrmacht, 
die in seinen Augen ihr Leben riskiert haben, 
ein Recht auf freie Meinungsäußerung hät- 
ten. Weiters behauptete Haider, daß alle Sol- 
daten, die im Zweiten Weltkrieg aktiv waren, 
für Frieden und Freiheit gekämpft hätten. 
Angesichts dieser flotten Sprüche schien die 
Reaktion von Gerhard O. Haider gegenüber 
dem Gerichtshof als verhältnismäßig. 

Das Urteil des Gerichtshofes war nicht 
einstimmig, es lautete auf 7 zu 2 Stimmen 
zugunsten von Gerhard O. Die beiden Ge- 
genstimmen kamen von den Vertretern Is- 
lands und no-na-net Österreichs. 

Gerhard O. selbst zeigte sich über das 
Urteil zufrieden und hoffte zugleich, daß sich 
durch dieses Urteil die österreichischen Ge- 
richte schön langsam an die Meinungsfreiheit 
gewöhnen würden. Er betonte aber auch, daß 
die Aussagen Haiders nicht nur - seiner Mei- 
nung nach - "trottelhaft" gewesen wären, 
sondern daß er Haider damals auch als einen 
"wahrhaft lebensgefährlichen" Nazi bezeich- 
nete, wogegen dieser niemals Klage erhoben 
hätte. 


% 


KURZES 


ÖVP-Polemik gegen 
Ausländerbeirat 


SOS-Mitmensch OÖ, gekürzte Presseaussendung 
In einem kürzlich verteilten Wahl-Flugblatt ver- 


langt die ÖVP Linz "statt Energie und Geld in 
einen Ausländerbeirat zu stecken einen Sicher- 
heitsbeirat zu schaffen, der sich endlich um die 
alarmierende Entwicklung in Linz kümmert" und 
"mehr Polizeiwachzimmer in Linz". 

Die Linzer ÖVP folgt mit der Verquickung von 
"Mord und Raubüberfälle in Linz" mit dem Aus- 
länderbeirat einem freiheitlichen Prinzip, einfach 
eine "alarmierende Entwicklung" zu behaupten, 


wo keine ist. Laut "Poli- 
zeilicher Kriminalstatistik 
Österreichs 1996" ist in 
Linz die Anzahl ausländi- 
scher Tatverdächtiger seit 
1992 um mehr als 10 Pro- 
zent zurückgegangen, 
jene der GastarbeiterIn- 
nen um mehr als 20 Prozent. (Und das, obwohl 
bekanntlich "ausländisch" aussehende Menschen 
häufiger Opfer von polizeilichen Verdächtigungen 
und Übergriffen werden; Anm. TATblatt) 

Mit dem Geld des Ausländerbeirats könnte ein 
Polizeiwachzimmer nicht einmal einen Monat lang 
finanziert werden. 


%* 


| Ja zu Müll 


In Zwentendorf, 
Niederösterreich, ha- 
ben 74% der Bürge- 
rInnen für die Errich- 
tung einer Müllver- 
brennungsanlage ge- 
stimmt. Was gibt’s 
dazu noch zu sagen, 
außer daß diese Perle 
Österreichs auch im- 
mer mehrheitlich für 
das AKW war. 


Superphenix wird 
abgeschaltet 


Der neue französische Premierminister Jospin 
hat die endgültige Abschaltung des AKW Super- 
phenix vom Typ Schneller Brüter in Creys-Malvil- 
le angekündigt. Der Superphenix war in den letz- 
ten zwei Jahren wegen dauernder Pannen ohnehin 
fast immer abgeschaltet, was aber die vorige Re- 
gierung unter Juppe keinesfalls von dem Projekt 
abbringen konnte. 

Die Organisation Les Europ&ens contre Super- 
phenix (Rue Dumenge 9, 69004 Lyon) wird vom 
31. Juli bis zum 2. August eine Gedenkveranstal- 
tung für den bei den Demonstrationen in Creys- 
Malville vor 20 Jahren getöteten Vital Michalon 
und weitere 100 damals schwerst Verletzte veran- 
stalten. 


Paul Watson 
freigelassen 


Auf Betreiben der norwegischen Regierung war 
der internationale Walfangschiff-Versenker 
Watson von Sea Shepherd seit 2. April in den 
Niederlanden in Auslieferungshaft. 1992 hatte 
Watson mit anderen in Norwegen den illegalen 
Walfänger Nybraena versenkt, weshalb er in Ab- 
wesenheit von einem norwegischen Gericht venrur- 
teilt worden war. 

Zuvor war Watson auf Betreiben Norwegens 
schon in Deutschland festgenommen worden, aber 
nach kurzer Zeit ließen ihn die deutschen Behörden 
frei und lehnten eine Auslieferung an Norwegen 
ab. Die holländischen Behörden ließen ihn nun 
zwei Drittel der in Norwegen verhängten Strafe in 
einem niederländischen Hochsicherheitsgefängnis 
absitzen, bevor sie ihn am 20. Juni freiließen. 

Für Watson setzten sich etwa Mick Jagger oder 
Brigitte Bardot ein, nur Greenpeace, die er be- 
kanntlich mitgründete, rührte wieder einmal kei- 
nen Finger. : 

International setzt sich die Idee, daß internatio- 
nale Abkommen - etwa gegen den Walfang oder 
Schleppnetzfischerei - auch real durchgesetzt wer- 
den müssen, schön langsam durch. Die Antarktis, 
die durch ein internationales Abkommen vor Aus- 
beutung geschützt sein sollte, ist zugleich Tummel- 
platz von illegalen Fischern. Doch in den letzten 
Monaten haben erstmals französische und britische 
Marineschiffe illegale Fischfänger aufgebracht, 
Neuseeland setzt Flugzeuge ein und Südafrika hat 
angekündigt, Kriegsschiffe einzusetzen. 

Bisher hatte Sea Shepherd weltweit im Allein- 
gang illegale Fischer durch Rammen unschädlich 
gemacht oder Walfänger durch Sabotage versenkt. 
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UNTER STROM 


TATblatt 

Zur Erinnerung: die österreichische Ver- 
bundgesellschaft plant eine 380 Kilovolt- 
Ringleitung um ganz Österreich zu errichten. 
Dieser Ring ist an den meisten Stellen bereits 
geschlossen. Unter anderem klafft aber im 
südlichen Burgenland bis hinüber in die Ost- 
steiermark eine Lücke, die nun geschlossen 
werden soll. Proteste der Bevölkerung rich- 
ten sich aus den verschiedensten Gründen 
(vom Landschafts- und Gesundheitsschutz 
bis zum Vorwurf, daß hier billiger Atom- 
strom aus dem Osten durch Österreich in die 
EU transportiert werden soll) gegen den Bau 
der Leitung. 

Im Mittelburgenland (bishinunter nach Ro- 
tenturm) dürfte alles gelaufen sein. Zumindest 
sehen die dort ehemals doch sehr starken Bür- 
gerInneninitiativen es so. So scheinen sowohl 
Pläne des Verbundes bezüglich Streckenfüh- 
rung unumstößlich festzustehen, als auch an 
einigen Stellen bereits Bautätigkeit eingesetzt 
zu haben. Ganz anderes gilt für die Strecke 
hinüber in die Steiermark. Hier wurde nach 
einer Studie, die die Verbundgesellschaft Ende 
letzten Jahres veröffentlichte, die gesamte 
Streckenplanung umgestoßen, und befindet 
sich wieder in der Begutachtungsphase. Zum 
Teil wurde damit, ersten Widerstandsregungen 
der Wind aus den Segeln genommen, zum Teil 
bedeutete das aber auch eine kurze Verschnauf- 
pause, die in einigen Gemeinden zu ersten 
Ansätzen neuer Bewegung geführt hat. Die 
Bürgermeister der betroffenen Gemeinden sind 
weder von der eigenen Uninformiertheit durch 
den Verbund begeistert noch von der Aussicht 
plötzlich einer gestärkten Umweltbewegung 
gegenüberzustehen, was im Endeffekt viel- 
leicht gar mit grünen GemeinderätInnen endet. 

Eine hoffentlich nicht trügerische Hoff- 
nung der LeitungsgegnerInnen ist eine Geset- 
zesinitiative von mehr als 20 steirischen Ge- 
meinden. Nachdem eine BürgerInnenbefra- 
gung letztes Jahr eindeutig eine Absage der 
Bevölkerung an das Leitungsprojekt ergab, 
reichten die betroffenen Gemeinden nun ei- 
nen Antrag zur Änderung des Naturschutz- 
gesetzes ein. 

Kurz zusammengefaßt geht es in diesem 
Antrag um folgendes: laut dem Starkstrom- 
wegegesetz 1968 hat nur ein äußerst kleiner 
Kreis (60m) der vom Leitungsbau Betroffe- 
nen minimale Parteienrechte. Weder Ge- 
meinden noch AnrainerInnen können ge- 
sundheitliche, ökologische oder materielle 
Nachteile im Verfahren geltend machen. Der 


Höchstspannung 


BürgerInnenmeister der Gemenn € Empers- 
dorf drückt es so aus: "Um diesen Zustand 
zu beenden und ein faires Verfahren für die 
Bevölkerung zu erreichen, haben sich die 
Gemeinden zusammengeschlossen und unter 
anderem diese Gesetzesinitiative gestartet. 
Die Gesetzesinitiative (...) hat zum Ziel das 
Stmk. Naturschutzgesetz dahingehend abzu- 
ändern, daß für Großprojekte (Flächenmaß 
über 1Oha. bzw. eine Trassenlänge über 10 
km) zwingend eine Umweltverträglichkeit- 
sprüfung durchgeführt werden muß." 

BürgerInneninitiativen in einigen burgen- 
ländischen Gemeinden hoffen, daß das stei- 
rische Beispiel Schule machen könnte, und 
es auch im Burgenland auf Gemeindeebene 
zu Protesten kommen könnte. Allerdings 
herrschen im Burgenland ganz andere politi- 
sche Vorrausset- 


lange Zeit am liebsten PR icht drüber sprach, ist sie jatz t wieder 
ing eitung, die Österreichs Eur pareife wieder einmal ul 


RK /97) versucht er dann die rein inne- 
rösterreichischen Versorgungsgründe als 
Motivation darzulegen. Auch sogenannte 
Störpartnerschaften (gegenseitige Hilfe im 
Störfall) mit Bayern und der EU würden eine 
380kV-Ringleitung notwendig machen. Der 
letzte Satz unter seinem Motto: "Wir bauen 
keine sogenannten Atomstromautobahnen" 
läßt dann allerdings keine Zweifel offen: 
"Wer preisgünstigen Strom aus der EU haben 
möchte (...), müßte für einen zügigen Aus- 
bau des 380-kV-Netzes eintreten." Gerade 
das ist aber einer der Hauptkritikpunkte der 
LeitungsgegnerInnen, die berechtigterweise 
annehmen, daß billiger EU-Strom nichts an- 
deres sei als billiger Atomstrom aus dem 
Osten, für dessen Transport gerade die 
380kV-Leitung benötigt wird. 
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kämpfe zwischen Ssterreichs Höchstspannungsnetz 1996 


Bund und Länder- 


organisationen (Steweag/Bewag) im Zuge 
der Liberalisierung des Strommarktes ein 
Auslöser für das Engagement der Gemeinden 
auf steirischer Seite sind. 

Die Verbundgesellschaft bemüht sich in- 
des, der Leitung ein positiveres Image zu 
verleihen. Daß sie dabei auf die ewig selbe 
Leier zurückgreift (Versorgungssicherheit) 
wie schon seit mehr als zwei Jahren, wird 
nur durch den Umstand EU etwas aufge- 
frischt. So meint der Verbundvorstandsdi- 
rektor Schröfelbauer ganz unverblümt: "Wer 
vom freien europäischen Strommarkt, von 
der Verfügbarkeit billigen elektrischen 
Stroms’ und vom härter werdenden Wettbe- 
werb zwischen den Versorgern spricht, 
müßte auch über die technischen Möglichkei- 


“ ten denken, jederzeit größere Strommengen 


über weite Entfernungen problemlos zu über- 
tragen." Noch im selben Interview (VEO- 


Die Liberalisierung des EU-Strommark- 
tes wird - auch wenn der innerösterreichi- 
sche Bedarf Vorrang hat - zu einer gewalti- 
gen Dynamisierung des Handels mit freien 
Netzkapazitäten führen. Gleichzeitig wird es 
im Bereich "Neubau von Kraftwerken" ex- 


.trem eng. Der Verbund hat zum Beispiel nur 


ein einziges Großprojekt (Kraftwerk Freu- 
denau) laufen. Für den Verbund ist also die 
Errichtung der 380kV-Leitung, und die Vor- 
bereitung auf die Liberalisierung des Handels 
mit Energie die Zukunftsaussicht schlecht- 
hin. Daran lassen die Geschäftsberichte und 
der Aktionärsbrief der Verupelgesellishätt 
keinen Zweifel. 

Auf BürgerlInneninitiativen, engagierte 
Gemeinden und andere Widerstandsformen 
wartet also keine leichte Aufgabe, ein Som- 
merlöch und vielleicht ein heißer Herbst. 


%* 
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Überraschungen bei der Vergabe der Re- 
gionalradiolizenzen - eine je Bundesland, in 
Wien zwei - wird’es wohl kaum geben. Zum 
Zug dürften jene FrequenzwerberInnen kom- 
men, welche bereits 1995 den Zuschlag be- 
kommen haben. In.Salzburg und der Steier- 
mark, wo trotz der VfGH-Entscheidung auf- 
grund besonderer Vereinbarungen bereits pri- 
vat gesendet wird, behalten "Radio Melody" 
und "Antenne Steiermark" ihre Lizenzen. In 
Wien gibt es nach der Gründung von "Anten- 
ne Wien" noch ein Gerangel zwischen drei 
chancenreichen Bewerbungen. 

Fest steht damit bereits vorab, daß mit den 
Regionalradios unter dem Vorwand der Ver- 
besserung von Medienvielfalt die Machtkon- 
zentration der führenden MeinungsmacherIn- 
nen aus dem Printmedienbereich - die bei fast 
allen potentiellen Sendern maßgeblich betei- 
ligt sind (siehe Kasten) - auf das Radio aus- 
geweitet und damit verfestigt wird. 

Worum es den Zeitungsverlegern dabei 
aber in erster Linie geht, ist es, bei der 
bevorstehenden Neuaufteilung des Werbeku- 
chens dabei zu sein. Schon in der Vergangen- 
heit nahm der Anteil von Radio und Fernse- 
hen am wachsenden Werbemarkt stetig zu. 
Die neuen Kommerzradios werden diesen 
Markt absehbarerweise einigermaßen auf- 
wühlen. Vor allem aber können die Zeitungs- 
verleger dann auch in jenes Marktsegment 
vordringen, das bislang dem ORF vorbehal- 
ten war. Um möglichst große Stücke von dem 
aufgestockten Kuchen zu bekommen, finden 
sich auch sonst nicht gerade kooperations- 
freudige Medien mit unterschiedlichster Ziel- 
gruppenorientierung wie Krone und Standard 
in einem Radiounternehmen zusammen. 

Nichtkommerzielle Radios sind da lediglich 
Störfaktoren, die zwar - dank ihrer selbstaufer- 
legten Werbefreiheit - nichts vom Werbekuchen 
wegnaschen, aber doch immerhin die begehrten 
Frequenzen abspenstig machen können. Folge- 
richtig wurden sie in der Originalfassung des 
Regionalradiogesetzes 1993 auch prompt "ver- 
gessen". In der reparierten Gesetzesversioff von 
1997 finden sie immerhin bereits Erwähnung - 
freilich ohne jegliche Konsequenz. So ist weder 
vorgesehen, daß ein bestimmter Teil der zu 
vergebenden Frequenzen an nichtkommerzielle 


HÖRFUN 


Neuer Anlauf für Regional- und 


Lokalradios 


Bleiben Sie dran! 


Am 12. Juni endete wieder einmal die Bewerbungsfrist für 
Regional- und Lokalradiolizenzen. Nach oberflächlicher Re- 
paratur des 1995 vom VfGH aufgehobenen Regionalradioge- 
setzes sollen möglicherweise bereits im kommenden Herbst 
53 neue Radios auf Sendung gehen. Ob auch nichtkommer- 
zielle Sender dabeisein werden, wird sich zeigen .... 


Radios zu gehen hat, noch gibt es Finanzie- 
rungshilfen oder zumindest Erleichterungen 
bei den auf kommerzielle AnbieterInnen zu- 
geschnittenen Gesetzesauflagen für Program- 
manbieterInnen. 

Die 45 in der ersten Runde zu vergeben- 
den Lokalradiolizenzen versprechen auf- 
grund ihrer kleineren Sendegebiete nur gerin- 
gere Werbeeinnahmen. Dementsprechend 
werden sie auch weniger begehrt. Eine Aus- 
nahme stellen lediglich lokale Frequenzen in 
Ballungsräumen dar. In Wien kann zumindest 
mit den beiden stärkeren von insgesamt drei 
Lokalfrequenzen ein gleichgroßes (Werbe- 
)Publikum erreicht werden wie mit einem 
Regionalradio. Die gesetzliche Möglichkeit, 
bis zu 60 % des Programms von anderen 
Stationen zu übernehmen - werbefreie, unmo- 
derierte Musikprogramme sogar ohne jegli- 
che Beschränkung - ermöglichen Program- 
manbieterInnen überregionale quasi-net- 
‚works zu bilden und lediglich kleine lokale 
Fenster in gemeinsam gestalteten Program- 
men zu plazieren. Damit lassen sich auch mit 
Lokalradios mit geringem Aufwand satte Pro- 
fite erwirtschaften. Lokalität in der Bericht- 


_ erstattung oder gar HörerInnennähe braucht 


da nicht erwartet werden. Vielmehr wird 
wohl, wie auch in der BRD, ein großer Teil 
des wenigen "selbst" produzierten Pro- 
gramms aus leicht überarbeiteten PR-Beiträ- 
gen bestehen, die wohl auch hierorts bald von 
findigen Unternehmen kostenlos den Sendern 
zu Verfügung gestellt werden. 


Nichtkommerzielle 
Alternativen 


Mit "Meinungsvielfalt" und Bedachtnah- 
me auf lokale und regionale Interessen, wie 
im Regionalradiogesetz anzustreben vorgege- 
ben wird, haben kommerzielle Sender nur 
wenig zu tun. Diese Anforderungen könnten 
viel besser von nichtkommerziellen Radios 
erfüllt werden, wird von seiten der zahlrei- 
chen "freien" Radioinitiativen argumentiert, 
die sich ebenfalls um verschiedene Frequen- 
zen beworben haben. Wieweit sie sich damit in 
einer Auseinandersetzung, in der mit medien- 
politischen Begriffen die Verwertungsinteres- 
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sen diverser Einzelkapitale kaschiert werden, 
durchzusetzen imstande sind, ist noch offen. 

Das "Freie Radio Wien" (FRW) gibt sich 
jedenfalls optimistisch und kündigt auf seiner 
Webpage bereits fix den Sendestart im Herbst 
an. Die idealistischen Überbleibsel und Nach- 
fahrInnen der ehemaligen Wiener Radiopira- 
tInnen von 1991-93 vertrauen dabei auf ihre 
hinter den Kulissen geleistete Lobbyarbeit. Auf 
die Unterstützung jener bürgerlichen Medien 
wie Standard und Falter, derer sie bis 1993 noch 
sicher sein konnten, brauchen sie hingegen 
nicht einmal mehr zu hoffen. Damals waren die + 
PiratInnen als nützliche Verbündete in einem 
aus ungleichen Motiven geführten Kampf um 
Rundfunkliberalisierung willkommen. Heute 
werden sie als KonkurrentInnen bei der Fre- 
quenzvergabe gesehen und totgeschwiegen. 

Das Freie Radio Wien bewarb sich um 
jene zwei der drei in Wien zu vergebenden 
Lokalradiolizenzen 
(Wien 1/Kahlenberg 
92,9 MHz, 3.000 W; 
Wien 2/Himmelhof 
104,2 MHz, 800 W), | 
mit denen die in Wien W% 
lebenden RadiohörerIn- 
nen einigermaßen flä- 
chendeckend erreicht 
werden können. Die 
dritte ausgeschriebene 
Frequenz (Wien 3/Neu- 
waldegg 98,6 MHz, 
100 W) wird wegen der P% 
geringen erlaubten Sen- ! 
deleistung - nicht nur 
vom FRW - als unzurei- 
chend abgelehnt. Zum 
Vergleich: gute PiratIn- 
nensender bliesen an 
die 70 W in den Äther. In den Bezirken 21 
und 22 - und damit in rund einem Drittel des 
Wiener Stadtgebietes - wird Wien 3 vermut- 
lich nicht zu empfangen sein. 

Auch in den übrigen Bundesländern bewar- 
ben sich freie Radioinitiativen um Regional- 
und/oder Lokalradiolizenzen. So etwa der 
"Freie Rundfunk Oberösterreich", "Freirad" in 
Innsbruck, das "Freie Radio Vorarlberg", das 
"mehrsprachige offene Radio / MORA" im 
Burgenland/Gradisca und die "Arbeitsgemein- 
schaft offenes Radio / autonomno gibanje 
odprtega radia AGORA" in Kärnten/Koroska. 

Ebenfalls beworben hat sich auch das stei- 
rische "Radio Helsinki", welches derzeit jeden 
Sonntag-Abend ab 20 Uhr auf der Frequenz von 
Antenne Steiermark sendet. Mit dem Zuge- 
ständnis dieses Sendeplatzes hat sich die Anten- 
ne 1995 den Verzicht des Freien Radio Steier- 
marks auf eine VfGH-Klage und damit die 
Möglichkeit als erstes Privatradio Österreichs 
auf Sendung gehen zu können, erkauft. Mitt- 
lerweile verdichten sich jedoch die Gerüchte, 
daß die Antenne das unbequeme Anhängsel 
loswerden und den attraktiven Sonntags-Sende- 
platz für werbeverträgliche Programme freibe- 
kommen möchte. 

Mit einem positiven Bescheid allein ist es 
für ein nichtkommerzielles Radio noch nicht 


getan. Es gilt auch, das nötige Geld aufzu- 
treiben. Das "Freie Radio Wien" veran- 
schlagt die Errichtungskosten auf ATS 
800.000,--, wovon allerdings schon gut 
300.000,-- in Form vorhandener Betriebs- 
mittel vorliegen. Die laufenden Kosten sol- 
len, wie sie in einem Finanzkonzept vorrech- 
nen, durch die laufenden Einnahmen gedeckt 
werden können. Dabei wird von einer Zahl 
von 4.000 AbonnentInnen ausgegangen, die 
eine Art freiwillige Radiogebühr von 400,-- 
jährlich zu zahlen bereit sind, von umfang- 
reichen staatlichen Förderungen (380.000,-- 
exkl. Arbeitsmarktförderung) aus verschie- 
densten Budgettöpfen und ähnlichem. Aus- 


gabenseitig stellen die zu zahlenden Urhebe-, 


rInnenrechte noch eine große Unbekannte 
dar. Sie sind im Finanzkonzept mit ATS 
100.000,-- veranschlagt. Verhandlungen mit 
den UrheberInnenrechtsgesellschaften über 


günstigere Tarife für nichtkommerzielle Ra- 
dios sind aber noch nicht abgeschlossen. 
Nicht vorgesehen im Finanzkonzept sind 
Sendermieten an den ORF, da eine - wesent- 
lich günstigere - eigene Sendeanlage aufge- 
baut wird. Auch Personalkosten fallen kaum 
an, da mit 3,5 Angestellten das Auslangen 
gefunden werden soll. Sendungsgestaltende 
Arbeiten werden nicht bezahlt. Das Radio 
lebt vielmehr vom kostenlosen Engagement 
der AktivistInnen und deren Selbstausbeu- 
tungsbereitschaft. Die Ähnlichkeit mit alter- 
nativen Zeitschriften ist wohl nicht zufällig, 
sondern muß vielmehr an sowas wie ökono- 
mischer Gesetzmäßigkeit liegen. Allerdings 
müssen AlternativzeitschriftenmacherInnen 
nicht zweimal täglich einstündige Informati- 
onssendungen produzieren, wie es im Pro- 
grammschema des Freien Radios vorgesehen 
ist, die wohl kaum zwischen Uni und Lohnar- 
beitsplatz von freiwilligen MitarbeiterInnen 
im Vorbeigehen gemacht werden können. 


Radiowerkstätten 


Den freien Radiomacherlnnen bleibt damit 


“ wohl nichts anderes übrig, als das zu tun, was 


bei alternativen Zeitschriften seit jeher üblich 
ist und sich eigentlich auch ganz gut bewährt 


hat, nämlich jeder ökonomischen Rationalität 
trotzend einfach das Unmögliche wahrzuma- 
chen und darauf zu vertrauen, daß sich letzt- 
endlich schon alles irgendwie ausgehen wird. 

Allerdings ist freies Radio immer besten- 
falls so gut, wie die Leute, die sich daran 
beteiligen. Das Freie Radio Wien bietet da- 
her für alle interessierten Einzelpersonen, 
aber auch für Gruppen, Vereine und Initiati- 
ven, die inhaltliche Beiträge für das Radio 
gestalten wollen, "Radiowerkstätten" zum 
Lernen des Umgangs mit den Besonderheiten 
des Mediums und der erforderlichen Technik 
an. In den Werkstätten wird aber nicht nur 
geübt und Sendungen zum Verstauben in 
Archiven oder für den Kassettenrecorder zu 
hause produziert. Im Rahmen einer Zusam- 
menarbeit mit dem polycollege alias Volks- 
hochschule Stöbergasse und dem ORF (sic!) 
können die Beiträge auch im abendlichen 
Ö1-Mittelwellenprogramm 1476 (auf der 
Frequenz 1476 kHZ) ausgestrahlt werden. 

Die nächste Einstiegsmöglichkeit in die 
Radiowerkstätte gibt's am Wochenende 
26./27. September. Anmeldung ist erforder- 
lich! Preis: 50,--. 

Über mögliche ähnliche Angebote in an- 
deren Bundesländern informiert ihr euch am 
besten bei eurem lokalen freien Radio. 


Kontakte und nähere Infos: 


Freies Radio Wien 
httpy//www.blackbox.at/freirad 
f.radio@link-atu.comlink.apc.org 
1020 Wien, Rembrandtstraße 32/1a 
Tel.: (01) 3321096 

Fax: (01) 3321097 


Radio Helsinki / Freies Radio Steiermark 
http//gewi.kfunigraz.ac.at/-helsinki 
helsinki@gewi.kfunigraz.ac.at 

8010 Graz, Leitnergasse 25 

Tel.: (0316) 814141 

Fax: (0316) 814151 


Freier Rundfunk Oberösterreich 
http’//fro.at 

fro@fro.at 

4040 Linz, Kirchengasse 4 

Tel.: (0732) 717277 

Fax: (0732) 711846 


AGORA 
stopar@aon.at 
9135 Eisenkappl, Lobnig 16 


MORA 

do KUGA 

info-kuga@kuga.co.at 

7304 Großvranasdorf, Parkstraße 66 


Freies Radio Salzburg 
5302 Henndorf, Schnepfenstr. 3 


FreiRad / Freies Radio Tirol 
do Wilhelm Theo 
6021 Innsbruck, Postfach 757 


" Tel. und Fax: (0512) 585134 


Freies Radio Vorarlberg 
8645 Hohenems, Im Sol 1 


(möglicherweise unvollständig und wie immer ohne Gewähr) 


zum Weiterlesen: 


Andrea Danmayr, Birgit Schrentewein, Fiona Steinert (Hg.): 
Lokalradio. Meinungen - Materialien. 

edition freies radio wien, 1995 

(Bestellungen an die Adresse des Freien Radios Wien) 


Johanna Dorer, Alexander Baratsits (Hg.) 
Radiokultur von morgen. 

Ansichten, Aussichten, Alternativen. 
Verlag Buchkultur, Wien 1995. 
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"Wer aus Gewissensgründen die Erfüllung 
der Wehrpflicht verweigert und hiervon be- 
freit wird, hat einen Ersatzdienst zu leisten". 
So steht es im Artikel 9a des Bundes-Verfas- 
sungsgesetzes, mit dem 1975 der Zivildienst 
als Wehrersatzdienst eingeführt wurde. 
Durch den Einfluß von Verteidigungspoliti- 
kerInnen wird er zunehmend unattraktiver. 


zoom 4/5-97 

Gleichzeitig mit dem Zivildienst wurde 
mit der Umfassenden Landesverteidigung 
das Konzept einer Gesamtverteidigung be- 
schlossen, das neben dem militärischen In- 
strument eine kriegswirtschaftliche, eine 
propagandistische und eine zivilschützeri- 
sche Komponente umfaßt, jeweils angesie- 
delt im Wirtschafts-, Unterrichts- bzw. In- 
nenministerium. 

Der Zivildienst: wurde der Verwaltung 
des Innenministeriums unterstellt. Die Zivil- 
dienstträger Polizei, Sicherheitswache, Feu- 
erwehr und Zivilschutzverband können bei- 
spielhaft für die Bereiche Zivilschutz und 
innere Sicherheit angeführt werden. 

Im dreiwöchigen Grundlehrgang am Be- 
ginn des Zivildienstes wird allen Gewissens- 
verweigerern ihre Funktion als unbewaffnete 
Hilfskräfte in Krisen- und Kriegsfäl- 
len nahegebracht. Im Paragraph 21 
des Zivildienstgesetzes ist mit dem 
sogenannten "außerordentlichen Zi- 
vildienst" die gesetzliche Vorausset- 
zung für diese unbewaffneten Krisen- 
oder Kriegseinsätze geschaffen wor- 
den. Parallel zum Einsatzprä- 


1997 auf 32.000 gesenkt. Eine kleine Struk- 
turänderung des Heeres ermöglicht eine Stei- 
gerung der Zivildienerquote um 2000. 

Mit folgenden drei Maßnahmen nehmen 
VerteidigungspolitikerInnen Einfluß auf die 
Zivildienstzahlen: 


Die Zugangsregelung 


Die Antragsfrist endet am dritten Tag vor 
Erhalt des Einberufungsbefehls. Erst wenn 
der Wehrpflichtige seine Einberufung in 
Händen hält, weiß er, daß die Frist, innerhalb 
derer er eine Zivfldiensterklärung abgeben 
konnte, bereits abgelaufen ist. Besonders 
problematisch ist das Antragsrecht für "Alt- 
fälle". Es betrifft all jene, die vor 1992 
erstmals tauglich wurden. 


Frist für Antragstellung im europäischen Vergleich 


klin 


senzdienst gibt es damit einen "Ein- rumians 
satzzivildienst", der sich vor allem bei oneren 
der Sanität, im Spitalswesen oder in — 


der Versorgung abspielen würde. a a 
BAR Eee  Aufschubs ng 0 Wehrdenten 


Diese sicherheitspolitische Einord- 

nung des Zivildienstes wird ange- 

sichts eines feststellbaren Funktionsverlustes 
des Militärischen wahrscheinlich Theorie 
bleiben. Dennoch muß darauf hingewiesen 
werden. Immerhin sind viele Verweigerer 
des Wehrdienstes der Ansicht, daß sie mit 
ihrer Zivildiensterklärung einen aktiven Ver- 
weigerungsschritt jeglichen Kriegdienstes 
gesetzt haben. Dies erweist sich bei näherem 
Hinsehen als Illusion. 

Kaum ein anderes Gesetz erlebte derart 
viele Novellen wie das Zivildienstgesetz. Der 
Grund für die Anbindung der Zivildienstrege- 
lungen an die politische Zustimmung des Ver- 
teidigungsministeriums liegt jedoch nicht in 
erster Linie an der Einbindung des Zivildienstes 
in die Umfassende Landesverteidigung, son- 
dern vielmehr am Einfluß der Zahl der Zivil- 
dienstanträge auf die militärischen Rekrutie- 
rungspläne. Das Verteidigungsministerium 
gibt ein Plansoll für seine Wehrkonzepte aus, 
Dieses wurde bis Ende 1996 mit 34.000 jung- 
männern pro Jahr veranschlagt und Anfang 


Die UNO-Kommission für Menschen- 
rechte stellte auf Basis der UN-Resolution 
84/93 am 10. März 1993 fest: "Minimale 
Garantien sollen sicherstellen, daß Verwei- 
gerung aus Gewissensgründen jederzeit an- 
gemeldet werden kann." Der Bericht des 
EU-Ministerrats meint zum gleichen Prob- 
lem, daß "ein Gewissenskonflikt zu jedem 
Zeitpunkt eintreten kann" (Explanatory Re- 
port to Recommendation No R(87)8). Daher 
ist für Amnesty International eine Einschrän- 
kung des Antragsrechts wie in Österreich 
nicht akzeptabei. 


Die Zivildienstdauer 


1996 wurde der Zivildienst auf zwölf 
Monate verlängert. Der Zivildienst dauert 
somit um 50 % länger als der Wehrdienst. 
Ein derart langdauernder Zivildienst ist in 
den meisten europäischen Ländern unüblich. 

Der zitierte Bericht des EU-Ministerrats 


Zivildienst - 
> Anhängsel 
‚des Militärs 


aus dem Jahr 1987 stellt fest, daß der "Weh- 
rersatzdienst keinen Strafcharakter haben 
soll. Die Dauer soll im Verhältnis zum Mili- 
tärdienst in vernünftigen Grenzen bleiben." 
Amnesty International erachtet einen Zivil- 
dienst dann als Strafe, wenn dieser um mehr 
als die Hälfte länger dauert als der Wehr- 
dienst. 

Das österreichische Gesetz sieht - übri- 
gens seit Bestehen des Zivildienstes - die 
gleiche Belastung durch beide Dienste vor. 
Die längere Dauer ist jedenfalls eine Ein- 
schränkung des Rechts auf Wehrdienstver- 
weigerung aus Gewissensgründen, da zum 
Beispiel das Ausscheiden aus dem Beruf oder 
der Ausbildung für zwölf Monate im Ver- 
gleich zu acht Monaten einen großen Druck 
auf die Entscheidungsfreiheit des Wehr- 
pflichtigen ausübt. 


Die Ausgestaltung 
des Zivildienstes 


Auch hier ist eine stetige Verschlechte- 
rung der Bedingungen festzustellen. So wur- 
de die Vergütung auf 2.222 öS pro Monat 
gesenkt - schlechter als im Wehrdienst. Die 
Anerkennung der Wohnkostenbeihilfe wird 
für Zivildiener immer schwieriger. Die Ver- 
köstigung, die mit Essensbons erfolgt, 
kommt der Verwaltung teuer und ist für die 
Zivildiener höchst unattraktiv. 

Vergleichen wir die jetzt herrschende mit 
allen früheren Zivildienstregelungen, so ist 
zu resümieren: Eine durch unterschiedliche 
Fristen recht undurchschaubare Zugangsre- 
gelung, ein um die Hälfte längerer Dienst und 
Schlechterstellungen bei Pauschalvergütung, 
Wohnkostenbeihilfe und Essensbons stehen. 
am Ende einer Entwicklung, die mit achtmo- 
natigern Zivildienst, klarer Zugangsfrist und 
gleichem Entgelt für Wehr- und Zivildiener 
1975 eingesetzt hat. Heute gibt es Fälle, in 
denen Zivildiener mit einem exıstenzgefähr- 
denden Schuldenstand aus dem Diunst am - 
Staat entlassen werden. Diese Negativent- 
wicklung ist nicht durch eine Veränderung 
der internationalen Verhältnisse erklärbar, 
sondern nur durch den gesteigerten Einfluß 
der Verteidigungspolitik sowie der konserva- 
tiven und reaktionären politischen Kräfte auf 
die Zivildienstgesetzgebung. 


%* 
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BEE... TE u. 2 TR 
Zuweisungsstopp führt 
zu Zivildienstdemontage 


In Österreich wird das Recht auf Wehrdienstverweigerung 
weiter eingeschränkt. Durch den aktuellen Zuweisungsstopp 
des Innenministeriums müssen Zivildienstwillige bis zu zwei 
Jahre auf ihren Dienstantritt warten. 


TATblatt 

Diese Zurückstellung der Zivildienstwil- 
ligen bedeutet eine eklatante Benachteiligung 
den Wehrdienern gegenüber. Diese Warte- 
frist beeinträchtigt erstens die konkrete Le- 
bensplanung und führt zweeitens dazu, daß 
es praktisch unmöglich ist eine Anstellung zu 
bekommen, da ja der Zivildienst erst noch 
abgeleistet werden muß. 

Durch diesen offensichtlichen Druck soll 
wohl die Attraktivität des Zivildienstes 


wirken. 

Um Interessierten einen Überblick zu er- 
möglichen, haben die ÖH und die ARGE 
Wehrdienstverweigerung und Gewaltfreiheit 
den "Ratgeber Wehrdienstverweigerung" 
herausgegeben. Darin wird versucht, die 
wichtigsten gestzlichen Regelungen ver- 
ständlich zu machen, und das Thema Wehr- 
dienstverweigerung in einen gesamtgesell- 
schaftspolitischen Zusammenhang zu stellen. 


als Ersatzdienst zum Bundesheer weiter 
geschmälert werden (Einen genaueren 
Überblick der Entwicklung des Zivil- 
dienstes der letzten Jahre gibt der nach- 
stehende Artikel). Die bisherige Anzie- 
hungskraft des Zivildienstes wird durch 
die Anzahl der Zivildiener deutlich: 

1993: 5450 

1994: 6414 

1995: 6440 

1996: 6853 

Auch die Trägerorganisationen kom- 
men durch den Zueweisungsstopp in 
arge, vor allem finanzielle Schwierig- 


keiten. Dienste können nicht mehr er- L__ 


füllt werden oder müßten stark verteuert 
werden. Die Konsequenzen daraus hätten 
einmal mehr die sozial Schwachen zu tragen. 
Die Caritas geht schon davon aus, daß durch 
die Reduktion der Zuweisungen in ihrem 
Bereich ein großer Teil ihres Budgets, das 
eigentlich Bedürftigen zugute kommen sollte 
nunmehr in den erhöhten Personalaufwand 
fließen wird. 


Komplizierte 
Rechtslage 


Zwar wurde in Österreich die Gewissen- 
sprüfung abgeschafft, doch der Zugang zum 
Zivildienst wurde mit weiteren Hürden er- 
schwert. Die Einschränkung durch die An- 
tragsfrist hat dazu geführt, daß etlichen Zi- 
vildienstwilligen ein Einberufungsbefehl zu- 
gestellt wurde und die Nichtbefolgung dieses 
Befehls gerichtlich verfolgt wurde. Amnesty 
International (ai) sah sich genötigt aktiv zu 
werden. Für den Fall einer Verurteilung und 
Inhaftierung der von drei konkret Betroffe- 
nen werden diese von ai adoptiert. 


Die Verlängerung des Zivildienstes auf 


die Dauer von zwölf Monate und eben jene 
komplexe Rechtslage sollen abschreckend 


Dauer des Zivildienstes in der EU 


an Die Grafik zeigt in Prozent, um 
wieviel der Zivildienst länger 
dauert als der Wehrdienst. Die 
Zahlen über den Balken geben 
die Länge des Wehrdienstes/ 
Zivildienstes in Monaten an. 


Kriegsdienst- 
verweigerung ist 
Menschenrecht 


Das Recht aus Gewissensgründen den 
Kriegsdienst zu verweigern ist von der UN- 
Menschenrechtskommission, vom Europarat 
und vom Europäischen Parlament als zentra- 
les Anliegen des internationalen Menschen- 
rechtsschutzes anerkannt worden. Wie ernst 
diese hehren Anliegen in der politischen Pra- 
xis genommen werden, zeigt der Umgang 
mit Zivildienstwilligen in Österreich. 

ai kritisiert besonders das Fehlen jeglichen 
Rechtsanspruches auf Kriegsdienstverweige- 
rung in Russland und der Türkei. Kritikpunkte 
die auch für Österreich gelten sind, daß es 
jederzeit möglich sein muß einen Antrag zu 
stellen, und daß die Länge des Zivildienstes 
keinen Strafcharakter haben darf. 


%* 


Informationen zum Thema und Bestelladresse für 
die Broschüre "Ratgeber Wehrdienstverweigerung": 
Netzwerk Gewissensfreiheit 

Schottengasse 3A/1/4/59 

1010 Wien 

Tel.: 533 72 71 

FAX: 532 74 16 


KURZES 


Nicaragua: 
Straßenschlachten 
gegen Sparpolitik 


Seit Tagen kommt es zu massiven Protesten 
gegen die Sparpläne der nicaraguanischen Regie- 
rung. Federführend sind dabei die Proteste der 
StudentInnen, die am 30. Juni in Managua ihren 
bisherigen Höhepunkt erreichten. Mehr als 30 
StudentInnen und mindestens zwei Polizisten wur- 
den bei Straßenschlachten in der Hauptstadt ver- 
letzt. Die schwersten Auseinandersetzungen gab 
es in der Nähe der Universität Managuas, wo sich 
hunderte StudentInnen und Einheiten der Polizei 
gegenüberstanden. Die Polizei setzte Tränengas 
und Gummigeschosse ein, die StudentInnen agier- 
ten mit Steinen und Moltowcocktails. 

Ausgangspunkt dieser jüngsten Auseinanderset- 
zungen sind die geplanten drastischen Kürzungen, 
im Bildungsbereich. Kürzungen die im Rahmen 
eines sog. "Nationalen Dialogs" verhandelt wer- 
den sollen. Im Rahmen dieses Dialogs wünscht 
sich die Regierung Wege aus der wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Misere zu finden. Von 
seiten der Regierung sind zu diesem Dialog Ver- 
treterInnen der Parteien, der Universitäten, der 
Gewerkschaften und der Kirchen eingeladen wor- 
den. Der Dialog findet jedoch ohne die zweitstärk- 
ste politische Partei, den SandinistInnen statt. Die- 
se hatten an ihre Teilnahme Bedingungen geknüpft 
- Forderungen, die Entlassungen im öffentlichen 
Dienst zu stoppen, nach einer Erhöhung des Bil- 
dungsbudgets, nach einer Agrarreform, die tau- 
senden BäuerInnen Landbesitz verschaffen sollte. 

Somit wird dieser von der Regierung initiierte 
Dialog wohl nicht sein Ziel erreichen, der Bevöl- 
kerung ein nationales Opfer abzuverlangen. Die 
Proteste der StudentInnen sind ein Zeichen dafür, 
daß die Sparpläne, legitimiert durch den "Nationa- 
len Dialog", nicht reibungslos über die Bühne 
gehen werden. 


Maulkorb für perua- 
nischen Guerill:- 
Sprecher 


Die Hamburger Innenbehörde hat dem Europa- 
Sprecher der Tupac-Amaru-Rebellen (MRTA), 
Isaac Velazco, gestern mitgeteilt, daß sie ein poli- 
tisches Betätigungsverbot gegen ihn verhängen 
wird. Dem anerkannten Asylbewerber, der sich 
mehrfach öffentlich zu der Besetzung der japani- 
schen Botschaftsresidenz in Lima geäußert hatte, 
sollen danach "alle öffentlichen Äußerungen un- 
tersagt" werden, die im Zusammenhang mit den 
Zielen und dem Verhalten der MRTA in Peru die 
Anwendung. von Gewalt befürworten, rechtferti- 
gen oder ankündigen". 
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RASSISMUS | 


Rassistischer Alltag in Deutschland I 


Schuldig trotz 
Freispruch 


ı 


Faschistische Übergriffe stehen auf der Tagesordnung. In den letzen Monaten kamen in 
Deutschland zahlreiche Menschen bei Bränden um. Die Opfer: Migrantinnen, Obdachlose, 
Menschen, die gegen Fremdenfeindlichkeit offen eintreten. Die TäterInnen: Meist aus der 


rechtsextremen Szene. 


ak, antifa-info blatt, Arranca, Lübecker Bündnis gegen Ras- 
simus, TATblatt_ E 

"Freiheit für Safwan Eid!" - So lautete die 
Losung vieler antirassistischer Gruppen am Be- 
ginn des Verfahrens gegen einen der (ehemali- 
gen) BewohnerInnen eines AsylwerberInnen- 
heimes in der Lübecker Hafenstraße 62. Am 18. 
Jänner 1996 war es zu einem Brandanschlag auf 
dieses gekommen, dem 10 Menschen zum Op- 
fer gefallen waren.(1) Nicht jene vier Rechtsex- 
treme, die mit Brandspuren in der 
Nähe des Tatortes angetroffen wor- 
den waren, wurden angeklagt, son- 
dern ein Opfer der rassistischen 
Tat. Nun ging der Prozeß zu Ende. 
Das Urteil: Freispruch für Safwan 
Eid. Aus Mangel an Beweisen, wie 
der Richter verlautbarte. Außer- 
dem kritisierte der Richter, daß der 
Prozeß von der Verteidigung poli- 
tisiert worden war. Safwan wurde 
zwar von der Tat freigesprochen, 
für viele wird er jedoch Täter blei- 
ben, solange nicht die wahren 
Schuldigen überführt werden. An 
eine Anklage gegen die tatsächlich 
möglichen Täter denkt die Staats- 
anwaltschaft nicht. Handelt sich 
bei ihnen doch um Deutsche. So 
bleiben die Opfer TäterInnen. Und 
in Lübeck kommt es weiter zu 
Brandanschlägen. 


Kontinuitäten 


« Vor zwei Jahren überschritt dann erstmals 
der Bombenterror der Bajuwaren die Gren- 
zen. Der SPD-Fraktionsgeschäftsführer im 
Lübecker Rathaus, Thomas Rother, verlor 
durch eine Briefbombe drei Finger. Er war 
in der Asyldebatte mit öffentlichen Stel- 
lungnahmen gegen die Entrechtung der 
Flüchtlinge hervorgetreten. 

« Im Jänner 1996 wurde die Flüchtlingsunter- 
kunft in der Hafenstraße in Brand gesetzt, 


Lübeck: Faschistischer Anschlag gegen Kirchenasyl 


Straßen vom StudentInnenwohnheim ent- 
fernt, einen Anschlag verüben wollte. Der 
Täter, der auf einem Fahrrad entkam, 
konnte zuvor noch Gebäude und Lieferwa- 
gen mit Hakenkreuzen besprühen, mußte 
aber zwei Molotow-Cocktails zurücklas- 
sen. 

e Am Jahrestag des Anschlags auf das Flücht- 
lingswohnheim in der Hafenstraße wurde 
die St. Jürgen-Kapelle mit Hakenkreuzen 
besprüht. Dort sollte an 
diesem Tag ein ökomeni- 
scher Gottesdienst für die 
Brandopfer stattfinden. 

« Nur wenige Tage später, 

am 27. Januar 97, be- 

schmierten Unbekannte 
das Haus des Bischofs 

Kohlwage, der sich positiv 

zum Bleiberecht der über- 

lebenden Brandopfer aus 
der Hafenstraße geäußert 
hate, mit Hakenkreuzen. 

Einige Wochen später wur- 

de die Gartenlaube des evan- 

gelischen Bischofs in Brand 
gesteckt, wieder Haken- 
kreuzschmierereien (mit 
weißer Farbe) hinterlassen. 

In der Nacht zum Sonntag, 

den 25. Mai 1997 wurde 

ein faschistischer 

Brandanschlag auf die ka- 

tholische St. Vicelin-Kir- 

che in Lübeck/St. Jürgen 


Doch nun der Reihe nach. Die Geschichte 
rassistisch/antisemitisch motivierter Anschläge 
in Lübeck reicht bereits einige Jahre zurück. 

e Im März 1994 findet ein Brandanschlag auf 
die Lübecker Synagoge statt. Es entsteht 
lediglich Sachschaden. Vier junge Männer 
aus der rechten Szene werden zu Haftstra- 
fen verurteilt. 

e Im Mai 1995 erneuter Brandanschlag auf 
das jüdische Gebetshaus, einen Tag vor den 
Gedenkfeiern zum 50. Jahrestag des 
Kriegsendes. Als mutmaßlicher Brandstif- 
ter wurde ein Arbeitsloser ermittelt, der 
sich "sexuell erregen" wollte. An seiner 
Täterschaft bestehen erhebliche Zweifel. 


zehn Menschen starben in den Flammen. 

Als Täter sollte einer der BewohnerInnen 

des Hauses herhalten. 
e Einen Brand in einem StudentInnenheim im 
Juni ’96, bei dem ein Student starb, die 
Namen der nichtdeutschen StudentInnen an 
den Klingeln der Eingangstür durchgestri- 
chen und Hakenkreuzschmierereien ent- 
deckt wurden, versuchen Polizei und Medi- 
en zu vertuschen. Der Öffentlichkeit wurde 
erklärt, es handle sich um einen technischen 
Defekt. 
Im Juli vergangenen Jahres wurde ein Mann 
von AnwohnerInnen dabei überrascht, als 
er auf ein türkisches Lokal, nur wenige 


verübt. Durch das Feuer 
wurde die Kirche beinahe vollständig zer- 
stört. Die TäterInnen hinterließen fünf Ha- 
kenkreuze, die, wie bereits bei einigen An- 
schlägen zuvor, mit weißer Farb: an die 
Wand gesprüht wurden. Außeıdem 
schmierten sie den Namen ces evarıgeli- 
schen Pastors, der in seiner Gemc..ue einer” 
algerischen Familie seit zwei Wochen 
Schutz vor der Abschiebung bot, an die 
Kirchenwand. Dies ist einer der wenigen 
Fälle, wo die Medien einen politische Hin- 
tergrund nicht ausschließen. Österreichi- 
sche bürgerliche Medien schrieben sowohl 
von rechtsradikalen Motiven (Hakenkreuz- 
schmiererein und die Drohung gegen den 
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Pastor) und einem rechtsradikalen Täter, 
der mittlerweile gefaßt wurde. Trotzdem 
schließt die Exekutive wie immer ein poli- 
tisches Motiv aus. 

Am Abend des 28.5. brannte ein Lübecker 
Obdachlosenheim. Das Feuer ist "nach Anga- 
ben der Polizei nicht auf Brandstiftung zurück- 
zuführen. Beim Feuer waren drei Menschen 
gestorben, drei weitere hatten Verletzungen 
erlitten." (Die Presse, 31.5.97). 

Am Abend des 29. Mai verteilten Nazis in 
der Nähe der abgebrannten St. Vicelin-Kir- 
che ein Flugblatt, in dem sie die Schuld für 
den Anschlag von sich wiesen, aber Linke 
und AntifaschistInnen dafür verantwortlich 
machen wollten. 

Für den 31. Mai wurden zwei Demonstra- 
tionen von einem Bündnis Rechts für Lü- 
beck unter dem Motto "Kirchenasyl wider 
Gesetz und Recht" angemeldet. Hinter die- 
sem angeblichen Bündnis stecken die 
rechtsextreme NPD und ihre Jugendorgani- 
sation die Jungen Nationaldemolkraten 
(JN). Nach angekündigten Gegenorganisa- 
tionen durch das Lübecker Bündnis gegen 
Rassismus wurden die beiden rechten Auf- 
märsche verboten. 

Schließlich wurde am 30.6., also kurz vor 
dem Prozeßende gegen Safwan Eid, ein 
Brandanschlag auf das Gemeindebüro der Lü- 
becker St.-Augustinus-Kirche begangen. 


Diese Aufzählung erhält keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit, sie zeigt aber, daß die 
Lübecker Naziszene nach wie vor aktiv ist. 
Alle Diskussionen und Aktivitäten nach dem 
Brand in der Lübecker Hafenstraße und wäh- 
rend des Prozesses gegen Safwan Eid haben 
diese Szene unbeeindruckt gelassen. Ganz im 
Gegenteil: Lübeck ist für die Naziszene zum 
Symbol geworden. 

Die neuerlichen Anschläge rufen die Sze- 
ne auf, weiterhin mit Brandanschlägen gegen 
AslywerberInnen und ihre UnterstützerInnen 
vorzugehen. Daß diese Botschaft gehört wur- 
de, zeigen zwei Anschläge, die unmittelbar 
nach dem Anschlag auf die St. Vicelin-Kirche 
erfolgten: in Hamburg ein fast gleichgelager- 
ter Anschlagsversuch gegen eine Kirche, die 
Flüchtlingen Kirchenasyl gewährte, und in 
Husum wurde der Holzaltar einer Kirche 
angezündet. In einem BekennerInnenschrei- 
ben, an der Kirchentür zurückgelassen, er- 
klärten die TäterInnen den Anschlag als Re- 
aktion auf die Verhaftung des rechtsextremen 
Lübecker Brandstifters. 

Unklar bleibt, inwieweit hinter den regel- 
mäßigen Anschlägen in Lübeck System steckt. 
Nicht nur der Brandanschlag auf die St. Vice- 
lin-Kirche und die wiederholten Attacken auf 
den Bischof Kohlwage, sondern auch der Brief- 
bombenanschlag auf den SPD-Fraktionsge- 
schäftsführer Thomas Rother vor zwei Jahren, 
hat eine Opfergruppe getroffen, die in organi- 
sierten neofaschistischen Kreisen als vorrangige 
Anschlagsziele gehandelt werden. Wie bei den 


zahlreichen Briefbombenanschlägen in Öster- 


reich, werden hier nicht mehr nur MigrantInnen 
und Flüchtlinge attackiert, sondern auch die, die 


sie unterstützen, "die Volksverräter aus den 
eigenen Reihen". Und auch die beiden 
Brandanschläge auf die Synagoge in Lübeck 
sind (noch) Besonderheiten im Deutschland 
der 9er Jahre. 

Die andere Variante wäre, daß die rechte 
Szene in der Hansestadt Lübeck so groß und 
agil ist, daß die Anschläge unabhängig von- 
einander geplant und ausgeführt wurden. Eine 
Möglichkeit, die nicht weniger beunruhigend 
ist, als erstere. 


Anschlag auf das Haus eines Lübecker Bischofs am 27.2.97 


Staatliche 
Schuldumkehr 


Doch wie verhält sich der Deutsche Staat 
dazu? Versuche staatlicher Ermittlungsbe- 
hörden, rassitische Anschläge zu vertuschen 
und die Opfer zu TäterInnen zu machen, gab 
es in der Vergangenheit schon zahlreich. 
Schon vor Prozeßbeginn gegen Safwan Eid 


schaft 


ernsthaft verfolgt 


Überlebende des Lübecker 
Brandanschlages vom 18. Januar 
1996 fordern in einer Erklärung, 
daß die Ermittlungen gegen vier 
Jugendliche aus Grevesmühlen 
wieder aufgenommen werden, 
die kurz nach dem Brandanschlag 
festgenommen, aber wieder frei- 
gelassen worden waren. 


junge welt 

Gegen die vier, die der rechtsradikalen Szene 
zugeordnet werden, wurde nur kurz ermittelt. 
Ihre Spur wurde genauso schnell wieder fallen- 
gelassen. Sie sei»komplett abgearbeitet« worden, 
hatte der Lübecker Oberstaatsanwalt Klaus-Die- 
ter Schulz im April 1996 erklärt. Doch zuviel 
fehlt, um das glauben zu können, zuviel bleibt an 
unbeantworteten Fragen, die zum Teil vorschnell 
ad acta gelegt wurden. Es fehlt ein richtiges Alibi 
der Jugendlichen aus Grevesmühlen. Nur weil 
eine Polizeistreife drei von ihnen zur angenom- 
menen Brandausbruchszeit in einem Wartburg in 
der Nähe einer Tankstelle gesehen haben will, 
wurden sie nach ihrer Vernehmung am Tag nach 
dem Brand wieder freigelassen. Ein Kassenbon 
der Tankstelle reichte als Beweis. 

Erst in der Nähe des brennenden Hauses wur- 
den sie routinemäßig kontrolliert, aber nicht ihr 
Wartburg. Die Brandspuren an ihren Haaren, 
Wimpern und Augenbrauen wurden untersucht, 


Blinde Staatsan walt- 


Trotz Indizienkette wurde rechte Spur nie 


als sie einen Tag später doch noch vernommen 
wurden. Doch ihre eigenartigen Erklärungen ge- 
nügten den ErmittlerInnen: Der eine will vier 
Tage zuvor einen Hund angezündet haben, ein 
anderer will sich beim Benzinabzapfen aus einem 
Mofa-Tank versengt haben. Ein gerichtsmedizi- 
nisches Gutachten stufte die Verbrennungen der 
drei als »typisch bei Brandstiftern« ein. Doch die 
entnommenen Haarproben verschwanden unauf- 
findbar innerhalb der Polizei, wie manch anderes 
Beweismittel. Zeugenaussagen, die den Verdacht 
gegen die Grevesmühlener erhärten könnten, 
wurden nicht weiter verfolgt. Auch nicht, daß 
einer der drei Jugendlichen, Maik W., Spitzname 
»Klein-Adolf«, einem Freund berichtete, er habe 
in Lübeck etwas angezündet oder wolle es tun. 
Selbst als sich mögliche Verbindungen des Sani- 
täters Jens L., dessen Aussage die einzige Grund- 
lage für die Anklage gegen Eid darstellte, zu 
Rechtsradikalen aufzeigten, wurde die Staatsan- 
waltschaft nieht hellhörig. Gleichfalls nicht Ende 
1996, als Maik W. sich bei einem Ladendiebstahl 
in Güstrow damit brüstete, bei dem Brandan- 
schlag in Lübeck dabei gewesen zu sein. Es fehlt 
vieles für ein abschließendes Bild von dem, was 
in der Brandnacht des 18. Januar 1996 in Lübeck 
geschah. Neben ausreichender Spurensicherung 
und manchem Beweismittel fehlte vor allem die 
Bereitschaft und die Phantasie der Staatsanwalt- 
schaft, sich vorstellen zu können, daß es jemand 
anders als der Heimbewohner Eid gewesen sein 
könnte, der das Haus in Brand setzte. 


%« 
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Lübecker Opfern 
droht Abschiebung 


Können die 39 Überlebenden des Brandanschlages auf das 
Lübecker AsylwerberInnenheim vom 18. Januar 1996 nach dem 
Freispruch von Safwan Eid in der Bundesrepublik bleiben? 


schrieb die Berliner Zeitschrift Arranca in 

einem Extrablatt: 

"Die Methoden sind immer die gleichen: 
e wichtige Hinweise, die auf einen rassisti- 

schen Anschlag hinweisen, werden igno- 
riert, Beweise nicht sichergestellt oder ver- 
nichtet, notwendige Ermittlungen nicht 
durchgeführt; 

e ’Gutachten’ verschiedenster Art werden be- 
müht, die Argumentation der Ermittlungs- 
behörden zu belegen; 

e Aussagen von BewohnerInnen der Hafen- 
straße in Lübeck werden als unglaubwürdig 
hingestellt oder ihnen wird gar nicht erst 
nachgegangen; 

e den Opfern. wird unterstellt, die Brände 
selbst gelegt zu haben, sei es wegen "Ver- 
sicherungsbetrug’, angeblichen "internen 
Streitereien’ oder "ethnischen Konflikten’. 

Im Vordergrund steht nicht die Aufklä- 
rung des Verbrechens, sondern das "Ansehen 
Deutschlands’. Die Staatsanwaltschaft steht 
nach Hoyerswerda, Rostock, Mölln und So- 
lingen unter Druck, daß nicht sein darf, was 
nicht sein kann, also Deutsche die Täter. 

So werden für den Brand in der Lübecker 
Hafenstraße 52, bei dem 10 Menschen ums 
Leben kamen, nicht die vier verdächtigen 
jungen deutschen Rechtsextremen verant- 
wortlich gemacht, sondern einer, den das 
Feuer ’nur’ leicht verletzte, der mit dem 
Brand nicht nur sich, sondern seine ganze 
Familie in Gefahr gebracht hätte: Der 20jäh- 
rige Asylwerber Safwan Eid: Ein Opfer soll 
zum Täter werden, soll exemplarisch herhal- 
ten für die rassistisch motivierten Anschläge 
in Lübeck seit 1994." 


Schuld und Unschuld 


‚Die Staatsanwaltschaft hat, nachdem sich 
‚alle Beweisanträge für die Schuld Safwans als 
falsch herausstellten, auf Freispruch plädiert. 
Wegen Mangel an Beweisen! Doch eines 
scheint sicher: Der rechte Terror wird wei- 
tergehen. Es ist nicht zu erwarten, daß gegen 
die vier Rechtsextremisten aus Grevesmühlen 
ein Verfahren eingeleitet wird. Nach außen 
hin hat Deutschland so sein Ansehen gewahrt, 
da die Schuld Deutscher Täter nicht bewiesen 
ist. Im Inneren Deutschlands selbst können 
sich die Täter bei ihren faschistischen An- 
schlägen vor Verfolgung sicher fühlen. 

Und die Opfer: Ihre Situation ist unklar. 
Am 1. Juli diese Jahres lief ihre Duldung aus. 
Nun droht ihnen die Abschiebung zurück in 
das Land, aus dem sie vor Verfolgung geflo- 
hen sind. Nicht mehr Neonazis müssen dafür 
sorgen, daß sie verschwinden. Diese Aufgabe 
übernimmt nun möglicherweise der deutsche 
Staat. 


%* 


Fußnote: 
1) siehe: Die Opfer sind die Täter, in TATblatt plus 18, 5. 18-19 


.. Informationen über den genauen Prozeßausgang und 
die weiteren Vorhaben von Staatsanwaltschaft und 

Verteidigung: 

Lübecker Bündnis gegen Rassismus 

Willy-Brandt-Allee 9 

23554 Lübeck 


Tinge wenn ur SE ee 

Oder werden sie, wie schon ein Nigeria- 
ner aus der Gruppe, abgeschoben? Ihre Ein- 
zelanträge auf Asyl wurden abgelehnt. Für 
die Zeit des Prozesses erhielten sie eine 
gemeinsame Aufenthaltsduldung. Eine 
Chance haben sie nur, wenn sie eine soge- 
nannte Aufenthaltsbefugnis als Gruppe aus 
»humanitären Gründen« bekommen. Die 
Überlebenden fordern einen »unbefristeten 
und gesicherten Aufenthalt«. Das Lübecker 


Bündnis gegen Rassismus unterstützt sie da- 


bei und will Widerstand leisten, sollten Saf- 
wan Eid, Kate Davidsson aus Liberia, Jean- 
Daniel Makodila, Kibolo Katuta, beide aus 
dem ehemaligen Zaire, und die anderen doch 
abgeschoben werden. Mehr als 4 000 Unter- 
schriften wurden schon für ihr Bleiberecht 
gesammelt. Unterstützung kommt auch von 
der bündnisgrünen Bundestagsabgeordneten 
Angelika Beer. »Es wäre zutiefst inhuman, 
die Überlebenden der Brandnacht nun auf 
kaltem Wege abzuschieben«, erklärte sie 
nach dem Freispruch vom Montag. Die 
Stadtverwaltung von Lübeck unter SPD-Bür- 
germeister Michael Bouteiller bemüht sich 
seit dem Anschlag darum, daß die Überle- 
benden bleiben können. Bouteiller wurde 
deshalb schon vom Innenminister Schleswig- 
Holsteins, Ekkehard Wienholtz (SPD), mit 


einer Disziplinarstrafe belegt. Er hatte zwei 
Angehörigen der Toten des Anschlages Rei- 
sedokumente und Aufenthaltsgenehmigun- 
gen ausgestellt, damit sie in ihren Heimatlän- 
dern ihre Opfer bestatten und danach zurück- 
kehren können. Formal ist Bundesinnenmi- 


. nister Manfred Kanther (CDU) für das Blei- 


berecht der Opfer des Brandanschlags zu- 
ständig. Nach Paragraph 32 des Ausländer- 
gesetzes kann das Innenministerium von 
Schleswig-Holstein zwar den Überlebenden 
von Lübeck eine Aufenthaltsbefugnis als 
Gruppe erteilen, aber nicht ohne das "Ein- 
vernehmen" aus Bonn. Doch das dürfte von 
Kanther als oberstem Abschieber nicht zu 
erwarten sein. Es sieht so aus, als ob in Bonn 
darauf gewartet wird, daß entweder das Kie- 
ler Innenministerium aktiv wird oder die 
Stadt Lübeck etwas tut. Und als werde die 
getroffene Regelung dann akzeptiert. So 
bleibt der Eindruck, daß die Verantwortli- 
chen das Problem aussitzen wollen. KeineR 
traut sich zu entscheiden, aber genauso wenig 
die Überlebenden aus der Bundesrepublik - 
abzuschieben. Unterdessen warten die Über- 
lebenden weiter auf eine endgültige Rege- 
lung. Die PolitikerInnen sind in der Sommer- 
pause. 


%* 
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Rassistischer Alltag in Deutschland Il: 


Eine unvollständige 
Chronologie 


Tote an deutscher 
Grenze 


Nazis 
Schlümpfe? 


gegen 


Die "schengenreife", menschenverach- 
tende Abschottungs- und Grenzpolitik gegen- 
über Flüchtlingen und MigrantInnen 
Deutschland fordert Opfer. Im vergangenen 
Jahr sind 17 Menschen beim Versuch, die 
deutsche Ostgrenze "illegal" zu überqueren, 
umgekommen. 

Seit der faktischen Abschaffung des 
Asylrechts 1993 starben nach offiziellen An- 
gaben mindestens 56 Menschen an deutschen 
Außengrenzen. 


"mörderische" 
Bilanz 


Auf eine Anfrage der PDS antwortete die 
deutsche Bundestägsregierung, daß 1996 bei 
109 Bränden in deutschen Flüchtlingsheimen 
12 Menschen ums Leben. 107 wurden ver- 
letzt. Ursache der Brände seien fahrlässiger 
Umgang mit Kerzen oder Zigaretten, techni- 
sche Defekte oder Brandstiftung gewesen. 


20 April 


In Ludwigshafen wurde bei einem Brand 
in einer Unterkunft für Flüchtlinge glückli- 
cherweise niemand verletzt. Eine Mauer un- 
mittelbar vor der völlig ausgebrannten 
Flüchtlings-Baracke und eine Wand eines in 
der Nähe gelegenen Schulgebäudes wurden 
mit faschistischen und rassistischen Parolen 
und Hakenkreuzen beschmiert. 

In Lochau/Sachsen Anhalt überfielen sie- 
ben Nazis einen 19jährigen Italiener und 
schnitten ihm u.a. mit einer Rasierklinge 15 
mal durch sein Gesicht, dabei drohten sie ihm 
mit dem Tode, falls er Deutschland nicht 
verlasse. 

Im altmärkischen Klötze überfielen vier 
Nazis mehrere Wolgadeutsche und verletzten 
diese. Gegen die Nazis, ihr Anführer ist 
einschlägig bekannten, wurde Haftbefehl er- 
lassen. 

Weiters wurden mehrere Neonazis im 
Laufe von Ausschreitungen bei Feiern zu 
Hitlers Geburtstag am 20. April 97 in meh- 
reren Orten Deutschlands festgenommen. Es 
kam zu zahlreichen Verletzten. 


Am 19. Mai kam es in Dreseden zu einem 
außergewöhnlichen Anschlag. 14 Schlumpf- 
Kostüme eines Wandertheaters wurden zer- 
stört, auf den Bühnenboden und Fahrzeuge 
Hakenkreuze und Parolen wie "Polacken 
raus" oder "Deutschland für uns" ge- 
schmiert. 


| soziales Stigma? 


Am 29. Mai brach kurz vor Mitternacht 
in einem "Behinderten"-Wohnheim in Frank- 
furt an der Oder ein Feuer aus, welches neun 
Todesopfer forderte. Die meisten Bewohne- 
rInnen wurden im Schlaf überrascht. Dei 
Presse macht in ihrer Berichterstattung klar, 
gegen wen sich der Brand richtete: "Die 
Rettung der 145 Heiminsassen aus dem alten, 
verwinkelten Gebäude gestaltete sich als 
schwierig: Alle sind körperlich oder geistig 
behindert." (31.5.) j 

Einige Tage später, in der Nacht auf den 
6. Juni, brannte in Leverkusen ein Obdachlo- 
senheim, alle Personen konnten gerettet wer- 
den. Als Ursache wurde technischer Defekt 
angegeben. 

Der Kurier berichtet, daß im vergange- 
nen Jahr mehrere Altersheime brannten, wo- 


” 


Beim Brandanschlag auf eine Flüchtlingsunterkunft in Ludwigshafen 


Brand in Asylwer 
berinneheim: 
12 Verletzte 


In der Nacht vom 8. auf den 9. Juni 
brannte es in der oberen Etage eines Flücht- 
lingsheimes in Essen-Werden. Zwölf Men- 
schen wurden zum Teil schwer verletzt. Die 
Polizei stellte sofort klar, daß keine Hinweise 
auf einen Brandanschlag feststünden. Die 
Frage, wieso mitten in der Nacht, um 3.50 
Uhr, ein Müllsack, der aus Platzmangel auf 
der Außentreppe des Flurs stand, Feuer fing, 
bleibt unbeantwortet. 

Die mangelnden Sicherheitsstandards 
werden durch den nicht funktionierenden 
Brandmelder deutlich. 


Kirche mit Haken- 
kreuzen beschmiert 


Unbekannte haben am in der Nacht des 
30.6. die katholische St. Cyriakus-Kirche in 
Duderstadt nahe Göttingen mit zwei großen 
Hakenkreuzen beschmiert. Die Täter sprüh- 
ten nach Angaben der Polizei ein rotes und 
schwarzes Hakenkreuz an die Nordwand des 
Gotteshauses. Die Polizei geht von einer 
Nachahmungstat aus. 


hinterließen die TäterInnen faschistische Parolen 


bei neun Menschen ums Leben kamen. Wei- 
ters starben Ende 1996 bei einem Brand in 


einer psychiatrischen Anstalt in Rickling, 


Schleswig Holstein, neun Frauen. 


Brandanschlag: 


Ein Toter 


Anfang Juni kam bei einem Brand in einem 


‚ AsylwerberInnenheim in Friedrichshafen am 


Bodensee ein Mensch ums Leben. 35 weitere 
wurden verletzt. "Brandlegung wird nicht aus- 
geschlossen." (Die Presse, 5.6.1997) 


Nicht erwähnt in dieser Statistik sind die 
Anschläge in Lübeck, sowie zahlreiche wei- 
tere Übergriffe gegen Flüchtlinge, Migran- 
tInnen und Linke. Weiters kam es im heuri- 
gen Jahr schon zu mehreren Naziaufmär- 
schen. Über den größten von ihnen, gegen 
die Wehrmachtsausstellung in München, be- 
richteten wir ausführlich in TATTblatt plus 72 
und plus 74. 


%* 
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KILL A MULTI 


Kılla Multi 


Neues vom Kampf der Guten 
gegen die bösen Mächte 


Die Multis haben es nicht leicht. In den Ländern, in denen sie gerne expandieren würden, ist 
ihr Personal aus Angst vor Racheakten der Betroffenen häufig nicht mehr bereit, auf die 
Arbeitsstellezu gehen. In den Herkunftsländern ihrer Kapitaleinlagen umlagern Umwelt- und 
Menschenrechtsaktivistinnen ihre Generalversammlungen, Firmensitze, Tankstellen und Lä- 
den und bringen KonsumentInnen und Aktionärlnnen auf dumme Gedanken. Gerade die 
bekanntesten und weltweit mächtigsten der Multis, wie Shell oder BP, reagieren zunehmend 


panisch auf den Widerstand der kleinen Stiche. 


IPS, Financial Times, u.a.; TATblatt 
"US-amerikanische Ölfirmen haben lan- 
ge Zeit den Faktor der unstabilen fremden 
Regierungen einbeziehen müssen, wenn es 
große Investitionen von Kapital und Ausrü- 
stung betraf. Aber nun finden sie heraus, daß 
der neue Fokus der Risiken die 
Politik zuhause ist", schreibt 
die International Herald Tribu- 
ne, einer der führenden welt- 
weiten Propagandaorgane des 
Großkapitals. Sie bezieht sich 
damit in erster Linie auf den 
Multi Unocal, der Anlaß für die 
US-BürgerInnenrechtsbeweg 
ung war, Sanktionen gegen 
Burma zu fordern und auch 
durchzusetzen. US-Firman 
dürfen seit Ende Mai keine 
Neuinvestitionen in Burma täti- 
gen, und zahlreiche Städte 
(New York, San Francisco 
u.a.) und der Bundesstaat 
Massachusetts haben Gesetze 
erlassen, die überhaupt Firmen 
von öffentlichen Aufträgen aus- 
schließen, die mit Burma Ge- 
schäfte machen. Eines der be- 
kanntesten Opfer dieser. Be- 
stimmungen ist Mitsubishi. _ 
Die IHT geht davon aus, daß das, was 


Unocal passiert ist, auch weiteren Ölkonzer- - 


nen passieren wird, und daß die wahlschein- 
lichsten potentiellen Ziele Investitionen in 
Nigeria und Indonesien sind. Was da noch 
kommt, davon können die Niederlassungen 
von Multis in Großbritannien ein Lied sin- 
gen. 

Ende Mai fand die Jahreshauptversamm- 
lung Shell Transport and Trading, der briti- 
schen Shell, statt, und das unter größtem 
Trubel. Zahlreiche Gruppen, wie Friends of 


the Earth oder amnesty international, hatten 


von Shell gefordert, ein unabhängiges Über- 
wachungsorgan über die Umwelt- und Men- 
schenrechtspolitik des Konzerns bei der Ge- 
neralversammlung zu beschließen. Shell hat- 


te diese Resolution natürlich als "nicht not-: 
wendig" abgelehnt. Trotzdem veröffentlichte 
der Konzern schon vor der Hauptversamm- 
lung einen Bericht über die Firmenpolitik, 
der von drei der wichtigsten Gegner - näm- 
lich Project Underground (USA), Rainforest 


Action Network (USA) und Oilwatch, dem 
Zusammenschluß von hunderten Gruppen 
von Ölmutis Betroffener, aus Ecuador - ver- 
faßt worden war und der auf dem Titelbild 
ein blutbespritztes Shell-Logo zeigte. Briti- 
schen AktivistInnen gelang es dann auch bei 
der Hauptversammlung, daß zehn Prozent 
des Aktienkapitals für ein solches unabhän- 
giges Organ stimmten. Vor dem Gebäude, in 
dem die Hauptversammlung stattfand, de- 
monstrierten medienwirksam zahlreiche 
Leute. Draußen wie drinnen wurden des lan- 
gen und breiten die Neuigkeiten über Shell in 
Nigeria, das neue 5000 qkm große Bohrge- 
biet in Peru, sowie generell die Umwelt- und 
Klimapolitik der Firma diskutiert. Angegrif- 
fen wurde etwa die Mitgliedschaft von Shell 
in der US-Lobbyvereinigung "Global Clima- 


te Coalition", die in den USA generell 
Maßnahmen gegen Treibhauseffekt und Kli- 
makollaps abzuwehren versucht. An dieser 
Stelle tat sich für das Shell-Management eine 
neue Front auf, als ein wichtiger Investor, 
die größte Lebensversicherungsgesellschaft 


Großbritanniens, Prudential, die zuvor die 
Einrichtung eines Überwachungsorgans ab- 
gelehnt hatte, die Mitgliedschaft in der Lob- 
byvereinigung kritisierte. Prudential gab als 
Grund dafür an, daß die globale Erwärmung 
eine zunehmende Gefahr für ihre Geschäfte 
ist. ” 


Britische Finanzexperten sind sich mitt- 
lerweile einig, daß die Erfahrungen von Shell , 
mit Nigeria und der Brent Spar traumatisch 
waren. Das Ansehen ist mittlerweile derart 
angekratzt, daß auch der kommerzielle Er- 
folg darunter leidet. 

Bisher relativ glimpflich weggekommen 
ist der Ölmulti Conoco, der die Jet-Tankstel- 
len (auch in Österreich) betreibt. Doch An- 
fang Juni besetzten Greenpeace-AktivistIn- 
nen die Zentrale in London und blockierten 


WVJZIUA plus 80181 - Seite 12 


den Haupteingang. Conoco soll der erste 
Konzern sein, der nördlich der Shetlands (in 
Schottland) in einem neuen Ölfeld im Atlan- 
tik Ölplattformen errichten will. Greenpeace 
verwies anläßlich der Besetzung u.a. darauf, 
daß Ölexploration dort selbst von Shell öf- 
fentlich abgelehnt werden. Etwa zur selben 
Zeit blockierten wütende Fischer den Hafen 
von Sullom Voe auf den Shetlands, der nur 
von BP benutzt wird, weil BP die zugesagten 
Entschädigungszahlungen für einen Ölunfall 
nicht bezahlt. 

Greenpeace International hat deklariert, 
daß sie weltweit jede neue Ölexploration 
stoppen wollen. Dazu wird GP International 


für alle nationalen Greenpeace-Gruppen, die 
Aktionen gegen Plattformen im Meer durch- 
führen wollen, Schiffe bereitstellen. 

An Land geht der Kampf gegen die Öl- 
multis mit unerschiedlichen Mitteln weiter. 
In Venezuela fördert BP im Orinoco-Delta, 
in dem seltene Tierarten wie Flußdelphine 
vorkommen. Nun ist ein zweites Förderge- 
biet in der Region probeweise in Betrieb, das 
von der staatlichen Petroleos de Venezuela 
gemeinsam mit BP, Conoco, Enron, Amoco 
und Louisiana Land betrieben wird. Die in- 
digenen Warao-IndinanerInnen wurden von 
BP und Konsorten wieder einmal kräftig 
übers Ohr gehauen. Zahlungen von BP an die 
anliegende Stadt Pedernales sind im Sumpf 
der Korruption versickert, Prostitution, Ver- 
gewaltigungen, Atkoholismus und Ge- 
schlechtskrankheitert machen sich wie in al- 
len diesen Fällen breit. Doch der lokale 
Widerstand wächst, und auch der Abgeord- 
nete der Region im nationalen Parlament tritt 
öffentlich gegen die Praktiken der Multis auf. 

Daß es damit oft nicht reicht, beweist 
Kolumbien. In den Ölfeldern von Cupiagua 
und Cusiana befinden sich die weltweit mög- 
licherweise größten Ölfelder, auf die westli- 
che Konzerne Zugriff haben, mit einem Ge- 


samtwert von 36,8 Milliarden US$ (etwa 400 


Milliarden Schilling). Die Ölmultis - BP, 
Total, Triton und die staatliche Ecopetrol - 
zahlen an die kolumbianische Armee regel- 


mäßig eine Abgabe zur Fortführung des 
Krieges gegen die Bevölkerung und die Gue- 
rilla, wobei sich BP sogar eine eigene Einheit 
der kolumbianischen Armee leistet. Schon 
1985 erklärte die Guerillagruppe ELN die 
Ölfelder zu "militärischen Zielen". Ecope- 
trol meldete 1996 60 Sprengstoffanschläge 
auf Ölpipelines. Die Nationale Planungsbe- 
hörde DNP berichtet von 229 Angriffen auf 
die Ölinfrastruktur zwischen 1990 und 1994, 
die 815 Millionen US$ kosteten und zu 60% 
von Ecopetrol getragen wurden. Die Zahlun- 
gen der Multis an die Armee zur Weiterfüh- 
rung des Krieges gegen die Guerilla werden 
zwar nicht veröffentlicht, aber einer der aus- 
ländischen Multis gab 
an, im Monat 8 Mil- 
lionen US$ dafür aus- 
zugeben. Trotz dieser 
enormen Investitio- 
nen von Konzernen in 
Armee und Todes- 
schwadronen hat BP 
im April die Er- 
schließungsarbeiten 
für das Piedemonte- 
Gasfeld aufgeben 
müssen. 

In Europa gerät 
BP seit den Enthül- 
lungen über die Priva- 
tarmee in Kolumbien 
auch bezüglich ande- 
rer Punkte ins Kreuz- 
feuer der Kritik. Vor- 
sorglich hat sich BP 
aber, anders als Shell, 
sofort aus der Lobbyistengruppe Global Cli- 
mate Coalition zurückgezogen, als dies be- 
kannt wurde. 

Eine Gruppe hat jedoch schon mehr als 
eindeutig Stellung bezogen, wen sie unter- 
stützt. Die Europäische Kommission hat am 
23. Juni eine Beschwerde gegen das Gesetz 
des US-Bundesstaates Massachusetts vor der 
Welthandelsorganisation WTO eingebracht, 
weil die armen europäischen Konzerne, die 
wie Siemens auch in Burma Geschäfte ma- 
chen, von Aufträgen in Massachusetts ausge- 
schlossen werden. Die EU meint "wiewohl 
sie über die Menschenrechte in Burma be- 
sorgt ist, dürfen solche Gesetze nicht auf 
Nicht-US-Gruppen ausgedehnt werden, und 
sie können demokratische Reformen behin- 
dern". Die Beschwerde wurde vom Handels- 
beauftragten der EU, Sir Leon Brittan, ein- 
gereicht, der aus Großbritannien kommt, je- 
nem Land, das nicht nur Hawk-Kampfbom- 
ber nach Indonesien zur Aufstandsbekämp- 
fung in Osttimor, sowie Wasserwerfer für 
Demos in Jakarta, sondern auch komplette 
Folterkammern in arabische Länder expor- 
tiert. Die Handelsbeauftragte der USA, 
Charlene Barshefsky, wies das Ansinnen der 
EU zurück. 


%* 


Kolumbien: 
Indigene drohen 
mit kollektivem 
Selbstmord 


UreinwohnerInnen im Nordosten Kolumbiens 
haben kollektiven Selbstmord angekündigt, falls 
ein internationales Erdölprojekt in ihrem Wohnge- 
biet nicht gestoppt wird. Die geplanten Förderar- 
beiten drohten die Umwelt und die traditionelle 
Kultur der U’wa zu zerstören, erklärte der Führer 
der Ethnie, Roberto Cobaria, kürzlich gegenüber 
Regierungsvertretern. Die inzwischen im Hunger- 
streik befindlichen Stammesmitglieder wollten lie- 
ber eines "würdigen Todes" sterben, statt von 
Eindringlingen umgebracht zu werden, betonte er. 
Die Gespräche zwischen den U’wa und der kolum- 
bianischen Filiale des Multis ’Oxy’ sind seit Ende 
Mai unterbrochen. Die bisherigen Vermittlungsbe- 
mühungen der Regierung von Staatschef Ernesto 
Samper wurden von den U’wa als nicht aufrichtig 
kritisiert. Die Behörden, die im Februar 1995 
zunächst Prospektionsarbeiten genehmigten, ha- 
ben nach Ansicht der Uwa weiterhin vor allem die 
Interessen des Multis im Auge. Umweltminister 
Eduardo Verano kündigte aber unterdessen an, daß 
die Erdölförderung erst beginnen könne, wenn 
eine Übereinstimmung mit den U’wa erreicht sei. 
Nach der kolumbianischen Verfassung müssen die 
UreinwohnerInnen vor der Gewinnung von Bo- 
denschätzen konsultiert werden. 


68 OsttimoreriInnen 
festgenommen 


Nach den jüngsten gewaltsamen Zwischenfällen 
in Ost-Timor hat die indonesische Polizei nach 
eigenen Angaben 68 Verdächtige festgenommen. 
Sie würden in der Gebietshauptstadt Dili und in der 
Küstenstadt Baucau verhört, erklärte gestern ein 
Polizeisprecher. Was das für die Betroffenen be- 
deutet, können sich regelmäßige TATblatt Lese- 
rInnen vorstellen, es bleibt zu hoffen, daß es von 
den Festgenomen je wieder Lebenszeichen gibt. 
Zuletzt hatten KämpferInnen der Unabhängig- 
keitsbewegung der früheren portugiesischen Kolo- 
nie einen 'Militärkonvoi angegriffen und einen 
Fahrer getötet. 


%* 
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"Koordination" 


Nr. 7, 3.7.1997 


Amsterdam ist vorbei und der Sommer ist da. 
Die massive Repression im Zuge des EU-Gipfels 
(609 offiziell Festgenommene) ist insbesondere für 
die Niederlande eine neue Qualität. Es gibt aber 
auch eine neue Qualität der internationalen Orga- 
nisierung. Allerdings bleiben die organisatori- 
schen Strukturen getrennt: nach einer Äußerung 
einer Teilnehmerin hat es’ zwei Demonstrationen 
in einer gegeben: eine für die Arbeit und eine 
gegen die Arbeit. Das setzt sich auch in den 
weiteren organisatorischen Strukturen fort, die 
gewerkschaftlichen Kräfte mit den traditionellen 
linken Gruppen bleiben unter sich und wollen 
darum kämpfen, daß sie weiter ausgebeutet wer- 
den dürfen. Feministische Positionen sind durch 
die Beschwörung des Fetischs Lohnarbeit an den 
Rand gedrängt. Und die revolutionären und auto- 
nomen Gruppen können sich wieder um die Re- 
pression organisieren. Es schaut schlecht aus mit 
einer Koordinierung des Widerstands von garan- 
tierten Lohnabhängigen, prekär Beschäftigten und 
Erwerbslosen. Aber das kann sich ja noch ändern. 

Verbale Radikalität wird in letzter Zeit in Tei- 
len des ÖGB sichtbar, es hat sogar einen Streik der 
FinanzbeamtInnen und der P.S.K.-Bediensteten 
gegeben. Dabei dürfte es sich aber hauptsächlich 
um das Dampfablassen vor der Durchsetzung eines 
weiteren Sparpakets handeln. Wir können nur 
hoffen, daß wir unrecht haben und tatsächlich 
Bewegung dagegen entsteht und den sozialpartner- 
schaftlichen Institutionen aus dem Ruder läuft. 


Kontakt: 
Infoladen (Adresse s, Kasten oben) 
Unkostenbeitrag: ö5 5,- 


Euromarsch und 
Amsterdam 


Wir verzichten auf eine genauere Anführung 
der vielfältigen Aktionen rund um den EU-Gipfel 
und verweisen auf die entsprechenden Berichte im 
TATblatt Nr. 79. Soviel sei nur gesagt, es reichte 
von den Chaostagen über die sehr breite Demon- 
stration am 14.6. bis zu direkten Spaßguerilla-Ak- 
tionen (EU-Jubeldemos). Die Repression konzen- 
trierte sich auf Aktivitäten während des Gipfels, 
wo nicht gerade zimperlich mit vermeintlichen 
DemonstrantInnen umgegangen wurde. So liberal 
das Klima in den Niederlanden ansonsten ist, in 
diesen Tagen war der vollkommene Schutz und 
reibungslose Ablauf des Gipfels oberstes Ziel. 


arsch 


gung stellt. 
Kontakt: 


[ Die Rubrik *Koordination* wird von der gleichnamigen Gruppe erstellt, die 
diese regelmäßige Zusammenstellung von Arbeitskämpfen, sozialen Ausein- 
andersetzungen, und, und, und, ... quasi als eine Art Pressedienst zur Verfü- 


Infoladen 10 im EKH, 1100 Wien, Wielandgasse 2-4, Fr. 16.00-22.00 Uhr 


homepage: 


Postadresse: Infoladen 10, "Koordination", PF173, 1100 Wien 
e-mail: a7620197@unet.univie.ac.at 


http://www.giga.or/others/infoladen/koordina 


Wie weiter? 


Die Euromarsch-Demonstration und der Wi- 
derstand gegen den EU-Gipfel in Amsterdam sind 
ein Erfolg, weil sich in der Beteiligung die Vielfalt 
der Bewegung ausgedrückt hat. Diese Vielfalt 
zeigte sich auch an den TeilnehmerInnen aus 
Österreich: GewerkschafterInnen, in der V.A.L.l. 
(Vereinigte Arbeitslosen Initiative) organisierte 
Erwerbslose, aber auch Linke und Autonome wa- 
ren dabei. 


Der internationale Charakter und die Breite der 


Beteiligung sind das Positive dieser Bewegung: 

e Es handelt sich um eine Mobilisierung, die über 
die nationalstaatlichen Grenzen hinausblickt, 
wobei anzumerken ist, daß die Motivation dazu 
erst von den Herrschenden gekommen ist, die 
die europäische Integration forcieren. Für die 
Zukunft wird es wichtig sein, den internationa- 
listischen Charakter über die Mauern der Fe- 
stung Europa hinaus aufrecht zu erhalten. 

Die Mobilisierung sollte auch als Ansatz zu einer 
weiteren Organisierung und Vernetzung über 
nationale Grenzen hinaus dienen. 

Die europäische Bewegung versucht, die Wider- 
standsformen verschiedener Bereiche zu ver- 
knüpfen. Sie ist von Erwerbsloseninitiativen 
ausgegangen, bezieht sich aber auch auf die 
Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse und den 
Widerstand der ArbeiterInnen, die (noch) ihren 
Unterhalt aus produktiver Arbeit beziehen müs- 
sen. 


Gefährliche Tendenzen bestehen maßgeblich in 
zwei Punkten: 
® insbesondere im österreichischen Komitee do- 
minieren traditionell linke Sichtweisen, die eine 
Kritik der Arbeitsgesellschaft und damit eine 
Befreiung vom Kapitalismus ausschließen. Auch 
wenn es die "revolutionären" Teile abstreiten, 
ist ihre einzige positive Alternative eine radikale 
Variation des keynesianistischen Wohlfahrts- 
staates. Das bedeutet eine Unterordnung der 
Kämpfe und Widerstandsaktionen der Frauen 
und "NichtarbeiterInnen" wie z.B. der Erwerbs- 
losen. Verbunden ist diese Sichtweise mit einem 
Zahlenfetischismus in bezug auf die hohen (of- 
fiziellen) Arbeitslosenzahlen: es ist das Verken- 
nen der Situation, daß Arbeitslosigkeit nicht das 
Problem ist, sondern nur ein Hebel, um die 
Menschen immer stärker in prekarisierte Ar- 
beitsverhältnisse zu drängen. 
wohlfahrtsstaatliche Modelle sind nur im natio- 
nalstaatlichen Rahmen möglich und darin zeigt 
sich eine weitere Gefahr. Insbesondere das 
Spektrum um die Kommunistischen Parteien 
forciert eine dezidiert nationalistische Anti- 
EURO-Linie. Darin liegt die Gefahr, daß die 
soziale Bewegung nach einer Niederlage 
bruchlos in nationalistische und patriotische Po- 
sitionen übergeführt werden kann. 


Obwohl der Erfolg der Demonstration in der 
Vielfältigkeit der TeilnehmerInnen gelegen ist, 


beginnt bereits eine Tendenz der Abgrenzung 
durch eine Diffamierung der "Autonomen" in Am- 
sterdam (Volksstimme Nr. 26 / 26.6.1997). 


Der ÖGB wird 
geschüttelt 


Bewegung kann man es nicht nennen, aber 
Äußerungen von GewerkschaftsfunktionärInnen 
deuten auf eine Beunnuhigung innerhalb des ÖGB 
hin. 48.000 Mitglieder hat er 1996 verloren, die 
größte Zahl seines Bestehens (Standard, 2.7.1997). 


Finanzbeamtinnen und 
Postangestellte 


10.000 FinanzbeamtInnen protestieren mit ei- 
nem halbtägigen Streik am 2.6. gegen den Abbau 
von Planstellen und Gehaltskürzungen. Der Streik 
führt zu Behinderungen an den Grenzen, weil sich 
die ZöllnerInnen weigern, Aufgaben der Finanz- 
beamtInnen zu übernehmen. Die Belegschaft der 
P.S.K. hält Informationsveranstaltungen mit 
Warnstreikcharakter ab (Standard, 4.6.1997). Es 
gibt noch keine weiteren Streikdrohungen, die 
Gewerkschaft will erst die Verhandlungen am 5.6. 
abwarten, als einziges Zugeständnis wurden bis 
jetzt 400 Computer geliefert (Standard, 5.6.1997). 
Am 5.6. ist eine weitere Verhandlungsrunde zwi- 
schen BeamtInnenstaatssekretär Ruttensdorfer und 
der Gewerkschaft ergebnislos zu Ende gegangen, 
ein neuer ganztägiger Streik wird für den 16.6. 
angekündigt, weil die Regierung nicht verhand- 
lungsbereit ist. Auch die Gewerkschaft der Ge- 
meindebediensteten und die ExekutivbeamtInnen 
warnen vor neuen Belastungen (Standard, 
11.6.1997). 

Der Streik der FinanzbeamtInnen am 16.6. 
wird weitgehend befolgt, die Arbeit bei der P.S.K 
wird durch Drohungen seitens privaten Bewa- 
chungspersonals erzwungen. BR Leopold Riesner 
wird am Betreten seines Arbeitsplatzes gehindert. 
Das löst Empörung bei der Gewerkschaft Öffent- 
licher Dienst (GÖD) aus und verschärft das Ver- 
handlungsklima (Standard, 17.6.1997). 

Nachdem die FinanzerInnen eine Demonstrati- 
on am 26.6. verschoben haben, um Spitzenver- 
handlungen des GÖD mit der Regierung am 27.6. 
abzuwarten (vgl; unten), werden sie durch die 
Ankündigung der Kürzung der Belastungsbesol- 
dung provoziert (Standard, 26.6.1997). Da sich 
"nichts bewegt", werden die FinanzbeamtInnen - 
jetzt doch am 9.7. vor dem Finanzministerium 
demonstrieren (Standard, 2.7.1997). 


Kritik an einer Änderung 
des Pensionssystems 


Kanzler Klima kündigt eine Änderung des Pen- 
sionssystems an, das den Durchrechnungszeitraum 
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verlängert und die gleichen Bedingungen für Be- 
amtInnen fordert, wie sie für ArbeiterInnen und 
Angestellte gelten. Die GÖD droht mit Kampf- 
maßnahmen bis zu Streik, die am 16.6. beraten 
werden (Standard, 12.6.1997). Aufgrund der an- 
gekündigten Pensionsreform, die einen Bemes- 
sungszeitraum für BeamtInnen festlegt, trifft sich 
am 16.6. der Zentralvorstand der GÖD. Es wird 
beschlossen, nur noch unter Teilnahme des Kanz- 
lers und Vizekanzlers zu verhandeln, auch ein 
"Generalstreik der BeamtInnen wird nicht mehr 
ausgeschlossen (Standard, 17.6.1997). Frauen des 
Unabhängigen Frauenforums protestieren gemein- 
sam mit Frauen aller Parteien außer der FPÖ gegen 
die Vorschläge einer Verlängerung des 
Durchrechnungszeitraums für Pensionen, weil das 
besonders auf Kosten der Frauen geht (Standard, 
18.6:1997). Die Justizbediensteten drohen eben- 
falls mit Kampfmaßnahmen, sollte sich die Verzö- 
gerungstaktik der Regierung fortsetzen. (Standard, 
27.6.1997). Der Gipfel bringt eine Beruhigung 
und die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
(Standard. 1.7.1997). In einer Pressekonferenz 
lehnt die ÖGB-Spitze am 1.7. die Pensionsreform 
ab (Standard, 2.7.1997). 


Auch die Lehrerinnen 


Der Vorsitzende der LehrerInnengewerk- 
schaft, Hermann Helms, droht mit Streik, ‚sollten 
die Lehrer gezwungen werder, eine zusätzliche 
Woche für Nachhilfe zur Verfügung zu stellen 
oder die Biennal-Sprünge auf Triennalsprünge um- 
gestellt werden. "Ein drittes Sparpaket kann es im 
Schulbereich nicht geben." (Standard, 5.6.1997). 
Helms macht einen Rückzieher: "es werde aus- 
schließlich über Flexibilisierung verhandelt 
(Standard, 6.6.1997). 


Alles für die "Touristen" 


Lohnrunde im Tourismus für Niederösterreich 
abgeschlossen (Standard, 31.5./1.6.1997). 

Nachdem der Innsbrucker Gemeinderat be- 
schließt, die Stadt als Tourismusort zu klassifizieren, 
was einer Aufhebung des Sonntagsarbeitsverbotes 
gleichkommt, führt die GPA am 15.6. ein "Sonn- 
tagsfest" unter dem Motto "Sonntagsarbeit? Nie!" 
durch (Tiroler Tageszeitung 16.6.1997). 

Die Gewerkschaft will eine weitere Öffnung im 
Multiplex durch eine Einstufung von Wiener Neu- 
dorf als Tourismusgebiet verhindern. Sie befürchtet 
die Beschäftigung von.Illegalen, Studierenden oder 
geringfügig Beschäftigten (Standard, 2.7.1997). 


Kurzmeldungen: 


Zum "Integrations- 
paket" 


Trotz Kritik von Prominenten und internatio- 
nalen Organisationen ist das Integrationspaket am 
11.6. beschlossen worden. Es war nicht möglich, 
eine linke oder liberale Öffentlichkeit dagegen zu 
mobilisieren. Weder die (eher linke) Demonstrati- 
on am 31.5.. noch die ProminentInnenaktion von 
SOS-Mitmensch am Tag vor der Beschlußfassung 
vor dem Parlament konnten viele Menschen dazu 
gewinnen, aktiv gegen die Verschärfung des staat- 
lichen Rassismus aufzutreten. 


| "Enteignet Siemens" | 


DruckerInnen N 


Siemens will nach Arbeitskammer-Angaben 
die Herstellung von Schaltern aus Fohnsdorf nach 
Portugal verlegen und damit den Fertigungsstand- 
ort bis Jahresende 1997 schließen. Der Betriebsrat 
der KPÖ, Sepp Kampl fordert die Enteignung von 
Siemens, um Arbeitsplätze in der Region zu si- 
chern (Volksstimme Nr. 26 / 26.6.1997). 


| Öffentliche Dienste | 


Seit fünf Wochen streiken die ÄrztInnen und 
LehrerInnen in Serbien. Seit 16.6. blockieren sie 
Straßen im Zentrum von Belgrad. Auch Rentne- 
rInnen haben Demonstrationen angekündigt 
(Standard, 18.6.1997). 


Kleinere Streiks in 
Deutschland 


Am 29.5. legt ein dreistündiger Warnstreik der 
Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transportiund 
Vekehr (ÖTV) alle drei Berliner Flughäfen lahm 
(NZZ, 30.5.1997). 

In Bonn. demonstrieren 10.000 Beamtinnen ge- 
gen geplante Kürzungen im Rahmen eines Sparpa- 
kets der deutschen Regierung (Standard, 
12.6.1997). i . 


Internationalismus 


Die Internationale TransportarbeiterInnen-Fö- 
deration führt am 9.6. einen Aktionstag für bessere 
Arbeitsbedingungen für LKW-FahrerInnen 
durch. In Frankreich, Deutschland, Spanien, der 
Schweiz, aber auch in Polen und Portugal werden 
Grenzübergänge und Verkehrsknotenpunkte für 
den Schwerverkehr blockiert (NZZ, 10.6.1997). 


[Sturm auf die Börse | 


AnhängerInnen der Gewerkschaft stürmen die 
Pariser Börse, um gegen den geplanten Teilver- 
kauf der France Telekom zu protestieren (Stand- 
ard, 31.5./1.6.1997). 


Am 18.6. erscheinen die meisten Zeitungen in 
Frankreich nicht, weil die Drucker aus Protest 
gegen Umstrukturierungspläne streiken. Mehrere 
Druckzentren in der Nähe von Paris sind besetzt 
(NZZ, 19.6.1997). 


British Airways 


BA plant den Abbau von 5.000 Arbeitsplätzen, 
einen Verkauf von unrentablen Geschäftszweigen 
und eine Änderung der Lohnstruktur. Das Kabinen- 
personal und das Bodenpersonal stimmen daraufhin 
mehrheitlich für Streikaktionen (NZZ, 2.7. 1997). 


| Bergleute 


Am 13.6. weiten sich Streiks und Protestaktio- 
nen der Bergleute im Jiultal (Rumänien) aus. Sie 
fordern die Freilassung des in Bukarest inhaftierten 
Gewerkschaftsführers Miron Cozma, sowie 45% 
mehr Lohn und eine Verbesserung ihrer Lebens- 
bedingungen (NZZ, 14./15.6.1997). Nach der Zu- 
sage von 30% Lohnerhöhung wird der Streik 
abgebrochen (NZZ, 21./22.6.1997). 


Streik treibt die Pla- 
tinpreise in die Höhe 


Durch Meldungen über einen wilden Streik von 
4.600 Bergleuten in der größten Platinmine der 
Welt in Südafrika ist der Platinpreis auf einem 
Höchststand (NZZ, 29.5.1997). 


| Generalstreik 


In Südafrika organisiert der Gewerkschaftsdachver- 
band Cosatu am 2.6. einen Generalstreik für die Fest- 
schreibung der 40-Stunden-Woche sowie einen Mutter- 
schaftsurlaub. 60% beteiligen sich in der Textilindu- 
strie, im öffentlichen Dienst ist die Beteiligung geringer. 
In zahlreichen Städten nehmen Tausende bis Zehntau- 
sende an Protestkundgebungen teil. Insgesamt : es 
auch um Kritik am radikalen Deregulierungskurs der 
südafrikanischen Regierung (NZZ, 3.6.1997). 


Vilvoorde, Frank- 
reich und Belgien 


In-Paris demonstrieren am 10.6. 70.000 Per- 
sonen aus mehreren europäischen Ländern für ein 
"sozialeres Europa" (NZZ, 11.6.1997). Die De- 
monstration wurde schon vor den Wahlen ange- 
setzt und erinnert die neu gewählte sozialistische 
Regierung an ihre Wahlversprechen. Angeführt 
wird die Demonstration von Arbeiterlnnen aus 
dem belgischen Vilvoorde (Standard, 11.6.1997). 

Der Vorstand von Renault beschließt auf Druck 
der französischen Regierung, daß ein Gutachten 
verfaßt und erst danach entschieden werden soll, 
ob das Renaultwerk in Vilvoorde geschlossen wird 
oder nicht (Standard, 12.6.1997). Ende Juni fällt 
der Entschluß. Damit haben sich die Hoffnungen 
für einen Kurswechsel nach dem Wahlsieg der 
SozialistInnen in Frankreich zerschlagen (der fran- 
zösische Staat ist Miteigentümer von Renault). Die 


- ArbeiterInnen blockieren noch immer 2.000 Autos 


als Faustpfand und streiken seit dem 30.6., wäh- 
rend für sie ein Sozialplan ausgearbeitet wird 
(NZZ, 1.7.1997). 


| Straßenkämpfe 


In San Francisco de Macoris (Dominikanische 
Republik) demonstrieren am 2.7. streikende Ar- 
beiterInnen, indem sie Autoreifen in Brand setzen 
und selbstgebaute Bomben zünden. Sie fordern den 
Bau eines Krankenhauses, eines Flughafens, sowie 
die Verbesserung der Stromversorgung in ländli- 
chen Gebieten (NZZ, 3.7.1997). 


| Studierende 


Seit einer Woche demonstrieren die Studieren- 
den in Nicaragua gegen Budgetkürzungen im Bil- 
dungswesen. Dabei kommt es am 30.6. das erste- 
mal zu Auseinandersetzungen mit der Polizei 
(NZZ, 2.7.1997). 


%* 
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WIDERSTÄNDIGES 


Italien: 


Negri stellt sich der Justiz 


Antonio Negri, einer der führenden außerparlamentarischen linksautonomen Theoretiker 
Italiens in den 70-ern, stellte sich am 1. Juli freiwillig der italienischen Justiz. Er kehrte aus 
dem französischen Exil nach Italien zurück, wo er zu 13 Jahren Haft verurteilt worden war. 
Mit seiner Aktion will er einen Schlußstrich unter Italiens bleierne Jahre ziehen, und eine 


Amnestie für die politischen Gefangenen in Italien erreichen. 


TATblatt 

1969 war Negri an der Gründung der poli- 
tischen Gruppierung "Potere Operaio" (Arbei- 
termacht) beteiligt. Beteiligte an dieser Grup- 
pierung waren in den Folgejahren für mehrere 
Attentate verantwortlich, Potere Operaio und 
somit Negri selbst wurden beschuldigt, zusam- 
men mit den Roten Brigaden die bewaffnete 
Revolte gegen den Staat gefördert und zahlrei- 
che militante Aktionen durchgeführt zu haben. 
Negri selbst wurde von seiten der Justiz vorge- 
halten, geistiger Urheber derartiger Aktivitäten 
gewesen zu sein. 

Deswegen wurde Negri 1979 in Padua 
verhaftet, wo er als Uniprofessor arbeitete, 
und in Untersuchungshaft genommen. Nach 
vier Jahren stellte ihn die Radikale Partei als 
Kandidat für die Parlamentswahlen auf, 
Negris Wahl gelang, und er wurde sofort auf 
freien Fuß gesetzt. Nach der Aufhebung sei- 


ner parlamentarischen Immunität setzte er 


sich ins französische Exil ab. 

In seiner Abwesenheit wurde Negri in 
Italien zu insgesamt 13 Jahren Haft verur- 
teilt, der Vorwurf lautete auf geistige Mittä- 
terschaft zur Ermordung eines Polizisten. 

In den letzten 14 Jahren weigerte sich 
Frankreich beharrlich, Negri an Italien aus- 
zuliefern, da er wegen "politischer Verge- 
hen" ins Gefängnis hätte zurückkehren müs- 
sen. Negri lebte also unbehelligt in Frank- 
reich, arbeitete an der Pariser Uni Sorbonne 
als Dozent für Politikwissenschaft (All jene 
die sich für die Schriften Negris interessie- 
ren, werden mit einer Rezension seines jüng- 
sten Werkes im Rahmen dieses TATblatts 
beglückt). 

Erst kürzlich erhielt er sogar die unbefri- 
stete Aufenthaltserlaubnis in Frankreich, den 
Beschluß zur Rückkehr faßte er aus freien 
Stücken, mit dem Ziel einen Strafnachlaß für 
sich und andere politische Gefangene zu er- 
reichen. Kämpfen will er insbesondere für 
ein Gesetz zur Amnestie für jene Gefange- 
nen, die so wie er selbst, schon Teile ihrer 
Haft abgebüßt haben. 

Sofort nach seiner Einreise nach Italien 
wurde er in ein römisches Gefängnis einge- 
liefert, eine Überstellung nach Mailand ist 
angeblich geplant. 

Negri ist mittlerweile 64 Jahre alt und es 
drohen ihm noch 5 Jahre Haft. Offensichtlich 
will er, dank seiner spektakulären Aktion und 
seiner Popularität, die an der Regierung be- 
teiligten ExkommunistInnen unter Druck set- 


zen und einen Diskussionsprozeß in Gang 
bringen, der dazu dienen soll, die politischen 
Gefangenen der 70-er und 80-er ins kollekti- 
ve politische Gedächtnis zurückzurufen. 
Denn noch immer befinden sich 224 von 
ihnen in Haft und insgesamt 156 auf der 
Flucht. 97 von ihnen wählten sich Frankreich 
als Exil, andere von ihnen leben in der BRD, 


Großbritannien und in einigen lateinamerika- 
nischen Ländern. 

Ein Signal kommt bereits vom derzeiti- 
gen italienischen Staatspräsidenten Scalfaro. 
Zeitungsmeldungen zufolge will er hunderte 
politische Gefangene begnadigen. 


%“ 


BEER ET ENDE 
Widerstand lohnt sich! 


Ein spontaner "Wilder Streik" legte bei OpellBochum die Pro- 
duktion für zwei Tage lahm - und war erfolgreich. 

Im folgenden ein Augenzeugenbericht eines Opel-Arbeiters, 
der hofft, "durch den Bericht vielen Menschen Mut gemacht zu 
haben, sich doch nicht alles gefallen zu lassen" (Originalzitat). 


Opel-Arbeiter, per Comlink 

Am 30. Juni bekamen die BetriebsrätIn- 
nen der Ä. Opel AG wenige Minuten vor 
Ende der Mittagsschicht ein Fax, mit wel- 
chem die Geschäftsleitung die Betriebsver- 
einbarung zum Prämienlohn kündigte. Diese 
Betriebsvereinbarung sichert den Beschäftig- 
ten eine ca. 1/3 über dem Kollektivlohn 
liegende Bezahlung für die ’Sklavenarbeit’ 
zu. 

Als die Aufkündigung der Betriebsver- 
einbarung tags darauf bei der Belegschaft in 
Bochum bekannt wurde, legten die Arbeite- 
Innen spontan die Arbeit nieder. Auch nach 
Schichtwechsel ruhte die Produktion. Nach- 
mittags trat der Direktor der Bochumer Opel- 
Werke vor die Belegschaft und teilte mit, daß 
auch die Bochumer Geschäftsleitung von der 
Entscheidung völlig überrascht sei. Er infor- 
mierte die Belegschaft, daß die Kündigung 
der Betriebsvereinbarung nach Rücksprache 
mit dem Opel-Vorstand zurückgenommen 
worden sei. Die Belegschaft war zufrieden 
und nahm die Arbeit wieder auf. 

Erstaunt waren die ArbeiterInnen aller- 
dings, als sie am nächsten Tag in der örtli- 
chen Zeitung lasen, daß die Kündigung wohl 
doch nicht zurückgenommen worden sei. Um 
11.00 legte die Frühschicht wiederum die 
Arbeit unbefristet nieder. Sie erklärte, daß 
sie sich nicht mehr mit Aussagen oder Ver- 
sprechungen zufrieden gebe. Die Arbeit soll- 


te erst wieder aufgenommen werden, wenn 
eine schriftliche Rücknahme der Kündigung 
vorliege. 

Die Mittagsschicht übernahm ab 14.00 
Uhr den Streik. 

Um 16.30 kehrte der Betriebsrats-Vorsit- 
zende von den Verhandlungen zwischen Ge- 
neralbetriebsrat und Geschäftsleitung zurück 
und sicherte der Belegschaft die Rücknahme 
der Kündigung zu. Schriftlich mit den Unter- 
schriften des Generalbetriebsrates und der 
Betriebsrats-Vorsitzenden der Standorte. 
Dieses reichte der Belegschaft nach so viel 
Beschiß und Betrug seitens der Geschäftslei- 
tung nicht mehr aus. Sie forderte die Unter- 
schrift des Personaldirektors für Deutsch- 
land. 

Dieses geforderte Papier samt Unter- 
schrift des Personaldirektors konnte der Be- 
triebsrat der Belegschaft um kurz vor 18.00 
Uhr am selben Abend präsentieren. Darüber- 
hinaus wurden schriftlich disziplinarische 
Maßnahmen gegen die ArbeiterInnen ausge- 
schlossen. Warscheinlich wird die Ge-, 
schäftsleitung sogar die durch den wilden 
Streik entstandenen Lohnabzüge bezahlen. 

Die Belegschaft nahm daraufhin die Ar- 
beit wieder auf. 

Aber: Bei der nächsten Provokation 
durch die Geschäftsleitung wird in Bochum 
die Produktion wieder stehen. 
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BEFREIUNG 


Mehrjährige Haft für 
Herri Batasuna-Mitglieder 


Seit Beginn des Jahres 1997 sind führende Mitglieder der baskischen linksnationalistischen 
Partei Herri Batasuna von massiver Repression betroffen. Bei einem bevorstehenden Prozeß, 
der im Oktober beginnen soll, drohen ihnen mehrjährige Haftstrafen 


TATblatt 

Während des spanischen Wahlkampfes 
im März 1996 entschloß sich Herri Batasuna 
mit einem Video ihre Wahlpropaganda zu 
unterstützen. Inhalt dieses Videos war ein 
Friedensvorschlag der ETA, den der spani- 
sche Staat und die Menschen des Landes 
kennenlernen und diskutieren sollten. Video 
und Radiowerbeeinschaltungen mit der sel- 
ben inhaltlichen Schwerpunktsetzung wur- 
den aus den Programmen verbannt, Herri 
Batasuna wurde es verunmöglicht das Frie- 
densangebot der ETA an die breite Öffent- 
lichkeit gelangen zu lassen. Doch dabei be- 
ließen es die Behörden nicht. Anfang 97 
wurden 23 Mitglieder der Partei unter An- 
klage gestellt. Der Vorwurf lautet auf "Zu- 
sammenarbeit mit einer bewaffneten Grup- 
pierung", gegründet auf die Herstellung und 
Verbreitung eben jener Videos. 

Nach letzten Informationen soll der Pro- 
zeß am 6. Oktober beginnen, den Betroffenen 
drohen bis zu 8 Jahren Haft. 

Aufgrund dieser aktuellen Bedrohung 
wendet sich Herri Batasuna an die internatio- 


nale Öffentlichkeit und ersucht um Unterstüt- 
zung und Solidarität. Die Partei verweist 
darauf, daß sie seit Juli 1986 als legale Partei 
bestehe und über Ab- 
geordnete sowohl im 
spanischen als auch in 
einigen regionalen 
Parlamenten verfügt, 
desweiteren stellt die 
Partei 31' Bürgermei- 
sterInnen. Den An- 
griff der Behörden se- 
hen sie als einen An- 
griff gegen eine legale 
und demokratisch le- 
gitimierte Partei, de- 
ren Aufgabe es ist, 
den baskischen Konflikt demokratisch und in 
Rahmen eines Dialogs zu lösen. Herri Bata- 
suna betont, daß es die Aufgabe einer politi- 
schen Partei sei, Dialog- und Friedensange- 
bote darzustellen und zu veröffentlichen. Der 
spanische Staat wird aufgefordert, die repres- 
siven Maßnahmen gegen die Mitglieder der 
Partei umgehend zu stoppen, um demokrati- 


sche Lösungen zu ermöglichen. Da nicht 
damit gerechnet werden kann, daß sich der 
spanische Staat eines Besseren umgehend 
besinnt, startete Herri Batasu- 
na eine Unterstützungsaktion, 
um durch internationalen 
Druck die drohende Krimina- 
lisierung zu verhindern. 

Zahlreiche VertreterInnen 
aus dem öffentlichen Leben 
aus den verschiedensten Län- 
dern haben bereits ihre Solida- 
rität bekundet. Da dieser Auf- 
ruf in der österreichischen 
Medienlandschaft bislang 
gänzlich verschwiegen wur- 
de, geben wir hiermit die Kon- 
taktadresse bekannt, an die sich Unterstüt- 
zungswillige wenden können: 


Herri Batasuna Bilbao 
FAX.: 0034-4-42-35-932 
Tel: 0034-4-42-40-797 (-98/-99) 


Längste Entführung der 
ETA-Geschichte zu Ende 


Kurz nach der Freilassung eines entführten Unternehmersoh- 
nes beendet die spanische Polizei die Entführung des Gefäng- 
nisbeamten Jose Antonia Ortega Lara, der fast zwei Jahre in 


Händen der ETA war. 


taz, TATblatt ? 

Die Guardia Civil hatte kurz vor sieben 
Uhr morgens der längsten Entführung in der 
Geschichte der baskischen SeparatistInnen 
ein Ende gesetzt. 

Bereits sechs Stunden zuvor hatte die 
ETA von sich aus ein weiteres Entfüh- 
rungsopfer, Cosme Declaux, nach 232 Tagen 
freigelassen. Die Polizei fand den Sohn eines 
Unternehmers nach einem Telefonanruf der 
EntführerInnen bei der baskischen linksna- 
tionalistischen Tageszeitung "Egin" in der 
Nähe von Bilbao an einen Baum gefesselt. 
Die Familie hatte zuvor umgerechnet 80 Mil- 
lionen Schilling an die EntführerInnen ge- 


zahlt. Hinweise auf den Verbleib des Gefäng- 
nisbeamten hatten die Ermittlungsbehörden 
bereits im vergangenen November nach der 
Verhaftung eines führenden ETA-Mitglieds 
in Frankreich erhalten - offenbar aber sollte 
die Freilassung des Unternehmersohnes ab- 
gewartet werden. Jedenfalls wußten die 500 
Beamten, die gestern in das Dorf Montragon 
bei San Sebastian einrückten, ganz genau, 
was sie suchten. Sie verhafteten vier ETA- 
Mitglieder in verschiedenen Wohnungen und 
begaben sich danach in eine verlassene Fa- 


“ brikhalle, wo sich Ortega Lara in einem 


winzigen Raum im dritten Kellergeschoß be- 
fand. Sein Verlies war mit einer schweren 


Betonplatte verdeckt, die nur durch einen 
ausgetüftelten hydraulischen Mechanismus 
bewegt werden konnte. Die vier Entführer 
wußten das Versteck so sicher, daß sie Urie- 
ga Lara - der während der Entführung 23 
Kilogramm Körpergewicht verloren hatte 
und an Muskelschwund leidet - tagelang al- 
lein ließen und ihrem normalen Leben nach- 
gingen. 

Die beiden Entführungen hatten inner- 
halb und außerhalb des Baskenlandes die 
größte Protestbewegung gegen die ETA aus- 
gelöst, die Spanien je gesehen hat. Zehntau- 
sende waren immer wieder für die Freilas- 


‚sung der Geiseln auf die Straße gegangen. 


Mit der Entführung des Gefängnisbeamten 
wollte die ETA die Rückverlegung ihrer über 
500 auf ganz Spanien verstreuten Gefange- 
nen ins Baskenland erreichen. Innenminister 
Mayor Oreja zeigte sich jedoch unnachgiebig » 
und schlug letzten Sommer selbst ein Ge- 
sprächsangebot von der ETA aus: keine Kon- 
takte, solange Ortega Lara entführt ist, hieß 
es. 
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Rußland und Ukraine 


Radikale Ökos treiben ihr Unwesen und 
gehen beispielsweise dem Präsidenten der 
Ukraine auf die Nerven. Ende April blockier- 
ten sie trotz der Anwesenheit von maschinen- 
gewehrbewaffneten Soldaten den Präsiden- 
tensitz und mehrere 


Urlaub 


Frankreich durch das idyllische Vallee 
d’Aspe auf der französischen Seite zu Besuch 
und Aktionen ein. Die Autobahn ist -Teil der 
E7, für die ein Tunnel durch die Pyrenäen 
gebohrt wird. 


Association "La Goutte d’Eau", 
F- 64490 Cette-Eygun, Tel: ++055 934 7883, 
fax: ++055 934 5318 


Revolutionärer 


gucken, sich in politische Literatur vertiefen 


Dieser Ort könnte Freiraum für vieles 
sein und es wäre zum heulen, wenn es keine 
Leute gäbe, die ihn nutzen wollen und er 
deshalb aufgegeben werden müßte. Ganz so 
problemlos ist die Realität natürlich auch 
nicht. Da gabs z.B. Ostern einen Faschoüber- 

fall, der nur die Spitze 


Eingänge zu Gebäu- 
den von Ministerien 
in Kiev. Gefordert 
wird die Schließung 
von Tschernobyl, so- 
wie ein Ende der Bau- 
arbeiten für die 
AKWs Rivno und 
Khmelnitsky. 

Vom 15 Juli bis 
zum 15 August wer- 
den die "Rainbow 
Keepers" ein Protest- 
camp gegen den Bau 
des AKW Rostov in 
Rußland veranstal- 
ten, einschließlich 
Direkter Aktionen. 
Die Rainbow Kee- 
pers versprechen, 
daß TeilnehmerInnen 
das Bewachungsper- 
sonal des AKW und 
die. Miliz kennenler- 
nen werden, mit etwas Glück auch ein russi- 
sches Gefängnis. Außerdem ersuchen die 
Rainbow Keepers, Umwelt- und Anarcho- 
gruppen - die beide ausdrücklich willkom- 
men sind - ihre Aktionen in Europa nicht zur 
selben Zeit durchzuführen. 


Kontakte: 

Rainbow Keepers, PO Box 14, 603082 
Nizhni Novgorod, Russia. 

Da Post aber endlos unterwegs ist, ist e-mail 
vorzuziehen: rk@cci.glasnet.ru; außerdem 
folgende Personen, die mitorganisieren: Na- 
dia Shevchenko und Irina Korol: na- 
dia@gluk.apc.org; Sergey Fomichov: 
tw@cci.glasnet.ru. 

fax: Rainbow Keepers: 7 (095) 298 30 87 
bzw. Nadia Shevchenko: (38044) 550 60 68. 


Frankreich 


Auch heuer laden die AktivistInnen ge- 
gen eine Autobahn zwischen Spanien und 


Aus einem Flugblatt "Neueste (vielleicht) 
letzte Nachrichten aus dem Hüttendorf gegen 
A20" oder "Hüttendörflerinnen am Rande 
des Nervenzusammenbruchs" 

"Die Situation auf diesem wunderschö- 
nen Fleckchen Erde hat sich dramatisch zu- 
gespitzt! Es ist vielen der Bewohnerinnen 
klar geworden, daß sie diesen Platz verlassen 
wollen. Die weitere Existenz dieses Projek- 
tes ist dadurch gefährdet, denn ein lustiges, 
erfüllendes und sicheres Hüttendorfleben ist 
nur mit vielen Leuten möglich. Also du, falls 
du sowieso gerade etwas Neues an einem 
neuen Ort machen willst, komm hierher mit- 
samt deinen verrückten Ideen, deinen Freun- 
dinnen oder deiner ganzen Wohngruppe! 
Hier gibts ne große Küchenhütte, 4 Wohn- 
hütten, Werkstatt, angefangene Hütten, 
Turm, ein paar Bauwagen und unbegrenzt 
Möglichkeiten wie z.B. bauen, klettern, gärt- 
nern, rumspinnen, rumhängen, "Natur" an- 


des Eisberges von An- 
feindungen darstellt 
und die Menschen hier 
vom Unsinn des Auto- 
bahnbaus zu überzeu- 
gen ist auch nicht so 
einfach. 

Wenn du dir über- 
legst herzukommen, 
dann komm schnell! 

Falls du vorher 
schreiben oder anru- 
fen willst (mußt du 
aber nicht): 


Hüttendorf gegen 
A20, 

Peenestraße, 17506 
Breechen 

Tel.: 0171/84 50 429 
(20. bis 22.) 


Damit nicht auch 
hier bald nur noch 
Männer wohnen, 
kompt auch ihr liebe Frauen/Lesben!" 

Weiteres beim 


INFO-Laden Dresden, 
Louisenstr. 93, 01099 Dresden 
Tel.:0351/8045444 (So.-Fr. 16. - 20.). 


Besetzte Äcker 
(Deutschland) 


In Buggingen (Kontakt: Ackertelefon. 
Tel: 0171/413 79 37) und in Schönfeld (Bar- 
nimer Aktionsbündnis gegen gentechnische 
Freilandversuche, c/o Dosto, Breitscheig- 
gasse 43a, 16321 Bernau, Tel/fax: 
03338/5590) sind Äcker besetzt, es wird 
auch im Sommer Action geben. Außerdem 
findet eine Radtour zu Freisetzungsstandor- 
ten (Kontakt:Gen-ethisches Netzwerk, Schö- 
neweider Str. 3, 12055 Berlin, Tel: 
030/6857073) statt. 
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Anti-Atom 


Zahlreiche Aktionen in Deutschland, zB 
gegen den FRM II-Reaktor bei München, das 
Atomlager Morsleben, das AKW Biblis so- 
wie ein Sommercamp im Wendland (Gorle- 
ben); 


Infos hierzu u.a. bei der 


Graswurzelrevolution, 
Kaiserstraße 24, 26122 Oldenburg 


Nachtrag zu Temelin 
(Tschechien) 


wie im letzten TATblatt angeführt wird 
es ein Camp gegen das AKW geben. Aller- 
dings haben wir erfahren, daß die TschechIn- 
nen reichlich seltsam drauf sein dürften. Alle 


TeilnehmerInnen müssen im vorhinein unter- 


schreiben, daß sie gewaltlos sein werden, 
d.h. aber auch, keine Sachbeschädigungen 
sowie nur außerhalb des Camps rauchen 
(ohne Witz, einer der fünf Bekenntnispunkte 
zur Gewaltlosigkeit). 


Wer trotzdem hinfahren will, das Camp wird 
in Podhaji (1 km von Temelin), das mit dem 
Zug von Brno aus erreicht wird, stattfinden. 


FlüchtlingelMigration 


Ab 19. Juli veranstaltet amnesty interna- 
tional entlang beider Seiten der deutsch-pol- 
nischen Grenze eine Infotour über die Fe- 
stung Europa. Aktivitäten sind Diskussio- 
nen, Straßentheater, Infostände u.ä. 


Kontakt: 


ai, Regionalbüro Ost, Pacelliallee 61, 14195 
Berlin, Tel: 030/841 090 53, fax: 841 090 55 
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TATblatt-REISETIPS 


Europäischer 
Friedenszug 
akir 


von Brüssel nach Diyar 


Die langen Jahre des Krieges in Kurdistan vor Augen: 
Die Zahl der Opfer, der Flüchtlinge, der Vertriebenen, Inhaf- 


tierten und Gefolterten. 


Unerhörte Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Die heutige Invasion der Türkei in Südkudistan (Nordirak): 
Völkerrechtswidrig. ausgeführt mit mörderischen COBRA- 


Hubschraubern und Raketen. 


Den Aufruf des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 


mißachtend. 


Das europäische Parlament vor den Kopf stoßend. 
Das Angebot auf Waffenstillstand verwerfend. 


Initiative Wiener Appell 

In dieser Situation haben wir den Auf- 
bruch als eine große europäische Friedensbe- 
wegung beschlossen. Um den Menschen 
Kurdistans und der Türkei unsere Botschaft 
zu überbringen. Um den Kreis mit ihnen zu 
schließen. um den Krieg ein Ende zu ma- 
chen. in einem Sonderzug des Friedens wer- 
den wir am 26. August 1997 in der Metropole 
Brüssel aufbrechen. Am Vorabend der Ab- 
fahrt wird in der europäischen Hauptstadt 
eine Friedenskundgebung stattfinden. Istan- 
bul passierend werden wir am 1. September 
1997 (Internationaler Antikriegstag) in 
Diyarbakir eintreffen. 


Transportmittel sind die Lokomotiven 
und Waggons der Bundesbahnen der durch- 
reisten Länder. Die Bahnhöfe in Köln, 
Mainz, Wien und Sofia werden Stationen für 
Kundgebungen und Pressekonferenzen sein. 
In eigens eingerichteten Zugteilen werden 
sich die Mitreisenden begegnen. Miteinander 
reden. Kulturelle Programme veranstalten. 
Sich vorbereiten auf die Treffen in Istanbul 
und Diyarbakir. 


Die Botschaft: Es ist höchste Zeit für 
einen Frieden in Kurdistan! 


Diese Botschaft reist mit den Menschen. 
Die Botschaft ist gerichtet an die Regierung 
der Türkei und die Regierungen Europas. Sie 
ist verbunden mit der Forderung nach allge- 
meiner Demokratie. Nach Einhaltung der 
Menschenrechte. Nach Verwirklichung so- 
zialer Gerechtigkeit. Wir erwarten den Be- 
ginn eines politischen Verhandlungsdialogs 
zur Beendigung des Krieges. Dieser Bot- 


“ schaft werden wir in Diyarbakir im Rahmen 


eines großen Friedensfestivals der dortigen 
Bevölkerung mit den TeilnehmerInnen des 


Friedenszuges aus Europa Nachdruck verlei- 
hen. 


Prominente Beteiligte der Friedensfahrt 
werden im europäischen Namen die Forde- 
rung des kurdischen Volkes nach Frieden und 
Demokratie direkt bei den Ministerien der 
Türkei und den Medien des Landes vortra- 
gen. Die Menschen des europäischen Frie- 
denszuges erwarten während ihrer Anwesen- 
heit eine Antwort der türkischen Regierung. 
Die Antwort muß die Vorstellungen des kur- 
dischen Volkes und die Forderungen des 
Europäischen Parlaments positiv berücksich- 
tigen. i 


-Eine weite Reise für den Frieden in eıncm 
großen Zug auf langer Fahrt wird auch für 
die Beteiligten selbst eine großartige mensch- 
liche Möglichkeit der solidarischen Begeg- 
nung bieten. Eine gute Fahrt mit Lesungen, 
Vorträgen und einem: Programm in allen 
Abteilungen. 


Glauben Sie uns: Die Fahrt des Columbus 
war nichts gegen unseren Zug! 

Die Fahrscheine werden knapp! Sichern 
Sie sich Ihr Ticket! Rufen Sie uns an! 

Schicken Sie uns ein Fax! Wir senden 
Ihnen weitere Informationen und einen An- 
meldebogen! 


Initiative Wiener Appell "Friedenszug": 
do Alevitisches Kulturzentrum, ' 

Linke Wienzeile 78, 1060 Wien, Österreich, 
Tel/Fax.:(43)1-58 67 984 


WEV>JZI7A plus 80181 - Seite 19 


TODESSTRAFE 


Todesstrafe in den USA: 
Schneller, 

öfter, publikums- 
wirksamer... 


Mehr als 3000 Menschen warten in US-amerikanischen Todes- 
zellen auf die Hinrichtung. Eine neue Politik soll dem ein Ende 
machen: kürzere Verfahren, weniger Rechtsmittel, schnellere 


Exekution... 


TATblatt 

Flint Gregory Hunt hatte zu Beginn der 
80er Jahre im US-Bundesstaat Maryland unter 
Drogeneinfluß ein Geschäft überfallen und da- 
bei eine Angestellte erschossen. Ein tragischer 
Fall von regionaler Bedeutung, möchte mensch 
meinen.. Daß der Name Flint Gregory Hunt 
dennoch den Weg in die internationalen Medien 
fand, ist einer: Art Jubiläum zu verdanken. 
Denn Hunt wurde vergangene Woche hinge- 
richtet. Er war der 400. zum Tode Vernurteilte, 
der in den USA seit der Wiedereinführung der 
Todesstrafe im Jahr 1976 mittels elektrischem 
Stuhl, Giftspritze oder Gaskammer auf Ge- 
richtsbeschluß vom Leben zum Tode befördert 
wurde. 

Jubiläen dieser Art werden in nächster 
Zukunft öfter fallen, denn seit Beginn dieses 
Jahres läuft in den USA eine Hinrichtungs- 
welle bisher ungekannten Ausmaßes: Insge- 
samt 41 Menschen wurden in der ersten 
Jahreshälfte 1997 hingerichtet; 24 von ihnen 
allein im US-Bundesstaat Texas. 

Von der Hinrichtungswelle alarmiert ha- 
ben die US-Anwaltskammer in Zusammen- 
arbeit mit Zeitungen wie der New York 
Times und der Chikago Tribune einen Stopp 
aller Hinrichtungen gefordert. Ein Moratori- 
um, so der gemeinsam publizierte Aufruf, 
soll dazu genutzt werden, die Bedingungen, 
unter denen Todesstrafen ausgesprochen 
werden zu überprüfen und die Auswirkungen 
der Todesstrafe zu bewerten. 


Politkonsens 
Todesstrafe 


Die gemeinsame Aktion der AnwältInnen 
und Zeitungen hat bisher keine politischen 
Reaktionen hervorgerufen: Die Todesstrafe 
ist in den USA en vogue. An die 75% der 
US-AmerikanerInnen, stellte ein Meinungs- 
forschungsinstitut erst kürzlich fest, sind für 


die Todesstrafe. Das Thema ist damit ein’ 


gefundenes Fressen für alljene, die sich vor 
potentiellen WählerInnen profilieren wollen: 
"Aufgeschobene Gerechtigkeit ist aufgeho- 
bene Gerechtigkeit" meint Michael Bowers, 
Staatsanwalt in Mississippi, und verknüpft 
sein öffentlichkeitswirksames Statement mit 
der Forderung nach Einschränkung der Be- 
rufungsmöglichkeiten für Death-row-Ins*s- 
sInnen. "Die Verfahren dauern einfach zu 
lange" poltert auch Thomas Ridge, Gouver- 
neur von Pennsylvania. Er verspricht sich 
von seiner Ankündigung, demnächst einen 
neuerlichen Hinrichtungstermin betreffend 
Mumia Abu-Jamal anzusetzen, anhaltende 
WählerInnensympathie. Auch George Bush 
jun., Gouverneur von Texas, muß ob seiner 
Härte keinen öffentlichen Zwist befürchten: 
Leere Zellen im Todestrakt kosten kein Geld. 
Die durchschnittlich acht Jahre, die ein Ver- 
urteilter in der death-row wartet, verursa- 
chen hingegen Kosten und Verwaltungsauf- 
wand vergleichbar jenen zehn "normaler" 
Gefangener. Das Kostenargument kommt an 
bei den WählerInnen des angeblich eher libe- 
ralen Republikaners. 

Und selbst Bill Clinton, vor fünf Jahren 
als Saxophon-spielendes Symbol eines libe- 
raleren, weltoffenen Amerikas ins Amt ge- 
wählt, konnte sich der Werbewirksamkeit 
der Todesstrafe nicht entziehen: Seinen In- 
tensivwahlkampf begann er 1992 mit der 
scheinbar nebenbei eingeworfenen Feststel- 
lung, gerade zwei Todesurteile gegenge- 
zeichnet und damit zur Vollstreckung freige- 
geben zu haben. 

Fluchend mußte der republikanische Ge- 
genkandidat George Bush sen. zur Kenntnis 
nehmen, daß eine Kampagne gegen den ver- 
meintlichen Liberalen - in den USA geradezu 
ein Schimpfwort - ins Leere laufen würde. 
Auch ein kiffender Kriegsdienstverweigerer 
kann in den USA Präsident werden, solange 
er für die Todesstrafe eintritt. 


Akzeptanz-Konjunkturen 

Die hohe Akzeptanz der Todesstrafe in 
den USA ist tatsächlich einmalig in der Welt. 
Gängige Erklärungsmuster reichen vom Be- 
wußtseinsrelikt der SklavInnenhalter-Gesell- 
schaft bis zur Verlängerung des "Wilden 
Westens", der Siedler- und Pioniergesell- 
schaft in das 20. Jahrhundert. Die Problema- 
tik solcher Erklärungsansätze liegt in ihrem 
Determinismus: Als läge es den Amerikane- 
rInnen quasi im Blut, aus Rache jenes der 
anderen zu fordern. Der Rückgriff auf die 
Pionierzeit und den Wilden Westen ist aber 
nicht Alleineigentum der Todesstrafen-Geg- 
nerInnen. In Umkehrung deterministischer 
Erklärungsmuster stellen BefürworterInnen 
die Todesstrafe als integralen Bestandteil des 
"American set of values" dar, also als: so 
etwas wie Teil des kollektiven Volksbewußt- 
seins.. 

Gerade das, aber, ist es - mal abgesehen 
davon, daß nur Menschen ein Bewußtsein 
haben und Kollektive es nur zwangsweise 
konstruieren können - nicht! 

Kampagnen gegen die Todesstrafe haben 
in den USA große Tradition. Ihre Ursprünge 
reichen von der Empörung über ias orge- 
hen der britischen Truppen im ' 'nabhangig- 
keitskrieg über die Abolitionsbe +errur.g zur 
Befreiung der SklavInnen bis in dıe Gegen- 
wart (remember Sacco & Vanzetti?). Ende 
der Sechziger Jahre dieses Jahrhunderts hatte 
die BürgerInnenrechtsbewegung breites Be- 
wußtsein gegen die Todesstrafe geschaffen. 
Als diese schließlich 1972 vom Obersten 
Gerichtshof der USA aus formalen Gründen 
ausgesetzt wurde, deklarierten sich 47% der 
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AmerikanerInnen als Todesstrafen-Gegne- 
Innen. Daran änderte auch die Wiederzulas- 
sung der Todesstrafe durch das selbe Gericht 
im Jahre 1976 nichts. Es dauerte noch Jahre, 
bis diese grundsätzliche Ermächtigung von 
den jeweiligen Gerichten und Bundesstaaten 
auch aufgegriffen wurde. 

Die hohe Akzeptanz der Todesstrafe er- 
klärt sich als» weder aus genetischer Veran- 
lagung noch aus Geschichtsromantik... 


Hautfarbe und 
sozialer Status 


Neun von zehn US-amerikanische Todes- 
urteile treffen Menschen mit anderer als weißer 
Hautfarbe. Fast ausnahmslos alle werden in 
Verfahren gefällt, in denen sich die Beschuldig- 
ten nicht ausreichend verteidigen konnten: Das 
US-amerikanische Rechtssystem sieht Richte- 
Innen als unparteiischen Beobachter zweier 
Streitparteien. Anders als im kontinentaleuro- 
päischen Recht, in dem StaatsanwältInnen als 


vom Staat eingesetztes Organ zumindest 
theoretisch der "Wahrheitssuche" verpflich- 
tet sind und folglich auch entlastende Fakten 
erheben und vorbringen müssen, sind die 
vom Volk gewählten US-StaatsanwältInnen 
eine reine AnklagerInnen. Die Beschaffung 
entlastender Fakten obliegt dem Beschuldig- 
ten bzw. seiner Verteidigung. Das Amt des 
Staatsanwaltes in den USA ist damit auch ein 
politisches, in dem sich AmtsträgerInnen 
profilieren können (und-müssen), um wieder- 
gewählt zu werden. Nicht selten (etwa im 
Fall des bereits zitierten Michael Bowers) 
dient das Amt als Sprungbrett in höhere 
politische Positionen. Demgegenüber stehen 
Anwälte, deren Möglichkeiten, Entlastungs- 
material vorzubringen, stark von den vorhan- 
denen Geldmitteln abhängt. Schlecht ent- 
lohnte PflichtverteidigerInnen sind oftmals - 
freundlich formuliert - mit geringer Motiva- 
tion bei der Sache. Das Zusammentreffen 
profilierungswilliger Staatsanwälte und "we- 
nig motivierter" Pflichtverteidiger ist somit 
eine Standardsituation, in der Todesurteile 
gefällt werden. 


Normen 
systeme 
mit 
Eigen 
leben 


Jedes Nor- 
mensystem 
schafft sich je- 
nes Umfeld, in 
dem es den 
Grundsätzen 
seiner TrägerIn- 
nen nach funktionieren kann. In Österreich 
etwa wird die gesetzlich vorgesehene Objek- 
tivitätspflicht der Staatsanwaltschaft umgan- 
gen, in dem die Herbeischaffung der Verfah- 
rensunterlagen strafprozeßordnungswidrig 
der Polizei überlassen wird. Diese sieht - 
psychologisch nicht ganz unverständlich - 
ihre Aufgabe nicht in erster Linie in der 
Präsentation entlastender Fakten. 

In den USA haben sich Gerichte die 
Möglichkeit verschafft, fehlerhafte oder feh- 
lende Verteidigung als im Bereich des Ange- 
klagten liegend und somit für das Verfahren 
unerheblich zu erklären. Im 1992 durchge- 
führten Verfahren gegen den wegen Mordes 
an einem Geschäftsbesitzer angeklagten Ge- 
orge McFarland schlief der Pflichtverteidi- 
ger während des Beweisverfahrens ein. Ein 
Phänomen, daß so oft anzutreffen ist, daß es 
sogar schon einen eigenen Namen erhalten 
hat: Sleeping Lawyer Syndrom. 

Zwar garantiert die US-Verfassung je- 
dem Bürger und jeder Bürgerin einen Rechts- 
beistand, doch steht nirgendwo, so der Rich- 
ter.im Verfahren, "daß dieser auch wach sein 
muß". George McFarland wurde zum Tod 
verurteilt, das Urteil vom Berufungsgericht 
bestätigt. 


Wer und Wo? 


Nicht uribedeutend für die Frage, ob ein 
Todesurteil gefällt wird oder nicht, ist auch 
der Ort der Verhandlung sowie die Zusam- 
mensetzung der Jury: In Houston, Los An- 
geles oder Philadelphia werden auffällig oft 
Todesurteile gefällt; in anderen Staaten wie- 
derum wird die Todesstrafe generell .nicht 
exekutiert. In dreizehn Bundesstaaten ist sie 
im Gesetz gar nicht vorgesehen”. Viele To- 
desurteile werden schließlich aus offen rassi- 
stischen Motiven gefällt. In der Jury, die den 
schwarzen Journalisten und Ex-Black Pan- 
ther Mumia Abu-Jamal zum Tode verurteil- 
te, saß ein einziger Mensch mit anderer als 
weißer Hautfarbe. 

Die Verhängung der Todesstrafe ist in 
den USA also nicht ein historisches oder 
anthropologisches Phänomen, sondern 
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schlichte Folge der Positionierung derer, die 
Urteile beantragen bzw über sie zu entschei- 
den haben: des Rassismus und des Klassis- 
mus, der in allen Ländern und Gesellschaften 
der Welt zu finden ist. 


Warum nur, warum...? 


Die Ende der Sechziger erhobene ver- 
gleichsweise geringere Akzeptanz der To- 
desstrafe in den USA kann in ähnlichem 
Ausmaß - entsprechende Fragestellung vor- 
ausgesetzt - auch für kontinentaleuropäische 
Länder angenommen werden. An Stammti- 
schen ist sie mit Sicherheit noch weit höher. 
Die Erklärung für die Tatsache, daß in den 
USA Todesurteile verhängt werden, liegt 
also vor allem im Bestehen der Möglichkeit, 
sie zu verhängen. Gäbe es sie in den USA 
nicht, würde sie nicht verhängt werden. Gäbe 
es sie in Westeuropa, so würde sie auch 
verhängt werden. 

Die Frage, warum es sie in den USA als 
Möglichkeit im Gegensatz zu Europa gibt, ist 
einzig und allein mit unterschiedlicher Prio- 
ritätssetzung in der Entwicklung der Rechts- 
systeme zu erklären. Schließlich könnten 
auch unzählige Beispiele für US-amerikani- 
sche Rechtsnormen angeführt werden, die 
weit grundrechtsfreundlicher ausgerichtet 
sind als die selbe Materie betreffende Rechts- 
normen ın Westeuropa (etwa fremdenrecht- 
liche Bestimmungen oder Bestimmungen 
zum Schutz von Minderheiten” ). Die Todes- 
strafe wird dort als Möglichkeit der Durch- 
setzung rassistischer und klassistischer Posi- 
tionen akzeptiert, wo sie vorhanden ist. Der 


Umkehrschluß, daß sie dort, wo sie nicht 
vorhanden ist, auch nicht akzeptiert würde, 
ist nicht belegbar (und außerdem wenig 
glaubwürdig). 


Der große 
Oklahoma... 


Die Renaisance der Todesstrafe in den 
USA beginnt nicht mit der Wiederzulassung 
der Todesstrafe 1976, sondern mit der Rea- 
gan-Revolution in den 80ern. Anstelle sozi- 
alpolitischer Versuche, den Ursachen der 
Verelendung und damit der steigenden Kri- 
minalität entgegenzuwirken stützte sich der 
Reagankonservativismus aus ideologischen 
Gründen auf die Effektivierung der bereits 
vorhandenen Mittel: Harte Strafen, mehr Ge- 
fängnisse,.. und auch die Todesstrafe. 

Wie aber erklärt sich der enorme Eifer, 
mit dem gerade jetzt in den USA Menschen 
vom Staat legal ermordet werden? Und wie 
konnte es gelingen, die Akzeptanz für diese 
große Zahl legaler Tötungen in weniger als 
dreißig Jahren so enorm (von 47% Gegnerln- 
nen im Jahr 1972 auf 75% BefürworterInnen 
heute) zu erhöhen? i 

Ende März dieses Jahres begann der Pro- 
zeß gegen Thimothy McVeigh, dem mut- 
maßlichen Haupttäter im Zusammenhang mit 
dem Bombenanschlag auf ein Gebäude der 
Bundesregierung in Oklahoma City 1995, 
dem 168 Menschen zum Opfer fielen. Der 
McVeigh-Prozeß unterschied sich deutlich 
von Prozessen, in denen üblicherweise To- 
desstrafen verhängt werden: Thimothy 


McVeigh ist 
weiß, und er 
konnte (und 
kann weiterhin) 
auf ausreichen- 
de, von rechts- 
extremen Grup- 
pen in aller Welt 
gesammelte 
Geldmittel für 
seine Verteidi- 
gung zurück- 
greifen. Er wur- 
de von Starver- 
teidigern betreut 
und hatte über 
diese jeden nur 
erdenklichen 
Zugang zu Akten, Beweismitteln, ZeugInnen 
etc... 

Nur diese Unterschiede zu anderen To- 
desurteilen kann President Clinton gemeint 
haben, als er seiner ersten Reaktion auf die 
Verhängung der Todesstrafe gegen McVeigh 
schon wenige Minuten nach Verkündung der 
Juryentscheidung proklamierte, daß "die 
Entscheidung der Jury das Vertrauen der 
Menschen in die Justiz wiederhergestellt" 
habe: Timothy McVeighs Tod ist die Rein- 
waschung der US-Justiz und der Todesstrafe 
vom Vorwurf, ein rassistisches und soziales 
Kampfmittel zu sein. 


Inszenierung: 
Mitgefühl, 
Weisungen, 
Kampagne 


Bereits am Tag nach dem Anschlag von 
Oklahoma hatte Clinton in einem öffentli- 
chen Statement sein Mitgefühl mit den An- 
gehörigen der Opfer erklärt und damit die 
Forderung nach der Todesstrafe für die Tä- 
terInnen verknüpft. Eine Forderung, die an 
sich lediglich eine Meinungsäußerung dar- 
stellt, da das Strafrecht Angelegenheit der 
Bundesstaaten ist. 

Um Clintons Forderung Ankündigung- 
scharakter zu verleihen, mußte der 
McVeigh-Prozeß unter Bundeszuständigkeit 
durchgeführt werden. Also wurde dem 
Golfkriegs-Veteran und Militia-Angehörigen 
nicht wegen Mordes in 168 Fällen (Angele- 
genheit der Bundesstaaten), sondern wegen 
gewalttätigen Angriffs auf Bundesbehörden 
und Herbeiführung des Todes von 8 Bundes- 
beamten angeklagt. 

Die derart hergestellte Bundeszuständig- 
keit verstetzte Clinton schließlich in die Si- 
tuation, politische Weisungen an die Ankla- 
gevertretung erteilen zu können. Ihr wurde 
in der Folge aufgetragen, unter allen Umstän- 
den die Verhängung der Todestrafe zu ver- 
langen und alles zu unternehmen, damit diese 
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auch tatsächlich verhängt wird. - 

Auf Antrag der Anklage wurde die Frage 
nach der persönlichen Einstellung zur Todes- 
strafe in den Fragenkatalog zur Juryfindung 
aufgenommen. Wer sich (unter Wahrheits- 
pflicht) als GegnerIn der Todesstrafe outete, 
konnte nicht Jury-Mitglied werden. 

Das auf Todesstrafe ausgerichtete Enga- 
gement Clintons im Falle McVeighs ver- 
stärkte einen weiteren Faktor, der auch sonst 
bei der Verhängung der Todesstrafe eine 
große Rolle spielt: jenen der Medienberich- 
terstattung. 

Mit Kriminalität ist großes Geld zu ma- 
chen; entsprechende Kriminalberichterstat- 
tung wirkt auflagensteigernd, die möglichst 
frühe und ausführliche Darstellung spezifi- 
scher Details ist Angelpunkt des Wettbe- 
werbs. 

Die Wettbewerbssituation greift gleich 
doppelt in Strafverfahren ein: Zum einen 
dehumanisiert sie die Angeklagten (bestia- 
lisch, blutrünstig,...), zum anderen macht sie 
völlig belanglose Details aus dem Leben der 
Angeklagten zu verfahrensrelevanten Ange- 
legenheiten“. 

Droht die Todesstrafe, schafft die Dehu- 


pas Set I 


manisierung der TäterInnen jene Distanz, die 
Entscheidungen über Leben und Tod eines 
Menschen von einer Gewissens- zur reinen 
Verfahrensfrage relativiert; bilden die zu is- 
sues aufgeblasenen Details aus dem Vorleben 
der Angeklagten das Futter des Rassismus 
und des Unterschichtshasses. 

Im McVeighverfahren zählte die Medien- 
berichterstattung doppelt: Die Bombe von 
Oklahoma City erregte nicht, wie in anderen 
Fällen, lediglich das Interesse der regionalen 
Medien. Thimothy McVeigh war Thema je- 
der Zeitung, die in den USA erscheint. Das 
persönliche Engagement des höchsten Staats- 
repräsentanten steigerte das Intersse an der 
Berichterstattung abermals. 

Das Resultat: Der McVeigh-Prozeß wur- 
de zur US-weiten Kampagne für die Todes- 
strafe. Nur der Vollständigkeit halber sei 
hinzugefügt, daß eingangs angeführte Studie, 
die eine Todesstrafen-Akzeptanz von 75% 
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erhoben hat, am Höhepunkt der McVeigh- 
Aufregung erstellt wurde: zwischen Schuld- 
spruch und Urteilsverkündung. Die Studie 
gibt daher bestenfalls darüber Auskunft, daß 
75% der Befragten unter dem Eindruck des 
Anschlags und der Schuld McVeighs spontan 
seinen Tod für angemessen hielten. 

In einer vergleichbaren Studie hatten sich 
1991 in New York mehr als die Hälfte der 
Befragten für die Todesstrafe ausgespro- 
chen. Zusätzlich zu ihrer Präferenz bei Ge- 
genüberstellung von Todesstrafe und lebens- 
länglicher Haft befragt entschieden sich je- 
doch 73 % für die Haft. Auch hier gilt wieder: 
Vielen käme wohl kaum der Gedanke, die 
Todesstrafe zu fordern, wenn sich diese ih- 
nen nicht als realistische, weil im Gesetz 
vorgesehene, Möglichkeit präsentierte. 


Schnell und 


kostengünstig 


Der solcherart hergestellte "öffentliche 
Konsens" über die Todesstrafe in den USA 
bietet nun die Möglichkeit, die Diskussion 


£ 


auf anderer Ebene fortzuführen: Nicht mehr 
das "Ob" ist angesagt, sondern das "Wie". 

Wie etwa geht die Gesellschaft mit jenen 
3000 death-row-InsassInnen um, die im 
Durchschnitt acht, in Einzelfällen aber auch 
schon 15 Jahre und mehr unter ständiger 
Todesdrohung in Todeszellen dahinvegetie- 
ren? 

Verfahrensbeschleunigung und Kosten- 
senkung sind die Kernpunkte der Debatte: Je 
schneller einE VerurteilteR hingerichtet 
wird, desto weniger kostet er den Staat, desto 
weniger Aufwand verursacht er/sie Gerich- 
ten und Verwaltung. Je weniger Rechtsmittel 
zur Verfügung stehen, desto schneller 
kommt die Hinrichtung... 

Der Staat Texas hat bereits reagiert: Be- 
rufungsgericht und Oberster Gerichtshof 
müssen unter äußerst enger Fristensetzung 
gleichzeitig angerufen werden statt, wie bis- 
her, nacheinander. Die Möglichkeiten, neu 


vorgebrachte 
Beweismittel 
zuzulassen und 
das Verfahren 
wieder aufzu- 
nehmen wurden 
erheblich redu- 
ziert. Fristenab- 
lauf ist definiti- 
ver Aus- 
schließungsgru 
nd für eine Wie- 
deraufnahme. 

PolitikerIn 
nen j;anderer 
Bundesstaaten 
nehmen sich an 
Texas ein Bei- 3 
spiel: Ähnliche Bestimmungen werden in gut 
der Hälfte aller Staaten diskutiert. Sollten sie 
tatsächlich überall umgesetzt werden, drohen 
massenhafte Exekutionen zum Regelfall zu 
werden. Das Tempo könnte durchaus noch 
gesteigert werden: In den USA werden wö- 
chentlich 2 Personen zum Tode verurteilt. 
Zuzuglich des "Rückstaus" von 3000 Men- 
schen bei angenommer "Aufarbeitungsfrist" 
von zehn Jahren ergibt das mehr als eine 
Exekution täglich. Das müßte von einer gut 
organisierten und motivierten Justiz doch zu 
schaffen sein... 


%“ 


Fußnoten: 

1) Die Anti-Liberalen-Kampagne der Republikaner stellte 
nach dem Auscheiden der Todesstrafe als Wahlkampthema 
Clintons Europaaufenthalt während des Vietnamkriegs 
und sein Eingeständnis, einmal gekifft zu haben ("aber 
keinen Lungenzug’*) in den Mittelpunkt der Argumentati- 
on. 

2) Das Strafrecht ist grundsätzlich Sache der Bundesstaaten. 
Der Bundesregierung stehen, außer in von der Sache her 
den Gesamtstaat betreffenden Angelegenheiten (Hoch- 
verrat, Angriff auf Bundesbeamte, Jagd auf den Weißen 
Seekopfadler &tc.), nur ergänzende Strafrechtsbestimmun- 
gen zur Verfügung. 

3) Um Mißverständnissen vorzubeugen: Das hier Geschrie- 
bene zielt allein auf die Existenz rechtlicher Bestimmungen 
und ausdrücklich nicht auf ihre reale Umsetzung ab. Bei- 
spielsweise wurde erst vergangene Woche die Erschießung 
eines 16-jährigen Kurden durch einen deutschen Polizisten 
von einem Gericht für nicht rechtswidrig erklärt, obwohl 
die Todesstrafe in Deutschland bereits vor Jahrzehnten 
abgeschafft worden ist. 

4) Erinnert sei etwa an die Veröffentlichung eines Photos 
in einer. österreichischen Tageszeitung von geringem For- 
mat, auf dem die Hauptangeklagte im sogenannten Lainz- 
Verfahren auf dem Schoß effies Arztes sitzend abgebildet 
war. Mit der Sache selbst hatte es zwar überhaupt nichts zu 
tun, aber es prägte das Bild der Hauptangeklagten in der 
Öffentlichkeit als "Schweinchen, das alles macht“; und es 
erhöhte die Verkaufszahlen der veröffentlichenden Zei- 
tung. 
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ABO-AKTION 


> 


TAB artk 


Kombinieren! 


5) Nein, Weihnachten steht nicht vor der Tür, dafür das Sommerloch: Grund 
2/° genug mal wieder an ein TATblatt-Abo zu denken. Wo es doch jetzt das 
TATblatt sogar im Kombiangebot gibt! Wenn ihr schnell genug seid, könnt 
ihr Euch zu jeder 20 Nummern-Abobestellung ein Buch aus nebenstehender 


Liste aussuchen. Für die Langsameren gibts ein Überraschungspaket. Das gilt für neue 
Bestellungen ebenso, wie für Verlängerungen und Schenkungen. Und wenn Euch das 
Kombiangebot nicht genug Anlaß ist, ein Abo zu bestellen, dann kann Euch vielleicht diese 
Schnuppernummer überzeugen. 


Wie wirds gemacht? 


Alle die sich nebenstehenden Bestellscheins bedienen und ein 20-Nummernabo bestellen, 
erhalten im Rahmen des Kombiangebots zusätzlich ein Buch ihrer Wahl solange der Vorrat 
reicht (sonst gibts eine Überraschungszusendung). Die Abogebühr (350.-- 65) zahlt ihr 
zuzüglich 20.-- öS Versandspesen möglichst zur gleichen Zeit per Erlagschein ein. Wenn ihr 
vergeßt Euren Namen auf den Erlagschein zu schreiben, verbuchen wir das Geld als Spende 
(an dieser Stelle sei allen SpenderInnen Dank gesagt!). 


Folgende Bücher stehen 
zur Auswahl: 


e Christoph Spehr. Die Ökofal- 
le. Nachhaltigkeit und Krise. 
Promedia Verlag. Wien 1996. 

Was ist der Kern der Krise auf 
die "nachhaltige" Konzepte rea- 
gieren? Wohin werden diese Lö- 
sungskonzepte führen? Wer sind 
ihre GewinnerInnen und Verlie- 
rerInnen? Kann eine emanzipato- 
rische Politik sich auf den Begriff 
der Nachhaltigkeit verständigen 
oder soll sie sich von ihr abgren- 
zen? 


e Koordination der autonomen 
Gruppen Spaniens. Aufrufe 
aus dem Gefängnis von Sego- 
via. 

Edition Tiamat. Nürnberg 
1981. 


e Kathrin Bänzinger. Dani, 
Michi, Renato und Max. 
Limmat Verlag. Zürich 1988. 

Zu Beginn der achtziger Jahre 

gingen tausende von Jugendli- 

chen auf die Straße, unter ihnen 

Dani, Michi, Renato und Max, 

um für Freiheit und Autonomie 

zu kämpfen. Sie leben nicht 
mehr. Von der Polizei verfolgt, 
niedergeschossen und zusam- 
mengeknüppelt, wurden sie späte 
Opfer der Jugendunruhen. 


e BUKO - Arbeitsschwerpunkt 
Rassismus und Flüchtlingspoli- 
tik (Hg.). Flucht und Arbeit. 
Neue Migration und Legali- 
sierungsdebatte. Verlag Li- 


bertäre Assoziation. Hamburg 
1995. 


"Berichte von MigrantInnen über 


ihre konkrete Lebenssituation 
und theoretische Beiträge zeich- 
nen ein Gesamtbild der neuen 
Arbeitsemigration. Perspektiven 
der Solidaritätsarbeit werden u.a. 
anhand der Legalisierungsdebat- 
te kontrovers diskutiert. 


« Frombeloff (Hg.)... und es be- 
gann die Zeit der Autonomie. 
Politische Texte der ‘letzten 20 
Jahre von K.H. Roth u.a. zu: 
Operaismus, die Fabrikkämpfe 
der "Massenarbeiter" der frühen 
70er Jahre, Auseinandersetzun- 
gen mit dem bewaffneten Kampf, 
Anschluß der DDR, etc. 


e Jorgen Nash. Der Galgenvo- 
gel. Edition Nautilus. Ham- 
burg 1993. 

Mit einer wohldosierten Mi- 

schung aus Humor und philoso- 

phischen Betrachtungen gelingt 

Nash ein burlesk-komischer 

Schelmenroman, eine teuflisch- 

geniale Satire auf die dänische 

Gesellschaft, den’ Faschismus, 

das SpießbürgerInnentum, den 

Kadavergehorsam und das soge- 

nannte Normale. 


e Brendan Behan.- Das gleiche 
noch mal! Edition Nautilus. 
Hamburg 1991. 

Nicht von ungefähr trägt vorlie- 

gender Band den durstigen Titel 

"Das gleiche noch mal!". Daß 

mit der eiligen Bestellung gleich 

eine ganze Runde gemeint ist, 


versteht sich bei Bahnen von 
selbst: In den Geschichten dieses 
Dubliner Originals kommen 
Menschen aus Fleisch und Blut 
zusammen, sitzt der Autor mit 
am Tisch und gesellen sich die 
LeserInnen gern hinzu. 


Ich 


ADRESSE: 


bestelle 


e Jens Bjorneboe. Stille oder das 
absolut letzte Protokoll. Anti- 
Roman. Trotzdem Verlag. 
Grafenau 1993. 

(Anti-)Roman zum Thema Anti- 

rassismus/Eurozentrismus. ; 


%* 


ey 


O ein TATblatt-Abo (20 Nummern) 


O ein TATblatt-FörderInnenabo (20 Nummern) 


'O ein TATblatt-Geschenkabo (20 Nummern) 


für: name: 
ADRESSE: 


und das Buch: 


zum Kombipreis von 5 365,- ” 


(bei Förderabo $ 700,--) 


Falls das ausgewählte Buch schon weg ist, bestelle 


ich stattdessen: 


(bitte 2 Ersatzbestellungen angeben) 
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Gehet unauffällig in jene 
Bank, über die ihr in der Re- 
gel eure Geldgeschäfte ab- 
wickelt, wählet einen beliebi- 
gen Betrag - der euer monat- 
liches Einkommen nach 
Möglichkeit nicht signifikant 
übersteigen und dennoch we- 
nigstens 100 Schilling betra- 
gen sollte - und richtet auf 
diesen Betrag lautend einen 
Dauerauftrag ein, dessen 
Empfängerin die "Unabhän- 
gige Initiative Informations- 
vielfalt" (Kontonummer: 


Interne Mitteilung: 
Das Sparschwein 
verläßt den Stall 


Nicht nur Eingeweihte wissen nun hoffentlich was zu tun ist: 


P.S.K. 7547 212) ist.. Da- 
nach gehet keinesfalls auf di- 
rektem Wege nach Hause!, 
sondern wählet eine Route, 
die euch an einem Briefka- 
sten vorbeiführt, in den ihr 
nebenstehenden Antwort- 
brief au uns - inzwischen hof- 
fentlich sorgfältig ausgefüllt, 
einkuvertiert und frankiert - 
einwerft. Zum Dank erhält 
ihr dann regelmäßig das ak- 
tuelle TATblatt zugeschickt 
und außerdem eine Reihe von 
Begünstigungen, die wir uns 


| ABO-AKTION 


aber erst noch einfallen las- 
sen müssen. 


%* 


PS.: Kopieret diesen Brief 
fünfmal und schicket ihn an eure 
besten Freunde und Freundin- 
nen. Welche diese Kette unter- 
brechen, sollen verdammet sein 
zu Fleiß und Tüchtigkeit und in 
Wohlstand darben für immer- 
dar! 


An das die 


Name des Celdınstituts 


Überweisungs- 
Dauerauftrag 


Ich beauftrage Sie hiermit, zu Lasten meines Girokontos folgende Überweisung 
durchzuführen: 


Kontonummer des/der Auftraggeberin: ...uuunussussannnsnnnnnnnsnnnnnnnnnnnannnennennnnnennennenen 


EEE Sn esstrsasesansadhgnienutssnasnaosasenannnnense nee die HERR IHRLOHEN Hans sag Tednnnsaunsnnkaunsheee 


Intervall: monatlich, jeweils am ersten Tag des Monats 


bis auf Widerruf 
Konto der Empfängerin: P.S.K. 7547 212 (BLZ 60 000) 


Verwendungszweck: „Solisteuer“ 


Falls meın Konto nicht die erforderliche Deckung aufweist, sınd Sie nıcht 
berechtigt, den Auftrag auszuführen! 


Datum Scheckmäßige Unterschrift 


H 


TAWw/ait 


Gumpendorferstraße 157/11 
1060 Wien 


BekennerInnenschreiben 


ICh habe heute, Ami; zen ascmnasasssnsedennnsnsdchanernähnnnene ‚ in meinem Geldinstitut einen 


Überweisungs-Dauerauftrag hinterlassen. 


Ziel der Aktion war es, meine Bank dazu zu zwingen, monatlich einen Betrag 


auf das Konto der Unabhängigen 


Initiative Informationsvielfalt zu überweisen. 


Außerdem soll diese Aktion der gerechten Forderung nach regelmäßiger 


Zusendung des TATblatts an untenstehende Adresse Nachdruck verleihen! 


Hoch die internationale Solidaritätssteuer! 
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EKH-Frauengruppe & AK Schwarzau: 


Solidarität mit den Frauen 
in den Häfn! 


Wie letztes Jahr für den Notruf und Beratung für vergewaltigte 
Frauen und Mädchen, so wird es auch heuer im Herbst ein 
großes Frauensolidaritätsfest im EKH mit mehreren Frauen- 
bands geben. Der Erlös kommt diesmal dem AK SCHWARZAU 
und damit zahlreichen Frauen, die im einzigen reinen Frauen- 
gefängnis Österreichs, der Schwarzau in Niederösterreich, in- 
haftiert sind, zugute. An der Vorbereitung, die diesmal auch 
inhaltliche Arbeit einschließt, beteiligen sich wie auch im Vor- 
jahr zahlreiche Frauen, Lesben und Mädchen aus gemischten 


und Frauenzusammenhängen. 


TATblatt, EKH-Frauengruppe, Schloß & 
Riegel 

Schon vor der großen Som- 
merpause im EKH startete die 
EKH-Frauengruppe, die nun- 
mehr seit einem Jahr besteht, mit 
der Vorbereitung zum diesjähri- 
gen großen Frauensolidaritäts- 
fest. Den Startschuß gab’s im 
Rahmen des alljährlichen Haus- 
festes in Form einer Infoveran- 
staltung im EKH-Frauenbe- 
reich. Es waren Frauen und Les- 
ben aus dem FLMZ, von der 
Rosa Lila Villa, von Rebel, dem 
Volxtheater Favoriten und na- 
türlich aus dem EKH erschie- 
nen, um dem spannenden und 
informationsschweren Vortrag 
der Frauen des AK Schwarzau 
zu lauschen und in einer anre- 
genden Diskussion Möglichkei- 
ten für Öffentlichkeitsarbeit und 
reale Hilfe für inhaftierte Frauen 
zu besprechen. Des weiteren 
werden sich Frauen von der 
Rosa Antifa Wien an den Vorbe- 
reitungen beteiligen, weitere 
Gruppen und Einzelfrauen sind 
herzlichst eingeladen, tatkräftig 
mitzuhelfen. Die nächste Info- 
veranstaltung zum Thema im 
EKH-Frauenbereich mit Videos 
von Frauendemos vor Frauenhä- 
fen wird am Dienstag, dem 8. 
Juli um 20.00 Uhr stattfinden. 
Danach gibt’s auch im Frauen- 
bereich eine Sommerpause, Mit- 
te August geht‘s dann mit fri- 
schen Kräften weiter. 


Der 
Arbeitskreis 
Schwarzau 


entstand im Herbst 1980 im 
Frauenhäfn Schwarzau durch 
eine Gruppe von inhaftierten 
Frauen, die sich gegen die re- 
pressiven Haftbedingungen zur 
Wehr setzten. Diese Frauen 
setzten ihre Arbeit auch nach 
ihrer Entlassung fort, indem sie 
bis heute versuchen, Öffentlich- 
keit zur Lebenssituation und zum 
Widerstand von inhaftierten und 
kriminalisierten Frauen herzu- 
stellen bzw. die betroffenen 
Frauen konkret zu unterstützen. 
Mit ihrem regelmäßig erschei- 
nenden Infoblatt "Schloß & Rie- 
gel" geben sie Informationen 
über die konkrete Situation in- 
haftierter Frauen, nicht nur in 
Österreich, über Bücher von und 
über Frauen im Häfn, Histori- 
sches, Theorien zur Kriminali- 
sierung von Frauen, etc., an in- 
teressierte Frauen weiter. 


Über Infos, Anregungen und 
Beiträge freuen sich die AK 
Schwarzau-Frauen sehr! 


Spendenkonto: CA 60620387898 BLZ 
11000 AK SCHWARZAU 


Offener Brief des 
Arbeitkreis Schwarzau 


an die Verwaltung der 
Strafvollzugsanstalt Schwarzau 


betrifft: Besuchszeiten 


Zu den zahlreichen Diskriminierungen, denen Frauen im 
Strafvollzug ausgesetzt sind, kommt in der Strafvollzugsanstalt 
Schwarzau hinzu, daß die Besuchsmöglichkeiten stark einge- 
schränkt sind 

(Montag bis Donnerstag 9-16 Uhr, Freitag 9-12 Uhr, Samstag 
8-9 Uhr nur mit Sondergenehmigung). Dadurch ist es berufstätigen 
Angehörigen und FreundInnen sehr schwer möglich, Frauen zu 


besuchen. 


Da die Schwarzau die einzige Strafvollzugsanstalt für Frauen 
in Österreich ist, trifft es Frauen aus den Bundesländern besonders 
stark. Gemäß Strafvollzugsgesetz Paragraph 94 (1) sind die Be- 
suchszeiten so festzusetzen, daß entweder Samstag vormittag oder 
einmal wochentags am Abend als Besuchszeit vorgesehen ist. 

Es ist für Angehörige aus weit entfernten Bundesländern ein 
unverhältnismäßig großer Aufwand, wenn sie bis Samstag späte- 
stens 8 Uhr angereist sein müssen. Selbst für berufstätige Besu- 
cherInnen aus der näheren Umgebung ist es praktisch unmöglich, 
ohne Urlaub zu nehmen bis 15 Uhr einzutreffen. 

Wir sind der Ansicht, daß derartig eingeschränkte Besu.iıszei- 
ten die Aufrechterhaltung sozialer Kontakte nach außen erschwe- 
ren und einer Resozialisation entgegen wirken. 


Um den verschiedenen Bedürfnissen der Inhaftierten und der 
BesucherInnen aus ganz Österreich gerecht zu werden, fordern 
wir einen langen Besuchsabend und uneingeschränkte Besuchs- 
möglichkeit am Samstag. 
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Den beiden (Spiegel-)Autoren der 
"Globalisierungsfalle" blieb es vorbehalten, 
anhand des Greißlersterbens in der Wiener 
Innenstadt die Fratze der Globalisierung auf- 
zudecken, kurz bevor der Wiener Bürger- 
meister rechtzeitig zum Ersten Mai den Neo- 
liberalismus als abzuhaltendes Übel für sich 
entlarvte. Landauf landab haftet der Verkün- 
digung der Globalisierungsbotschaft etwas 
von Endzeitstimmung an. Mit der vermeint- 
lichen Übermacht der Bedrohung geht der 
Verlust an Gegenstrategien und Utopien ein- 
her. Rettung verspricht allein da der Wein ... 

Oder zumindest sein göttlicher Vertreter. 
Der, Sohn des Zeus und der Semele, wurde 
als Frühgeburt -- seine Mutter verbrannte 
beim Anblick des Gottes -- in seines Vaters 
Oberschenkel ausgetragen und später von 
Nymphen aufgezogen. Als Gott des Weines 
und der Vegetation machte Dionysos sodann 
seine Anhängerinnen (Bacchantinnen) 
zwecks ekstatischer Orgien durch die Wälder 
schwärmen. 

Gottesfürchtiges Schwärmen verändert 
aber nicht immer gleich die Welt, außerdem 
gab es noch so etwas wie Klassengegensätze 
u.a.m. und einen Herrn Marx, der das alles 
einmal aufschrieb, sowie viele, die dieses 
dann interpretierten. Im Italien der 60er Jahre 
-- über diesen Aspekt war im letzten TAT- 
blatt bei der Erörterung der Geschichte der 
Autonomen schon zu lesen -- entwickelte sich 
aus einer Neuinterpretation des Marxismus 
die Linie des Operaismus, der eine Antwort 
auf die veränderten Klassenkonstellationen 
des fordistischen Gesellschaftssystems dar- 
stellen (und eine theoretische Grundlage au- 
tonomer Politik werden) sollte. Antonio Ne- 
gri war sowohl politischer Militanter als auch 
Theoretiker der Autonomia, und mußte poli- 
tisches Asyl in Frankreich suchen, wo er in 
Paris, wie zuvor in Padua, Staatsrecht lehrte. 
Zusammen mit Michael Hardt hat er nun in 
der Edition ID-Archiv unter dem Titel Die 
Arbeit des Dionysos seine Sicht dionysischen 
Schaffens dargelegt, eine materialistische 
Staatskritik in der Postmoderne. 


Die Arbeit des Dionysos ist für Ne- 
gri/Hardt die schöpferische, lebendige Ar- 
beit, Arbeit die Leben und Gesellschaft (re- 


)produziert, und damit die (zeitliche) Regle- . 


mentierung des kapitalistischen Arbeitstages 
-- die Autoren sprechen von der Gefängnis- 
zelle Arbeitstag -- durchkreuzt. Die Arbeit 


| SOMMERBÜCHEREI 


"Mehr denn je scheinen die angemessenen Metaphern für die Herrschaft des Kapitals aus 
dem Reich der Vampire und Zombies zu kommen." (...) "Deshalb lohnt es sich, die Unter- 
suchung weiterzuführen -- und vor allem zu handeln." 


; Dionysos 
als Kommunist 


des Dionysos steht für Negri/Hardt für die 
Subversion im kapitalistischen Produktions- 
prozeß (als negativer Aspekt materialisti- 
scher Staatskritik), wie auch für die Kon- 
struktion eines Gegenentwurfs zur herr- 
schenden Ordnung als positiver, affırmativer 
Aspekt materialistischer Staatskritik, die sie 
als eine "Methode des Denkens außerhalb der 
Grenzen instrumenteller Rationalität des 
Rechts und des Staates" entwerfen, "als eine 
Methode, die jene Rationalität zerbricht". 
Ausgangspunkt wie Ziel dieses dionysischen 


Stechuhr aus den ehemaligen 
Hackwerken, um 1920 


Schaffens bleibt dabei auch im postmoder- 
nen, postfordistischen Staat der Kommunis- 
mus, "die einzige dionysische Schöpfung". 

Tatsächlich sehen Negri/Hardt gerade in 
den neuen (postmodernen und postfordisti- 
schen) Arten von Arbeit und den sich damit 
neu entwickelnden Subjektivitäten eine neue 
Chance für die Verwirklichung des Kommu- 
nismus. Wie das geht? 

Arbeit im marxschen Sinne kann (auch) 
als eine spezifische Tätigkeit gesehen wer- 
den, die als Wert hervorbringende gesell- 
schaftlich anerkannt ist. Ebenso ist, was als 
Wert angesehen wird, gesellschaftlich, kul- 
turell bedingt. Was gesellschaftlich bedingt 
ist verändert sich jedoch über die Geschichte, 
wobei die wichtigste Veränderung im Be- 
reich der Arbeit nach Negri/Hardt der Über- 
gang zur "gesellschaftlichen Fabrik" war. 


Demnach ist die Fabrik "nicht länger der 
paradigmatische Ort, an dem Arbeit und 
Produktion konzentriert sind (wie es in der 
Moderne/im Fordismus noch war; Anm.); 
Arbeitsprozesse sind außerhalb der Fa- 
brikmauern verlagert worden und finden ih- 
ren Einsatz quer durch die Gesellschaft". 
Damit löste sich die den Menschen aufge- 
zwungene Fabriksdisziplin aber nicht etwa 
auf, sondern wurde auf die gesamte Gesell- 
schaft ausgeweitet. Gleichzeitig wurde damit 
die schon immer fragwürdige Unterschei- 
dung zwischen produktiver und reprodukti- 
ver Arbeit obsolet, indem auch die gesell- 
schaftlich anerkannte Arbeit zunehmend im- 
materiell wurde -- nämlich "intellektuelle, 
affektiv-emotionale. und technowissenschaft- 
liche Tätigkeit", die "Arbeit des Cyborg". 

"Tasächlich sind Postindustrialismus, 
der Triumph computergestützter Produktion 
und letztlich die Globalisierung des kapitali- 
stischen Systems und der gesellschaftlichen 
Fabrik dadurch geprägt, daß die Präsenz von 
Arbeit als Mittelpunkt des Lebens ebenso 
umfassend wird wie die Ausbreitung sozialer 
Kooperation über die Gesellschaft. Hier stößt 
man auf ein Paradox. Im gleichen Moment, 
da Arbeit theoretisch nicht mehr wahrgenom- 
men wird, ist sie allgegenwärtig und wird die 
allgemeine Substanz." Daabernach Fov It 
das Subjekt nicht nur Produzent sondern auch 
Produkt gesellschaftlicher Arbeit ist, bildet 
diese "allgemeine Substanz" Arbeit vor allem 
durch das Medium neuer Technologien ihre 
eigenen Subjektivitäten aus.. So würde das 
hohe Niveau technologisch-wissenschaftli- 
cher Arbeit eine Subjektivität bedingen, die 
die fortgeschrittenen wissenschaftlichen Fä- 
higkeiten inkorporiert. Für Negri/Hardt sind 
diese Subjektivitäten des Cyborg aber auch 
"subjektive Formen der Voraussetzungen 
des Kommunismus in der Gegenwart". 

In der -Postmoderne sei die Subsumtion 
der Gesellschaft unter das Kapital real ge- 
worden, die Logik der kapitalistischen Pro- 
duktion, wie sie in der Fabrik perfektioniert 
wurde, erfasse nun alle Formen gesellschaft- 
licher Produktion gleichermaßen, und davon 
abweichende soziale Praktiken würden der 
Kriminalität zugeordnet. Negri/Hardt kon- 
statieren für diese postmoderne Gesellschaft 
ein Verschwinden der Zivilgesellschaft, des 
"sozialen Raumes", der noch Raum für poli- 
tische Antagonismen bot. Trotzdem biete 
dieses gegenwärtige Entwicklungsstadium 
"Voraussetzungen für den Kommunismus", 
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die durch Kollektivität, Unumkehrbarkeit 
und eine Dynamik von Antagonismus und 
Krise definiert seien. Dabei gelte die Unum- 
kehrbarkeit insbesondere für Elemente des 
(fordistischen) Wohlfahrtsstaates, der "reale 
Inseln neuer gesellschaftlicher Kooperation, 


Cyborg 


einer Betrachtung der Krise des Realen So- 
zialismus, diskutieren die Bedeutung (politi- 
scher) Gewalt, postmoderne Versionen des 
Verwaltungs- ("... die Handlungsfähigkeit 
der Parlamente wird eingeschränkt und zu- 
gleich die Operationen exekutiver Organe 
ausgedehnt.") und So- 
zialrechts (ist der post- 
moderne Staat Polizei- 
staat?), und die juridi- 
schen Aspekte einer 
"Neuen Weltordnung". 
Zudem bieten die Auto- 
ren kritische Anmer- 
kungen zu verschiede- 
nen marxistischen 
Staatstheorien und den 
Verhältnissen im Rea- 
len Sozialismus. 


Entstanden sind die 
in Die Arbeit des Diony- 


über die letzten zwanzig 


neue und starke kollektive Produktionsbedin- 
gungen, die als solche auf der institutionellen 
Ebene selbst anerkannt sind" hervorgebracht 
hat. Eine zweite Voraussetzung, die "neuen 
Fähigkeiten des arbeitenden Subjekts zur 
produktiven Kooperation", würde sich aus 
der Veränderung und Neuorganisation von 
Arbeit (s.o.) ergeben. Im "Toyotismus" wür- 
de Arbeit zwar zunehmend abstrakt, jedoch 
wäre dennoch eine "Weiterentwicklung (...) 
zur Konkretheit einer kollektiven Arbeits- 
kraft" zu verfolgen. Umsomehr, da sich mit 
dem Cyborg lebendige, dionysische Arbeit 
heute ebenfalls als abstrakte, immaterielle 
Arbeit manifestiert. 

Die größte Herausforderung besteht nach 
Negri/Hardt nun darin, die "neuen Orte des 
sozialen Antagonismus zu kennzeichnen, die 
Umrisse neuer Subjektivitäten auszuleuchten 
und die Entstehung der neu auftauchenden 
konstituierenden Macht nachzuzeichnen". 
Dies insbesondere vor dem Hintergrund des 
Verschwindens der Zivilgesellschaft, dem 
ehemaligen Austragungsort dieser Antago- 
nismen und damit Entstehungsort z.B. der 
ArbeiterInnenbewegung. Nicht verschwun- 
den sei nämlich der Staat, dieser würde sich 
vielmehr auch, aber nicht nur im Bereich des 
Rechts restrukturieren und dabei sein "illibe- 
rales" Gesicht zeigen. Neben der kritischen 
Diskussion bürgerlicher Theorien über das 
Staatsrecht zeigen Negri/Hardt dies für den 
neoliberalen: Staat am Beispiel der: USA. 
"Die Praxis des Staates während der Reagan- 
und Bush-Jahre, nämlich als moralische Au- 
torität aufzutreten, die fähig ist, das Land 
unter einer Moral zu einigen (also weder 
nach ökonomischen noch eigentlich juridi- 
schen Maßgaben)" (z.B. in der Abtreibungs- 
frage: Anm.) bezeichnen sie als Angelpunkt 
ihrer Untersuchungen über den postmoder- 
nen Staat. 

Von diesen ausgehend gelangen sie zu 


Jahre. Dem Buch anzu- 
merken ist dies keines- 


sos gesammelten Texte - 


wegs, die einzelnen Kapitel fügen sich 
bruchlos aneinander. Dafür beschert der lan- 
ge Entstehungszeitraum auch einen Einblick 
in das, was der theoretische Hintergrund 
autonomer Politik und Geschichte (siehe 
dazu TATblatt plus 79) genannt werden 
könnte. Negris Analysen des operaio sociale 
aus den siebziger Jahren und seine Kritik der 
kommunistischen Parteien schwingen auch in 
diesem Band mit, ebenso wie die Tatsache, 
daß der Autor Teil der militanten autonomen 
Bewegung war. (siehe auch im Meldungsteil 
dieser Ausgabe) 


Antonio Negri / Michael 
Hardt 

Die Arbeit des 
Dionysos 
Materialistische Staatkri- 
tik in der Postmoderne 
Edition ID-Archiv, 1997 
190 Seiten 

65 234.- 


Und noch 


ein Handbuch... 


PR 


Wie stürze ich eine Stadt ins Chaos? 
Einige Menschen mit äußerst schlechtem 
Ruf, sagen wir zB Punks, geben einen Aufruf 
über Chaostage heraus, dieser wird verbrei- 
tet, dazu ein paar Flugblätter mit möglichst 
provokativem Wortschatz (beispielsweise 
Rudelbumsen oder Mozartkugelschlacht), 
und dann wird, bis auf ein paar ausgewählte 
Exemplare der schlecht beleumundeten 
Gruppe, einfach zuhause geblieben. Das Er- 
gebnis ist total, nämlich Chaos ohne Chao- 
tInnen, zugenagelte Geschäfte, Hysterie, 
staatliche Exzesse. 

Ebendiese Anleitung kann der/die ge- 
neigte LeserIn in besagtem Handbuch finden, 
dazu noch zahlreiche weitere erbauliche und 
fantasieanregende Berichte, Reminiszenzen, 
Fantastereien, Theorien und Ideen. Der 
Grundgedanke ist schlicht der, daß es in einer 
Gesellschaft eine dominierende kulturelle 
Grammatik gibt, und daß Abweichungen 
bzw. Verfremdungen eine höchst subversive 
Wirkung erzielen. Gewürzt ist das erbauliche 
Werk mit Verweisen etwa auf die Billboard 
Liberation Front, die Indiani Metropolani, 
Laibach, Provos, Harald Naegeli u.a. dubio- 
se Existenzen. 


Selbstverständlich können wir auch bei 
diesem Buch nur abraten, dieses zu kaufen, 
zu verschenken oder sonstwie in Umlauf zu 
bringen. An der Verwerflichkeit desselben 
kann auch der pseudodistanziererische Satz, 


daß doch das alles 
nur als Information 
und keineswegs als 
Handlungsanleitu 

ng aufgefaßt werden und schon gar nicht zur 
Begehung strafbarer Taten auffordern soll, 
ändern. Doch wir haltens nun mal mit 
hemmmungsloser Meinungsfreiheit und 
überspannen wieder mal den Verfassungsbo- 
gen gehörig (wir bitten Herrn Abgeordneten 
Kiss von der ÖVP höflichst um seine wö- 
chentliche Anfrage an den Bundesminister 
für Inneres, beginnend mit "Ist Ihnen be- 
kannt, daß im TATblatt schon wieder für eine 
Handungsanleitung Werbung gemacht wird 
und diese dort erhältlich ist usw usf"), wenn 
wir Euch anbieten, das Buch auf Bestellung 
zu schicken (wie übrigens tausende Buch- 
handlungen im deutschsprachigen Raum). 


autonome a.f.r.i.k.a. 
Gruppe/Luther Blis- 
set/Sonja Brünzels: 
Handbuch der 
Kommunikations- 
guerilla, 

VLA - Verlag Libertä- 
re Assoziation 1997, 
ö5 219,- 


WVJZA Z plus 80/81 - Seite 28 


Netzkritik 


Materialien zur Internet-Debatte 


Grundsätzlich ist Netzkritik, im Sinne von Geert Lovink und Pit Schultz, weder als Techni- 
keuphorie noch als Kulturpessimismus zu verstehen, sondern als Versuch das Medium "Inter- 
net" einer fortschrittlichen Analyse zu unterziehen, die sowohl die Gefahren als auch die 
realen Möglichkeiten für eine befreite Gesellschaft, oder besser gesagt für den Weg zu einer 


solchen, aufzeigt. 


hppt 


Das Buch selber ist eine Sammlung von 
Artikeln, deren AutorInnen verschiedene 
Herangehensweisen an die Thematik haben, 
teils aus dem autonomen, linksradikalen 
Spektrum, teils von der Uni, teils kritisch, 
teils optimistisch, teils pessimistisch. Man- 
che bedienen sich einer abgehobenen Spra- 
che, wodurch das Verständnis des Inhaltes 
des Öfteren beeinträchtigt wird, oder/und be- 
handeln ein abstraktes Thema. Eine Kritik 
des Buches müßte jeden einzelnen Artikel 
behandeln. Da dies zu lang wäre, soll hier im 
Zuge der Beschreibung von Artikeln Aussa- 
gen und deren Kritikpunkte aneinanderge- 
reiht werden. Anzumerken ist dennoch, daß 
das Buch nur einen kleinen Einblick in die 
Thematik gewährt, denn Netzkritik beinhal- 
tet etwa auch Sicherheitsverhältnisse im In- 
ternet, das Geschlechterverhältnis, die Pläne 
der Wirtschaft, der Nutzen der Wirtschaft 
vom Internet, den Hype und den Hackerln- 
nen/AktivistInnen. Bereiche, die im Buch 
höchstens angeschnitten werden. Daher (und 
wegen der Abgehobenheit einiger Artikeln) 
als Einstiegslektüre eher ungeeignet ("Kurs- 
buch Internet" und "Kursbuch Neue Medien" 
vom Bollmann Verlag, obwohl dick - ca. 500 
Seiten - und teuer - ca. 300.- , sind in dieser 
Hinsicht geeigneter). 


DAS GIBT'S 


DOCH GAR NICHT ! 


Doch. Wir haben die Bücher, 
die ihr schon lange sucht. 
Unser aktueller Katalog 
Informiert über ca. 400 Titel 
zu libertärer Kultur & Politik, 
sozialen Bewegungen, Öko- 
nomie & Ökologie, Welt- 
(un)ordnung und vielem 
mehr. Einfach anfordern! 


Anar&®& 


Postfach 2011 - 31315 Sehnde 
Fax 05132/93833 


Am ausführlichsten meisten beschäftigt 
sich das Buch mit Medienaktivismus und 
Medientheorie (zumindestens jenes 3/4, das 
ich gelesen habe). Das Kollektiv "Critical 
Art Ensemble" z.B. untersucht die Über- 
schneidung von HackerInnentum und Politik, 
beschreibt das Image der HackerInnen, zer- 


legt. den (kriminalisierenden) Mythos und 
kritisiert die unpolitische Haltung der mei- 
sten HackerInnen, betrachtet jedoch das tech- 
nische Wissen dieser als eine Art Aneignung 
von Produktionsmitteln. Ebenso wird die 
Haltung der Linken gegenüber HackerInnen 
hinterfragt und am Ende für eine vermehrte 
Zusammenarbeit dieser beiden und anderer 
Gruppen plädiert, wobei dem Kollektiv Ak- 
tionszellen von vier bis zehn Personen für 
einen "elektronischen zivilen Ungehorsam" 
vorschweben. 


Diese Fixierung auf das Medium Internet 
wird in einem Artikel von Katja Diefenbach 
als Technikdeterminismus und als Kommu- 
nikationsguerilla-Mythos entlarvt. Zuerst 
wird die Tatsache angeführt, daß viele 
HackerInnen am Ende ihrer Hackkarriere 
sich von Softwarefirmen engagieren lassen 
(d.h. sich temporär von der Faszination der 
Illegalität und des Guerillamythos beein- 
drucken lassen, Bem.d.S.). An anderer Stelle 
wird die Gläubigkeit vieler Leute an ein 
"quasi-automatisches Demokratisierungspo- 
tential’ des Internets als Technikdeterminis- 
mus benannt, welcher reale - politische, so- 
ziale und wirtschaftliche - Machtverhältnisse 


. ausblendet und sich einer Technikgläubigkeit 


verschreibt. Damit meint sie ebenso den In- 
ternetpathos eines John Perry Barlow 
(Electronic Frontier Foundation - sozialde- 


mokratische und technikfreundliche Netzor- 
ganisation), wie auch das Motto "access for 
all’ des niederländischen servers "xs4all.nl" 
(oder war das doch nur ein gutgemeinter 
Seitenhieb?!?), wo etwa die Radikal 
draufliegt. Ergänzend ist hier jener Technik- 
determinismus in Oliver Marcharts Artikel, 
der zB. "Gewalt im Fernsehen’ als 
"Ursache krimineller Devianz’ be- 
trachtet. Für Marchart fängt unter 
anderem auch deswegen Netzkri- 
tik bei einer Kritik des Technikde- 
terminismus an. 


Xs4all ist auch Thema in ei- 
nem weiteren Artikel über 
"Netzaktivitäten in Amsterdam’, 
welches die Internetaktivitäten 
und gerichtliche Probleme von 
McSpotlight (Anti-McDonalds- 
Organisation), Fishman-Seite (be- 
handelt Praktiken der Scientology) 

und Jansen&Janssen (veröffentlichten ‘Ge- 
heimpapiere und parlamentarische Doku- 
mente) beleuchtet. Ebenso über Internetakti- 
vismus berichtet ein Artikel, der die Sicht der 
CIA und amerikanischen think-tanks (politi- 
sche Denkfabriken) beschreibt, deren Erfah- 
rungen zu einem Teil auf den Solidaritä‘ 
tivitäten zur EZLN beruhen. 


Widerstand im Internet spricht auch Hakim 
Bey in einem Interview an, indem er betont, 
daß dieser nur ein virtueller sein kann, einer der 
Widerstand zeigt und ausstellt. D.h. Wider- 
stand muß sich noch immer im realen Raum 
ansiedeln, entwickeln und agieren. 


Zum Schluß noch eine Bemerkung zur 


„ Finanzierung. Die Übersetzungen, das steht 


auch im Buch, wurden von der Phillipp Mor- 
ris Kunstförderung gesponsert. Gerüchte- 
weise (das steht nicht im Buch, eben ein 
Gerücht ;-) wegen eines amerikanischen Ge- 
richtsbeschlusses, der die Firma, auf Grund 
von Unterstützung rechtsextremistischer und 
-radikaler Gruppierungen, verpflichtete linke 
(Kultur-)Projekte zu finanzieren. :-) 


Einige Links: 
http://www.xs4all.nl/ (xs4all-server) 
http://www.desk.nl/nettime (nettime-Diskussionsliste) 
httpy//www.heise.de/tp (telepolis - Internetzeitung) 
httpy/www.ezin.org/ (EZLN-Startseite) 
http://www.McSpotlight.org/ (bekannteste Anti-McDo- 
nald Seite) 

% 
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DE-S VOBOD: GURKEN 


4 a 
Ile LENUER 


‘ 


WIERSCGHHEIMTGS Yan 


SEN CINE ISIMUSTÄFRYI 


Unfaßbar, aber wahr: Vom legendären Szene-Comic- Zeich- 
ner und Punk-Ratz-Erfinder Mauli kommt ist ein neuer Band 
(bzw. ein neues Bändchen) auf dem Markt. Von der Auflage 
her nicht ganz zu vergleichen mit dem neuen Asterix vom 


Jänner (ca. 6 Mio. im deutschsprachigen Raum), aber trotz- 


dem. Sei dem wie auch immer, hier folgt jedenfalls die TAT- 


blatt-Exklusiv-Rezension. 


"Geheimnisvoller als Akte X!" 
Blaue Bohnen Zeitung 


"Außerirdische Invasoren scheitern an ’We- 
ana Schmäh’" 
Locus 


Um den Zeichner auch post-arenistischen 
Generationen nahezubringen, zuerst also ein 
paar Worte zum 
Thema ’Mauli über- 
haupt’. Erste Zeich- 
nungen erschienen 
1970 im "Lehrlings- 
blatt" in Linz. Die 
bekannteste Figur 
Maulis in der linken 
Szene ist wohl nach 
wie vor der "Punk- 
Ratz", erschienen in 
der Arena-Stadtzei- 
tung und den "A- 
Komicks". Seither 
sind mehr als fünf- 
zehn Jahre vergan- 
gen, in denen Mauli 
Comics in Comic- 
Zeitschriften (Fön- 
X, Comic Forum) 


Strich des herkömmlichen Comic-Zeichners 
weiter denn je entfernt ist.- 

"Die Tentakel des Allerschleimigsten” 
sind ein Bündel verschiedener, ineinander 
verknoteter Geschichten, in denen es bei- 
spielsweise um Außerirdische, Banküberfäl- 
le, Inkontinenzprobleme und vieles andere 
geht. Wird Baldur Wotruba, auch bekannt als 
"der Herr Direkter", es wagen, seiner Sekre- 
tärin seine Lie- 
be zu geste- 
hen? Werden 
die schleimi- 
gen Außerirdi- 
schen es schaf- 
fen, die Erde 
.in ihre Gewalt 
zu bekommen? 

Aussage? 
Darum geht’s 
hier nicht. Die 

"Tentakel" 
sollen alles 
und jedeN auf 
Glatteis füh- 
ren, Tabus 
brechen, ver- 
wirren und da- 
bei Spaß ma- 


und anderen Medien 
(Volksstimme, Hainburg-Basisbuch) veröf- 
fentlicht hat. 

Daneben entstanden noch Cartoons und 
Karikaturen für diverse Medien. (Die Illu- 
strationen für den "Nachtboten" erwähnen 
wir hier aus Gründen der political correct- 
ness nicht.) Zum gesetzten Übersetzer 
("Brotberuf") ist er jedenfalls noch nicht 
geworden (auch wenn er sich manchmal den 
Anschein gibt), und vermutlich ist das auch 
ein Grund dafür, daß sein Stil vom gefälligen 


chen. Oder, 
wie Mauli es formuliert: "Warnung: Dies ist 
ein dadabarocker Postundergroundcomic, 
wie ich ihn gerne läse." 


"Die Tentakel des Allerschleimigsten" 
sind erhältlich: Comic Shop, 5, Margareten- 
strasse 45, oder per Post an Mauli, Fasan- 
gasse 3/26, 1030 Wien (65 50,-, und für die 
special edition mit Signatur, die noch dazu 
im Kuvert versendet wird, öS 70,-) 


Seien wir uns doch / 
ehrlich. Die Strukturen in D8 
der linken Szene sind ver- 
altet.und zu sehr auf Exklusivität ausgerich- 
tet. Man kann einen gewissen Livestyle nicht 
auf ewig durchziehen. Sich weismachen zu 
wollen, daß es im Kapitalismus möglich ist, 
außerhalb zu stehen, ist ein Mythos dem noch 
immer einige Linke aufsitzen. Unser Ziel 
muß es sein, wieder für die Masse der Leute 
interessant zu werden. Man sollte darüber 
einmal beraten, denn das ist die bessere 
Faschoabwehr als die 1000. Antifascho 
Demo. Vor allem haben wir im Bereich der 
ArbeitnehmerInnen seit 20 Jahren viel zu 
wenig bis gar nichts geleistet. Gerade in 
Zeiten in denen der Kapitalismus Leute dazu 
zwingt, sich für einen Drecklohn zu verkau- 
fen und diesen vorgeschwindelt wird, daß 
MigrantInnen daran schuld seien, darf unser 
Bekenntnis zur Unterstützung der Arbeite- 
ıInnenschaft kein hohles Lippenbekenntnis 
bleiben. Wie man das am besten angeht, daß 
sollte noch eifrig diskutiert werden. 


Mit syndikalistischem Gruße aus Linz 
IB 


Der/die TATblatt-Leserln, das unbe- 
kannte Wesen. Nur gelegentlich 
dringt eine Botschaft zu uns, was 
Ihr von der Zeitung haltet, warum 
Ihr sie überhaupt lest. Eine dieser 
seltenen Schwingungen aus dem 
gewaltbereiten All: 


}) 
"Danke überhaupt mal für das Zeitungs- 
machen! Manches ist mir zu polemisch, aber 
vieles sehr informativ. 


viele Grüße, A." 


P.S.: Die Polemik in den Artikeln ist 
steter Anlaß zu noch polemischeren Ausein- 
andersetzungen über Polemik untereinander, - 
die bedauerlicherweise gerade nicht weniger 
polemische Artikel verursachen. Was damit - 
gesagt sein soll: die Kritik ist berechtigt, 
unser Geist gelegentlich getrübt. 
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Infoladen Zehn 


EKH, 10. Wielandgasse 2-4 
MI. 16-20 Uhr, Fr. 16-22Uhr 


| Bücher und Zeitschriften 
‚befördern neue Ideen. 
|Neue Ideen eröffnen 
weitere Perspektiven. 
Und Perspektiven 
braucht die Linke. Besön- 
ders im Sommer, im Bad, 
am Strand, auf der alter- 
nativen Bildungsreise. 


Neuheiten: 


Unrast - Verlag: 

Autonomie - Kongress: Materiali- 
en zur Nachbereitung. 

Zwei Jahre nach dem Kongress in 
|Berlin Ostern 95 liegt nun eine 
Sammlung von Ergebnissen einzel- 
ner Arbeitsgruppen, Einschätzun- 
gen zu Vergangenheit und Zukunft 
der Autonomen und erste Beiträge 
zu einer Neubestimmung autono- 
mer Politik vor, 


Geronimo: 

Glut und Asche - Reflexionen zur 
Politik der autonomen Bewegung 
auf dem Weg ins 21. Jahrhundert. 
Nach den beiden "Feuer und Flam- 
me" Bänden geht es in seinem neuen 
| Buch vor allem um die Anti-Olym- 
pia-Kampagne in Berlin, Bad Klei- 
‚nen und den Umgang mit einem 
'Spitzel, den Tod des Faschisten Ka- 
ind! un den Autonomie-Kongress 
95. Genug Stoff also für kontrover- 
' se Diskussionen! 

Konkret Literatur Verlag: 
Thomas Schultze und Almut Gross: 
Die Autonomen. Ursprünge, Ent- 
wicklung und Profil der autonomen 
Bewegung 

Schultze ist Redakteur der Zeit- 
schrift "17 C", wo Teile des Buches 
als Fortsetzungsgeschichte erschie- 
nen. Ergänzt wird sein Text, der 
sich vor allem auf die Hamburger 
Szene bezieht durch einen Beitrag 
zur Geschichte der autonomen 
Frauenbewegung. 


Oliver Tolmein: 

"RAF - das war für uns Befrei- 
Ein Gespräch mit Irmgard Möller 
über bewaffneten Kampf, Knast 
und die Linke 

I. Möller wurde nach fast 23 Jahren 
Knast im Winter 1994 entlassen. Sie 
gehörte zur GründerInnengenerati- 
on der RAF und ist die einzige 
Überlebende der Todesnacht von 
Stammheim. Dieser Punkt nimmt 
im Buch daher breiten Raum ein, 
rekonstruiert wird aber auch die 
Entwicklung militanter Kämpfe der 
60er, 70er und 80er Jahre als Refle- 


|xion der persönlichen Geschichte. 
Vi 


Edition Nautilus: 

Inge Viert: 

Nie war ich furchtloser 
Autobiographie 

Die Autorin beschreibt eine triste 
Jugend in der Provinz im Deutsch- 
land der 50er Jahre, den Aufbruch 
der Studenten 1968, skizziert die 
Entwicklung vom Berliner "Blues" 
zur Bewegung 2. Juni, die bewaff- 
neten Aktionen, ihre Gefängnisaus- 
brüche und den Weg in die RAF 
Ende der 70er Jahre. Es folgen Aus- 
stieg und "Exil" in der DDR, Ver- 
haftung und Knast. 


H. Mittelstädt/L. Schulenburg: 
Der Wind der Veränderung 

Die Zapatisten und die soziale Be- 
wegung in den Metropolen 


Libertäre Assoziation: 

"Aber wir haben immer nur auf das 
Leben gesetzt..." - Berichte ehema- 
liger gefangener Frauen aus Uru- 
guay. 

Erstmals berichte 14 Frauen über 
ihre Politisierung, Den Kampf bei 
den Tupamaros, Haft in den 
Knästen der Militärdiktatur, Folter, 
Freilassung und ihr heutiges Leben. 


A. Foitzig u.a.: 

Tarzan - was nun? 
Inernationale Solidarität im 
Dschungel der Widersprüche 
Aufsätze und Diskussionsbeiträge 
zu Perspektiven einer internationa- 
listischen Linken anhand von The- 
men wie Globalisierung, Gen- 
technologie, Illegalisierung von Mi- 
gration usw. 


autonome a.f.r.i.k.a.-gruppe: 
Handbuch der Kommunikations- 
guerilla 

Über die subversiven Möglichkeiten 
bei öffentlichen Veranstaltungen, Po- 
litikerauftritten etc. zu intervenieren, 
Anregungen für die eigene Praxis. 


ID - Archiv: 

Texte der RAF 

Dokumente 1972-1994 
Chronologie sämtlicher Erklärun- 
gen, Strategiepapiere, Kommando- 
und Hungerstreikerklärungen, er- 
gänzt durch eine Chronologie mit 
Index. 


Verlag die Werkstatt: 
Redaktion AtomExpress: 
...und auch nicht anderswo! 

Die Geschichte der Anti-AKW-Be- 
wegung 

Der Bogen reicht von den frühen 
70er Jahren bis zum letzten Castor- 
Transport. Chronologische Doku- 
mentation mit vielen Fotos der viel- 
fältigen Widerstandskultur einer 
Bewegung.‘ 


ohne Pause: 


Infoladen 10 (1100, Wieland- 

gasse 2-4): Mittwoch von 
16.00 bis 20.00, Freitag von 16.00 
bis 22.00 (fallweise mit Filmen) 
' Rosa Antifa Wien trifft sich je- 

den Montag um 19.00 im TU- 
Club (1040, Paniglgasse 1) 

jeden Donnerstag in der Are- 

na-Kantine (1030, Baumgasse 
80): Shing-A-Ling, Club Socialismo 
Tropical 


Freitag, 11.7. 


17.00 Triebwerk (2700, Neun- 
kirchner Straße 65b): Sommer 


Samstag, 12.7. 


21.00 Flex (am Donaukanal): 

Rabatzz-Party (Punk, 
Deutschpunk, Ska, Rock’n’Roll) mit 
Dj Fusel und Freunde, Live: N.O.E. 
(melodiöser Deutschpunk aus Leip- 
zig), Eintritt: ATS 50,- 

21.00 TU-Club (1040, Panigl- 

gasse 1): Live: Nutshell, Mad 
Society. 


Wiener Neustadt 


20.00 Triebwerk (2700, Neun- 

kirchner Straße 65b): Live: 
bcsb (Wien), Coredrive (Bad 
Fischau). "In einem Holzschuppen 
in Hollabrunn gebar das junge Trio 
ihren vom frühen Seattle-Sound 
nicht unbeeinflußten Post-Emo- 
Core. Basslastige Gitarren ver- 
schmelzen mit paranoider Stimmge- 
walt und münden in exzessiven 
Feedbackorgien, durchsetzt von un- 
schuldigen Melodien. Coredrive ze- 
lebrieren den Spaß am Spiel, das 
Publikum ist ein wichtiger Faktor 
während des Konzertes. Musika- 
lisch bezeichnet als Hardcore Cross- 
over." 


> 21.00 KV Kanal (4311, Josef- 
stal 21): kill the nation with a 
Loop. kut, roman, gussHousebriga- 
de, c.l., mother borderline, mamba 
spider, ed the mad, herb, chill, sista 
el, glyon. ATS 50,- zur Unterstüt- 
zung antifaschistischer Projekte. 


Mittwoch, 16.7. 


20.00 7Stern (1070, Sieben- 

sterngasse 31): Wienpremiere 
der jungen Münchner Schwestern 
Heilmaier. Schwarzhumoriges Mu- 
sikkabarett aus dem bayrischen 
Frauenalltag mit Gitarre, Gesang 
und Harmonika. 


Samsta ” 19.7. 


22.00 KV Kanal (4311, Josef- 

stal 21): Oriental House Party. 
Occidental Music, Orient Style, Full 
Moon. House Music von Dolly Du- 
ster, Evva, Fercher, Wass, Haircut- 
ting Performance. .by ‘Kaiserschnitt. 
"Ambiente Orientalismen mit Spei- 
sen, Getränken und Musik aus dem 
Morgenland. Orientexpress: Stwst - 
Enns - Kanal. Surprise us with your 
oriental mask and you will be surpri- 
sed." 


Mittwoch, 23.7. 


20.00 7Stern (1070, Sieben- 

sterngasse 31): "Auf nach Ha- 
vanna, zum Festival nach Havan- 
na...!" Cuba-Fest zur Verabschie- 
dung der österreichischen Teilneh- 
merInnen an den Weltjugendfest- 
spielen. Mit karibischen Drinks und 
Musik. ' 


Wiener Neustadt 
15.00 Triebwerk (2700, Neun- 
kirchner Straße 65b)::Minigolf. 
"Wir gehen miteiner bunten Gruppe 
Minigolf spielen.. Treffpunkt beim 
Triebwerk." 


Donnerstag, 31. 7. 
[Wiener Neustadt | 


17.00 Triebwerk (2700, Neun- 

kirchner Straße 65b): Kid’s 
Cafe Videoabend. "Wir sehen ' 
gemeinsam unsere Lieblingsfilme 
an. Du kannst gerne deine eigenen 
Favoriten mitnehmen, wenn sich 
nicht alles ausgehen sollte, gibt’s be- 
stimmt.einen zweiten Videoabend." 


FrISalSo, 1.-3.8. 


22.00 KV Kanal (4311, Josef- 

stal 21): Samsara. Abraxas, 
Slack Hippie, Perfumed Garden, 
Andre Monroe, Isi, Future Space Jun- 
kie, Daniel Razor, Martin Klein, 
Glyon, Northern Lights, Old Dog So- 
und System, Alexx Alyax and fri- 
ends. Specials: Feuerschlucker, 'De- 
koration vom Samsara Projekt. 


Samstag, 9.8. 


20.00 KV Kanal (4311, Josef- 
stal 21): Open Air: Sowiet (Fön 


Rec. St.Petersburg, RUS), Dr. Wen- 


ij 


:del (Naughty Sounds). 
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| INFOLADEN 10 
PROUDLY PRESENTS: 


Filme und Dokumentationen am Freitag 
Beginn: jeweils 20.00 


4. Juli 
Das Bolivianische Tagebuch (Filmbiographie über Che Guevara) 
Bananas (Woody Allens praktische Anwendung der Focus-Theorie) 


18.Juli 
Von Montgomery bis Memphis (ein Filmprotokoll in Originaldokumenten 
über die Entwicklung der schwarzen Bürgerrechtsbewegung unter Führung 
M.L. Kings) Panther (Mario van Peebles) 


| Der Griechische Bürgerkrieg 1946-49 


"zZ" (Politthriller vonCosta Gavras über die - angeblich fiktive Ermordung 
eines Politikers. Unschwer ist die Geschichte des linken griechischen 
Abgeordneten Lambrakis zu erkennen, der 1964 ermordet wurde.) 


15. August 
SPIEGEL-TV Interview mit Inge Viett und Till Meyer (Bewegung 2. Juni) 
Portrait Fritz Teufel (7983) 


Viva Maria (Luis Malles Komödie über die Revolution in einem 
lateinamierikanischen Land um die Jahrhundertwende. Wurde zum Kultfilm 
der antiautoritären Studenten und SDS - Kader um. R. Dutschke) 


29. August 


Wahrheit macht frei (Dokumentation über die europäische Neonazi-Szene) 
Jüdischer Partisanenkampf nach 1945 


Raumschiff Enterprise: Der Nazi - Planet (Legendäre Folge der SiFi - 
Serie, die als einzige nicht von deutschsprachigen Sendern angekauft, 
synchronisiert und ausgestrahlt wurde; OFmU) 


Catering by: DO(kumentation) & KO(mmunikation) 


| Achtung Abonnentinnen! Die im Adreßpickerl unterhalb deines Namens in doppelter Klam- 
| mer angegebene Zahl ist die Nummer jenes TATblatts, das du als letztes im Rahmen deines 
| Abos zugeschickt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig verlängerst!!! Bei Fehlern oder 
| Unklarheiten bitte einfach bei uns anrufen oder uns schreiben! 


P.b.b., Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1060 


Das TATblatt ... 


... ist eine seit 1988 existierende und 14-täglich erscheinen- 
de, selbstverwaltete Zeitschrift. “Alles über das Böse aufder 
Welt”, “Nachrichten aus dem Widerstand” oder "die Zei- 
tung für TäterInnen”; unsere Arbeit genau zu definieren, 
fällt uns schwer. ; 

Klar ist aber: “Objektivität” und “Ausgewogenheit” sind 
nicht unsere Sache! 

Das TATblatt soll die Wut, den Widerstand und vor allem 
die Erfolge der Menschen zum Inhalt haben, die keine 
“Beherrschten” sein wollen. 

Das TATblatt soll nicht "Zentralorgan“ sein. Es ist Platz für 
Diskussionen und Erfahrungsberichte: Die Wege in eine 
Gesellschaft ohne Unterdrückung der Frauen, ohne Rassis- 
mus, ohne Hierarchie, Dogmatismus und Profitdenken sind 
in keiner Landkarte eingezeichnet, kein Führer kennt den 
Weg! 

Das TATblatt darf nicht “fertig”, und schon gar kein “Produkt” 
sein; sehr wohl aber ein in ständiger Entwicklung befindlicher 
Ausdruck der Suche nach einer anderen Gesellschaft. 
Welche sich von Rechtschreibfehlern, kontroversieller Dis- 
kussion und Chaos nicht abschrecken lassen, sind herzlichst 
eingeladen, mitzumachen... 


Verkaufsstellen 


WIEN 1: »BH Internationales Buch (Trattnerhof 1)«BH Südwind 
(Kleeblattgasse 4) «eBH Winter (Landesgerichtsstraße 20) «Zei- 
tungskiosk R. A. Keream (Kärntnertorpassage - beim U4-Ab- 
gang) »Zentralbuchhandlung (Schulerstraße 1) WIEN 3: »Are- 
na-Beisl (Baumgasse 80) WIEN 4: »Beisl TU-Club (Paniglgas- 
se/Ecke Argentinierstraße) WIEN 6: »Beisl KUKU (Linke Wien- 
zeile 98) «Platten RAVE UP (Hofmühlgasse 1) + WIEN 7: »Plat- 
ten V.E.B. Sacro (Neustiftgasse 68, im Hof) «Platten Why Not 
(Kirchengasse) WIEN 9: «BH Buchwelt (Schwarzspanierstraße 
15) «BH Löwenherz (Berggasse 8, Eingang Wasagasse) « 
‚Anarchistische Buchhandlung (Hahngasse 15) WIEN 10: «EKH 
(wielandgasse 2-4) « STOCKERAU: »Bäckerei W. Schwarz 
(Heidstraße 11) GRAZ: «ÖH-GEWI, Zimmer 5 (Schubertstraße 
2-4) « Jugendzentrum Explosiv (Schützgasse 16) LINZ: »ZAPATA 
(in der KAPU, Kapuzinerstr. 36) 

und bei zahlreichen Zeitungsverkäuferinnen in Wien 


TATblatt-Abo 


einfach Erlagschein ausfüllen (Empfängerin: INFRASTRUK- 
TUR, P.5.K. 92.037.311) und Abo-Preis einzahlen: 

Preise innerhalb Österreichs: 

10-Nummern-Abo: 180,- Öschis 

20-Nummern-Abo: 350,- Öschis 
20-Nummern-FörderInnen-Abo: 700,- 

Preise außerhalb Österreichs: 

10-Nummern-Abo: 260,- Öschis 
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Telefon: (0222) 5968078, Fax: (0222) 5968078-4 

E-Mail: TATblatt@blackbox.at 
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Redaktionelle Beiträge sind als solche gekennzeich- 
net. Leserinnenbriefe und nicht als redaktionell be- 
zeichnete Beiträge geben nicht die Meinung der Re- 
daktion, sondern die der Schreiberin oder des Schrei- 
bers wieder. 


Die Redaktion behält sich vor, zugesandte Texte ab- 
zulehnen oder zu kürzen. Kürzungen werden jedoch 
gekennzeichnet. Kopien der vollständigen Texte kön- 
nen gegen Unkostenersatz (S 1,-pro Seite plus Porto) 
beim Verein „Infrastruktur” bestellt werden. Den Un- 
kostenersatz lege bitte in kleinen - aber ungebrauch- 
ten } Briefmarken deiner Bestellung bei. 


Das TATblatt ist Mitglied der 
Vereinigung alternativer Zeitungen und Zeitschriften 


VAZ 


Das nächste 


erscheint am 
11. September 1997 


Fe en A 


